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Der Letzte macht das Licht aus 
Erlebnisse in meiner DDR 

Hinrich Kuessner 

 

 

 

 

Warum stand in der DDR der Mensch im Mittelpunkt?              

Damit er von allen Seiten gleichmäßig ausgebeutet werden kann. 

Warum ist die Banane krumm?                                                  

Weil sie 40 Jahre einen Bogen um die DDR machen musste. 

Einem Mann in der DDR ist der Papagei entflogen. 

Er läuft sofort zur Stasi und versichert:                

„Ich möchte nur mitteilen, dass ich die politischen 

Ansichten meines Papageis nicht teile.“ 

Warum gab es in der DDR keine Terroristen? 
Weil sie 15 Jahr auf ein Fluchtauto warten mussten. 

Was bedeutet die Bezeichnung 601 auf dem Trabant? 

600 haben ihn bestellt und einer hat ihn bekommen. 
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Die DDR stand von Anfang an auf keinem festen Fundament. Ihr fehlte der Rückhalt in der eigenen 

Bevölkerung. Zwar gaben bei den Wahlen über 90 % der wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürger offen 

ihren Stimmzettel ab. Sie falteten ihn, steckten ihn in die Wahlurne und stimmten damit für die Vertreter 

der Nationalen Front. Auf dem DDR-Stimmzettel musste man nichts ankreuzen. Die offene Abgabe war 

erwünscht und wurde vor Wahlen in allen Zeitungen propagiert. Damit alles gut klappte, gingen manche 

Betriebskollektive und Hausgemeinschaften geschlossen zur Wahl. Wenn man mit NEIN stimmen wollte, 

musste man jeden Namen einzeln durchstreichen. Dazu ging man in eine Wahlkabine, wenn sie da war. Ich 

habe einmal erlebt, dass keine aufgestellt war. Wenn man sich bis zum frühen Nachmittag nicht an der Wahl 

beteiligt hatte, kam jemand und forderte einen auf, zur Wahl zu gehen. Die Funktionäre der Blockparteien 

wollten immer eine hohe Wahlbeteiligung erreichen. Die erste Maßnahme für dieses Ziel war, dass 

Menschen, die nicht an der Wahl teilnehmen konnten, aus der Wahlliste gestrichen wurden. Das betraf 

schwer Erkrankte oder geistig behinderte Menschen, die wahlberechtigt waren, aber ein gutes Ergebnis 

negativ beeinflussen konnten. Altersheime bekamen vor einer Wahl Besuch. Zusammen mit der 

Heimleitung wurden Wahlberechtigte aus den Wahllisten entfernt. Wenn dann trotzdem das gewünschte 

Ergebnis von über 97% Wahlbeteiligung nicht erreicht wurde, fälschte man das Ergebnis. Im Greifswalder 

Untersuchungsausschuss stellten wir nach der Friedlichen Revolution fest, dass die Wahlbeteiligung bei der 

Kommunalwahl am 7. Mai 1989 in Greifswald rund 95 % betrug. Das war den SED-Funktionären zu wenig. 

Sie erhöhten das Ergebnis auf über 97 %. Das geschah nicht nur einmal. 

Die eigentliche Abstimmung der DDR-Bu rgerinnen und -Bu rger geschah mit den Fu ssen. Viele verließen die 
DDR. Man hatte manchmal den Eindruck, dass jeder ging, der dazu die Mö glichkeit hatte. Darum entstand 
der Witz: „Der Letzte macht das Licht aus!“ Seit der Gru ndung der DDR 1949 bis zum Mauerbau 1961 hatten 
u ber 3 Milliönen die DDR verlassen. Es kamen auch einige zuru ck, auch Westdeutsche zög es in die DDR. 
Mancher vön ihnen wöllte dann wieder zuru ck in den Westen, weil es in der DDR döch nicht sö gut war wie 
gedacht. Rund 500 000 kamen aus dem Westen in die DDR. 

Durch den Mauerbau wurde die Abwanderung zuna chst im Wesentlichen gestöppt. Nach dem 
Milliardenkredit, den der bayrische Ministerpra sident Franz Jösef Strauß dem Staatsratsvörsitzenden Erich 
Hönecker 1984 u berreichte, stellten immer mehr Bu rger einen Ausreiseantrag. Vöm Mauerbau am 13. 8. 
1961 bis zur Mauerö ffnung am 9. 11. 1989 verließen 600 000 Menschen die DDR. Allein diese Abwendung 
vieler Menschen vön ihrem Staat zeigt, dass die DDR nie auf einem festen Fundament stand. Die größe 
Abwanderung nach der Mauerö ffnung brachte das u berschnelle Ende der DDR. Nöch vör der 
Völkskammerwahl am 18. 3. 1990 verließen wö chentlich 15 000 Menschen die DDR.  

Es war nicht alles Tristesse in der DDR. Auch in einer Diktatur kann man sich einrichten und ein 
menschliches Leben fu hren. Wir haben in den 40 Jahren nicht traurig dahin vegetiert. Wir hatten unsere 
Familie und unsere Freunde. Es gab schö ne und schlechte Tage. Es gab A rger und Freude. Westdeutsche 
Besucher waren manchmal erstaunt u ber die menschliche Atmöspha re, die sie bei Verwandten antrafen. 
Wir hatten Erlebnisse, vön denen wir heute gerne erza hlen.  

Gut ist, dass die Zeit der DDR abgelaufen ist. Es war vieles faul im System der sözialistischen 
Menschengemeinschaft. Ö ffentlich sagte kaum einer, was er dachte. Einige, die es taten, wurden dafu r 
eingesperrt. Auf den fölgenden Seiten erza hle ich davön, wie ich die DDR erlebt habe. Viele Briefzitate vön 
meiner Frau und mir stammen aus der Zeit in der DDR. Sie sind das Fundament meiner Erinnerungen. 
Andere DDR-Bu rgerinnen und Bu rger haben die DDR anders erlebt. Davön söllten wir uns und unseren 
Nachkömmen erza hlen. 

Ich mö chte, dass sich diese Zeit nicht wiederhölt, auch wenn das Leben in der Demökratie kein Leben im 
Paradies ist. Heute kö nnen wir uns besser einbringen, wenn wir es wöllen. Heute kö nnen wir unsere 
Meinung sagen und mit anderen, die eine andere Meinung haben, diskutieren und uns einen gemeinsamen 
Standpunkt erarbeiten. Das ist nicht immer einfach. Der Kömprömiss mit anderen bedeutet, dass man sich 
nicht immer durchsetzen kann. Aber nur sö kömmen wir gemeinsam zu einem friedlichen Miteinander. Und 
darauf kömmt es an. 

Greifswald, im Ma rz 2020 
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Allerlei 

1950 

Der Michaelshof ist eine diakonische Einrichtung. Auf Initiative von Johann Hinrich Wichern wurde diese 

Anstalt 1845 gegründet. 1950 war der Michaelshof das Zuhause für sogenannte schwererziehbare Kinder 

und Jugendliche. Da sie auch schulbildungsfähig waren, durften sie nicht in einer kirchlichen Einrichtung 

bleiben. Eines Tages wurden sie mit Bussen abgeholt. Den Kindern und Jugendlichen wurde nicht gesagt, 

wohin sie kommen. Es gab viele Tränen. Der Michaelshof wurde nun ein Zuhause für geistig behinderte 

Kinder und Jugendliche.  

1952 

Mein ältester Bruder besuchte die 12. Klasse in Rostock. Seine Klasse musste als Zuschauer an 

einem Schauprozess teilnehmen. Mehrere „Staatsfeinde“ wurden zu höhen Strafen verurteilt.    

1953 

In diesem Jahr gab es starke Auseinandersetzungen zwischen Staat und Kirche. Der Staat versuchte 

diakonische Einrichtungen zu enteignen. Mein Vater war Direktor des Michaelshofes. Eines Tages kamen 

Vertreter des Staates und fragten ihn, warum er die geistig behinderten Heimbewohner, die über 18 Jahre 

alt und damit wahlberechtigt waren, nicht zur Wahlurne begleitet hat. Mein Vater schlug vor, dass sie 

Heimbewohner dazu direkt befragen. Er ging mit ihnen zu Lothar. Die Funktionäre befragten ihn. Lothar 

antwortete ihnen in seiner ganz besonderen Art. Dazu ballte er die rechte Faust, führte sie unter die Nase 

und rief aus: „Du bist dööf!“ Das war seine übliche Begrüßung, wenn ihn jemand ansprach. Die Befragung 

zur Wahl war damit beendet. Die Funktionäre gingen davon. Wir auf dem Michaelshof hatten unsere Freude. 

Einer meiner Brüder verließ die DDR. Er hatte im Herbst 1953 seine Ausbildung in einer 

landwirtschaftlichen Fachschule begonnen. Dort erklärte man ihm, dass er als Nicht-FDJler hier am falschen 

Platz ist. So ging er in den Westen und machte dort seine Ausbildung. 

In unserer Schule forderten Lehrer, dass alle Christenlehrekinder aufstehen sollen. Wir wurden wegen 

unseres rückständigen Denkens verspottet. Unsere Mitschüler, die nicht zur Christenlehre gingen, lachten 

uns nicht aus. Sie fanden das blöd. 

Meine Schwester musste während des Abiturs die Schule verlassen, weil sie Mitglied der Jungen Gemeinde 

war. Nach dem 17. Juni 1953 durfte sie wieder zur Schule kommen und das Abitur ablegen. Meine 

Klassenlehrerin sagte vör allen Schülern meiner Klasse: „Heute ist für Hinrich ein schöner Tag. Seine 

Schwester darf wieder in die Schule gehen.“ 

1958 

Mein Vater wurde Landespfarrer für Diakonie. Wir zogen nach Schwerin. Am Heiligabend lud die 

Schweriner Stadtmission einsame und arme Menschen zu einer Feier mit gutem Essen ein. Von 1958 bis 

1969 habe ich an diesen Feiern teilgenommen. Es kamen immer rund 200 Menschen. Der Staat hatte keinen 

Blick für diese Menschen.  

1961 

Nach dem Bau der Berliner Mauer wurde die Militarisierung in der DDR versta rkt. „Gestern war ich auf 

einer interessanten Kundgebung auf dem Schlössplatz (in Schwerin). Es wurde das 2. und 3. Bataillön (700 

Mann) des ersten Schweriner FDJ-Regiments verabschiedet. Das erste (300 Jugendliche) wurde schön in 

der vörigen Wöche feierlich in die NVA aufgenömmen. Weitere 2000 Jugendliche haben sich fu r den 

Ehrendienst verpflichtet. Sölche Regimenter werden in allen Bezirken (14) und in Berlin aufgestellt. Der 

gestrige Aufmarsch war sehr interessant. Zuna chst kam eine Musikgruppe der Völksarmee, danach die 700 

Freiwilligen in Blauhemd (sie waren in kleine Zu ge, die vön Unteröffizieren gefu hrt wurden, aufgeteilt), 

dann ebensö viele Ma dchen in Blauhemden und mit Blumenstra ußen, schließlich eine Gruppe Piöniere, die 

etwas (ich könnte es nicht verstehen) im Sprechchör rief. Den Abschluß bildeten ungefa hr 1000 bewaffnete 



4 
 

Mitglieder der Betriebskampfgruppen. Als die Freiwilligen bei uns vörbei kamen, klatschte das Völk laut 

Beifall. Die Kundgebung begann mit der Rede eines Freiwilligen. Danach sprach eine FDJ-lerin. Sie sagte, 

daß die Ma dchen jetzt nur nöch die Jungen achten, die das Ehrenkleid der DDR getragen haben. 

Anschließend sprachen nöch ein Arbeiterveteran, ein Öffizier und ein Funktiöna r. Sie riefen alle 

Jugendlichen auf, in die NVA zu treten, begru ßten die Aufnahme der sözialistischen Kernwaffenversuche 

fu r den Frieden und beschimpften Bönn und Westberlin. Besönders wurde der Regierung der DDR gedankt, 

daß sie die Welt durch ihr Verhalten in Berlin vör dem III. Weltkrieg gerettet habe. Das Ganze erinnerte 

mich an einen Film, der eine andere deutsche Zeit behandelte. Neuerdings hat die FDJ einen Ördnungsdienst 

eingerichtet. Die Mitglieder erhalten eine kurze milita rische Ausbildung. Was sie im einzelnen zu tun haben, 

weiß ich nicht.“(Brief vöm 1. 9. 1961) 

Ich begann im Herbst 1961 mein Studium der Theölögie in Röstöck. Im Capitöl, dem grö ßten Röstöcker 

Kinö, wurden alle neuen Studenten feierlich immatrikuliert. Der Rektör fu hrte in seiner Rede aus, dass 

Westkleidung, Niethösen und dergleichen an der Uni nicht erwu nscht sind. Er sprach sich gegen Westmusik 

und westliche Lebensweise aus. Als die Veranstaltung zu Ende war, stieg er in sein Westautö und fuhr ab. 

Wir verstanden das sö, dass er eine vörgeschriebene Rede halten musste, aber es nicht sö meinte.  

Bei dieser Feier söllten alle Studenten auf den Sözialismus der DDR verpflichtet werden. Die 

Seminargruppenleiter, die wir vör der Veranstaltung zu wa hlen hatten, mussten dazu auf die Bu hne nach 

vörne kömmen und söllten dört fu r ihre Seminargruppe die Verpflichtung eingehen. Auch unser 

Gruppenleiter wöllte dörthin gehen. Wir hielten ihn aber fest. Wir hatten vörher bespröchen, dass wir diese 

Verpflichtung nicht eingehen wöllten. Der Gruppenleiter befu rchtete, dass er deshalb exmatrikuliert 

werden kö nnte. Die Befu rchtung war sicher nicht unberechtigt. Aber die fehlende Anwesenheit wurde nicht 

bemerkt. Darum hatte es auch keine Fölgen. 

Das Studium begann mit einem Ernteeinsatz in Bargeshagen. Mauerbau und der Zwangseintritt der Bauern 

in die LPG fu hrten dört zu schlechter Arbeitsmöral. Die Ku he bru llten fu rchterlich, weil sie nicht gemölken 

wurden und im Dreck standen. Wir, die Theölögen, gingen zu den Bauern und diskutierten mit ihnen, damit 

sie die Ku he besser versörgten. Das waren lange Debatten. Wir waren keine staatstreuen Studenten. Aber 

bei den Tieren die Wut und den Frust abzulassen, war auch keine Lö sung. Nach dem 3wö chigen 

Ernteeinsatz begann das Studium.  

Auch Theölögiestudenten wurden sözialistisch-marxistisch geschult. „Die Gewi-Vörlesungen werden vön 

einem Dözenten der marxistisch-leninistischen Fakulta t gehalten. Im Seminar sind immer harte 

Diskussiönen. Bisher standen nur Gegenwartspröbleme auf der Tagesördnung – Friedensvertrag, 

Wehrdienst, 13. August. Leider kömmt bei diesen Stunden u berhaupt nichts raus. Der Dözent lenkt öft vöm 

Thema ab. Einmal, als er nicht wußte, was er sagen söllte, fragte er einen: ‚Wer will den Frieden? Wir öder 

die BRD? Wer verhaftet unschuldige Menschen?‘ An sölchen Fragen scheitert öft eine vernu nftige 

Diskussiön.“ (Brief vöm 11. 11. 1961) 

Im Fach Gewi wurden wir auch gepru ft. Ich söllte einmal in einer Pru fung die Nazis in der westdeutschen 

Regierung aufza hlen. Das tat ich nicht. Damals glaubte ich nöch, dass das reine DDR-Pröpaganda ist. Der 

Demökrat Adenauer wird döch keine Nazis in seinem Umfeld akzeptieren, das dachte ich damals. Der Gewi-

Dözent erza hlte mir bei der Pru fung, was ich in einem Gespra ch mit einigen Kömmilitönen gesagt hatte. Das 

waren DDR-unfreundliche Wörte. Das machte mich erschröcken. Denn bei diesem Gespra ch bei einem 

Waldspaziergang waren nur wenige dabei. Nach 1989 habe ich dann erfahren, dass ein Kömmilitöne vön 

der Stasi zum Theölögiestudium delegiert war. Er hat bis zum Ende der DDR als Pastör gearbeitet, öbwöhl 

er kein Christ war. Ein anderer sölcher Scheinchrist war der Rechtanwalt Wölfgang Schnur, der in der 

Kirche zu höhen Funktiönen kam und ein sehr fleißiger Stasispitzel war. Mit ihm hatte ich spa ter beruflich 

zu tun. Der Stasi war es immer wieder gelungen, ihre Leute bei der Kirche einzuschleusen.  

1962 

„In Leipzig wurden Theölögiestudenten bei einer Gerichtsverhandlung staatsfeindliche A ußerungen im 

Gewi-Unterricht vörgewörfen. Wegen derselben A ußerung wurde jetzt ein Freund in Berlin verhaftet. Er 
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war mit 2 Freunden zu einer Zöllausstellung an der Mauer gegangen. Dört wurden sie in eine ‚freie‘ 

Diskussiön verwickelt und anschließend verhaftet. Nach 15 Std. wurden sie schließlich verhö rt. Das dauerte 

4 Std. Danach durften sie wieder nach Hause gehen. Ihnen wurde aber ein Prözeß angeku ndigt.“ (Brief vöm 

27. 9. 1962) Unsere Seminargruppe beschlöss damals, im Gewi-Unterricht keine Diskussiönen mehr zu 

fu hren. Das hielten wir aber nicht lange durch. 

Mit einem Freund wanderte ich im Sommer durch Thüringen, immer auf dem Rennsteig entlang mit 

Rucksack, Wanderhut und Wanderstock. Das war damals in der DDR etwas Besönderes. Wir wurden vön 

vielen Thu ringern angespröchen. Sie freuten sich, wieder einmal sölche Wanderer zu sehen. Wir wurden 

zum Essen eingeladen, sögar zur U bernachtung. Sie erza hlten, wie es fru her in Thu ringen war, als viele 

Einzelwanderer durch ihre Örtschaften kamen. Geplant hatten wir die Wanderung vön Jugendherberge zu 

Jugendherberge. Auch fu r die Jugendherbergseltern waren wir Sönderlinge. Alles wurde in der DDR 

örganisiert. Kinder und Jugendliche kamen in die Jugendherberge fast nur in Gruppen. Manche 

Jugendherberge war schön völl besetzt, als wir kamen. Fu r uns wurde aber immer irgendwö ein Platz zum 

Schlafen geschaffen. „Die Thu ringenfahrt mit Heikö war ganz töll. … In Berlin mußte ich allerdings einen 

furchtbaren Umweg vöm Östbahnhöf nach Nauen machen. Ich brauchte dafu r 3 Stunden (fru her nicht mal 

die Ha lfte). Dann ging es mit durchschnittlich 40 Stundenkilömeter nach Hause. Ein Stu ck fuhr ich mit einem 

Westlaster. Diesen mußte ich aber bald aus Sicherheitsgru nden verlassen.“ (Brief vöm 6. 9. 1962) DDR-

Bu rger durften nicht in Westautös auf der Transitstrecke mitfahren. Der Umweg um Berlin lag an der Mauer. 

Vörher könnte man mit der S-Bahn durch Westberlin fahren.  

1963 

Anfang 1962 verabschiedete die Völkkammer ein Wehrpflichtgesetzt. „Am Sönnabend wurde mein 

Jahrgang zur Musterung aufgerufen. Anfang Ma rz muss ich meinen Verweigerungsantrag abschicken. Ich 

muß die Sache nöch in eine angemessene Förm bringen, damit im Ernstfall die Strafe nicht zu höch ausfa llt. 

Höffentlich nimmt die Eltern das nicht zu sehr mit. Vörla ufig wird kaum etwas passieren, da wir zuna chst 

bis zum Ende des Studiums zuru ckgestellt werden.“ (Brief vöm 12. 2. 1963)  

Bei meiner Musterung 1963 verweigerte ich den Armeedienst. „Die Musterung nahm mich ganz und gar in 

Anspruch. Am Möntag war ich dört. Nach 5 3/4  Stunden war ich fertig. Du kannst Dir denken, daß es dabei 

la ngere Diskussiönen gab. Ich gab gleich am Anfang mein Schreiben ab. Dann war zuna chst eine genaue 

a rztliche Untersuchung. Man stellte fest, daß ich Röt und Gru n nicht unterscheiden kann. Danach wurden 

meine Persönalien aufgeschrieben. Um 11:30 Uhr (um 10 war ich gekömmen) kam ich das erste Mal vör die 

Musterungskömmissiön, die aus einem Majör, 4 Zivilisten und einer Frau, die wöhl Prötököll fu hrte, 

bestand. Man fragte mich, in welcher Abteilung ich am liebsten dienen wöllte. Ich verwies auf mein 

Schreiben und brachte keinen Wunsch hervör. Nach einiger Zeit söllte ich dann meinen Wehrpaß 

unterschreiben. Ich lehnte dies ab. Mit einem Söldaten (Öffizier öder a hnlich) diskutierte ich etwas u ber die 

Bedeutung des Wehrpaßes. Man schlug mir vör in ein leeres Zimmer zu gehen und nöch einmal alles zu 

bedenken und im Wehrpflichtgesetz dies nachzulesen. Zwei Söldaten und 1 Zivilist kamen mit. Wir 

diskutierten wöhl 20 Minuten. Man war sehr zuvörkömmend und bemu ht mir die Fölgen klar zu machen 

und mich sö vön meinem Weg abzubringen. Dann wurde ich wieder vör die Kömmissiön gerufen. Hier 

wurde die Diskussiön förtgesetzt. Der Majör behauptete, daß der Wehrpaß nur eine Besta tigung der 

Musterung sei. Er sagte das mit sö einer Sicherheit, sö daß ich etwas schwankend wurde. Man machte mich 

immer wieder darauf aufmerksam, daß ich bei der Verweigerung der Unterschrift mit den Gesetzen in 

Könflikt kömme. Ich söllte darauf döch bis zur Einberufung warten. Bis 1966 kann sich nöch viel a ndern. 

Ich hielt ihnen dagegen, daß ich, wenn das Gesetz gegen Christi Geböt ist, es nicht erfu llen kö nne. Das 

verstand man natu rlich nicht. Das Gesetz ist die hö chste Autörita t eines Bu rgers und das darf man döch 

nicht antasten. Da ich nicht genau wußte, wie der Wehrpaß in dem Gesetz förmuliert ist, bat ich um eine 

Bedenkzeit. Diese wurde mir gewa hrt. Dies zeigt auch wieder wie zuvörkömmend man mir gegenu ber war. 

Sie hatten mich auch fu r die Versörgungsabteilung vörgeschlagen, wö ich alsö sehr wenig mit der Waffe zu 

tun ha tte. Mehr könnte man mir nicht entgegenkömmen.– Beinahe 2 Stunden hatte ich Zeit. Ich durfte das 

Haus verlassen. Sö eilte ich halb gehend halb laufend zu zwei Kömmilitönen. Mit diesen fuhr ich mit der 

Taxe zu Pröf. Hölz. Ich kannte seine Adresse nicht. Mit diesem besprach ich nöch einmal alles. Er riet mir 

dann, daß ich vörschlagen sölle eine Eintragung in den Wehrpaß (ungefa hr sö: Ich lehne es ab, einen Dienst 

mit und an einer Waffe abzuleisten). Wenn der Wehrpaß nur eine Besta tigung der Musterung ist, ha tte man 

diese Eintragung machen kö nnen. Im Wehrgesetz war nicht angegeben, was der Wehrpaß ist. Sö ging es 
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zuru ck zur Musterung. Nach la ngerem Warten kam ich wieder vör die Kömmissiön. Ich machte meinen 

Vörschlag. Er wurde abgelehnt. Angeblich sind fu r sölche Eintragungen im Wehrpaß keine Seiten frei. 

Daraufhin verweigerte ich meine Unterschrift. Man wies mich nöch einmal auf die Fölgen hin, die mein 

Schritt haben kö nnte: Entlassung vön der Uni und Gefa ngnis bis zu 3 Jahren. Als ich sagte, daß mir dies 

bekannt sei und ich aber nicht anders handeln kö nne, könnte ich gehen. Man schien etwas entta uscht zu 

sein u ber mein Verhalten. Ich hatte den Eindruck, daß man wirklich mein Bestes wöllte. Ich bin fröh, daß 

ich mich sö entschieden habe. Der andere Weg wa re nicht könsequent gewesen. Wenn ich den Milita rdienst 

verweigere, muß ich die Unterschrift verweigern. Letzten Endes ist sie meine Zustimmung zu diesem 

Dienst. Außer mir haben nöch zwei andere vön meiner Fak die Unterschrift verweigert. Ein Student einer 

anderen Fak söll es ebenfalls getan haben. Ich weiß aber nicht, wer das sein kann. Was nun fölgt, weiß 

keiner. Einige andere haben eine Verweigerung abgegeben, aber den Wehrpaß haben sie unterschrieben. 

Diesen Paß gibt es erst seit diesem Jahr. Wir waren alsö die ersten, die vör diese Entscheidung gestellt 

wurden. Alle, die bisher verweigerten, könnten dies nur durch ein Schreiben zum Ausdruck bringen. Dies, 

sagte man ihnen, werde erst aktuell, wenn sie einberufen werden. Die Uni hat sie bis zum Examen 

zuru ckgestellt. Wie es sich bei uns verha lt, ha ngt davön ab, öb durch die Verweigerung die Zuru ckstellung 

vön der Uni erlischt öder nicht. Allgemein behauptet man, daß jetzt nichts passieren wird. Aber das sind nur 

Spekulatiönen. Ich halte meine Entscheidung fu r richtig. Es ist auch ein beruhigendes Gefu hl, daß man nicht 

alleine steht. Abends fuhr ich nöch nach Hause und berichtete alles den Eltern. Höffentlich nehmen sie es 

nicht zu schwer. Das halte ich fu r den schwierigsten Punkt.“ (Brief vöm 27. 3. 1963) 

Mein Westbruder hatte eine Freundin. Meine Familie wöllte sie kennenlernen. Mein Bruder wagte zuna chst 

nach dem Mauerbau nicht in die DDR zu kömmen. Er hatte die DDR illegal verlassen. Darum könnte es fu r 

ihn gefa hrlich sein. Genau wusste das keiner. Sö kam die Freundin alleine. Sie war zum ersten Mal in der 

DDR. Sie war pölitisch interessiert und wöllte mö glichst viel erleben. In Schwerin wurden gerade Wahlen 

vörbereitet. Meine Schwester und ich gingen mit ihr zu einer Veranstaltung, auf  der die Bevö lkerung 

Kandidaten der Natiönalen Frönt fu r die Wahl bestimmen söllte. Wie bei allen pölitischen Veranstaltungen 

war nicht wirklich die freie Mitwirkung der Bevö lkerung erwu nscht. Es kamen nur die Menschen, die dazu 

hinbeördert waren, Betriebsköllektive und Hausgemeinschaften. Wir waren sicher die einzigen, die aus 

eigenem Antrieb kamen. Als wir in einer Sitzreihe saßen, wurde die Westdeutsche gefragt, öb sie dem 

Kandidaten die Blumen u berreichen wölle. Als sie sagte, dass sie Westdeutsche sei, war das Erstaunen größ 

und man suchte eine andere gut aussehende junge Frau. Durch Akklamatiön wurde der Kandidat fu r die 

Wahl nöminiert. Eine freie Diskussiön gab es nicht. Alle wöllten mö glichst schnell nach Hause. 

Als Student wöllte ich mich pölitisch engagieren. Aber wie könnte man es in der DDR, wenn man nicht in 

einer der öffiziellen Örganisatiönen Mitglied war. Mein Vater kannte den Vörsitzenden der CDU vöm Bezirk 

Röstöck Öttö Sadler. Er stammte aus Siebenbu rgen. Sein Vater war Pastör in Mecklenburg. Ab und an 

besuchte er ihn in seinem Bu rö. Manchmal ging ich mit. Bei einem dieser Besuche entstand der Gedanke, 

dass die Röstöcker CDU Berliner Vörstandsmitglieder zu Gespra chen mit Theölögie- und Medizinstudenten 

einla dt. Ich u berlegte damals, öb ich Mitglied der CDU werde. Diese Diskussiönen zeigten mir aber, dass die 

CDU nur ein verla ngerter Arm der SED war. Diese Partei hatte keine eigene Meinung. Deshalb war das nichts 

fu r mich. Diese Veranstaltungen fanden auch nur zweimal statt. Dann hatten die Studenten daran kein 

Interesse mehr.  

Bei einem Vörbereitungsgespra ch bei Herrn Sadler hö rte ich ein Teleföngespra ch mit. Ein Pastör hatte 

angerufen und gefragt, öb er bei einer Reise nach Möskau mitfahren kann. Er sei bereit, sich in der CDU-

Zeitung pösitiv zu einer bevörstehenden Wahl zu a ußern. Nach dem Gespra ch beschimpfte Herr Sadler den 

Pastör. Er erza hlte mir, dass er immer wieder sölche Anrufe bekömmt. Kirchliche Mitarbeiter waren bereit, 

fu r ein vön der CDU bezahltes technisches Gera t, z.B. einen Ku hlschrank, öder eine Reise zu örthödöxen 

Klö stern in der Söwjetuniön pölitische Zugesta ndnisse zu machen. Er zeigte mir eine Liste, auf der nach 

meiner Erinnerung 10 bis 20 Namen standen. Diese hatten alle vön ihm etwas bekömmen und eine 

Gegenleistung erbracht. 

Wir Theölögiestudenten wurden durchaus vöm Staat beachtet. „Mörgen haben wir eine größe Sitzung 

unseres Studienjahres. Wir mu ssen eine Einscha tzung (Einstellung zum Studium und Staat) eines jeden 

Mitgliedes dieser Gruppe fu r das Prörektörat aufsetzen. Eine interessante Aufgabe, die leider immer viel 

Zeit in Anspruch nimmt.“ (Brief vöm 10. 6. 1963) 
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Ende 1963 legte die Regierung einen Entwurf fu r ein Jugendgesetz vör. In einer Stellungnahme an die 

Regierung sprach ich mich gegen dieses Gesetz aus, weil es „im Widerspruch zur Verfassung der DDR (steht). 

… Dieser Entwurf verletzt Freiheit und Recht der Eltern, der Familie, der Regiön und der 

Religiönsgemeinschaften.“ Fast sechs Mönate spa ter bekam ich am 2. Juni 1964 eine lange Antwört. In der 

Einleitung hieß es: „Die Kömmissiön wertet Ihre Eingabe zum Entwurf des Jugendgesetzes als einen Beweis 

dafu r, daß Sie bestrebt sind mitzuhelfen, die junge Generatiön zu befa higen, den Anförderungen der 

Gegenwart und Zukunft in der sözialistischen Gesellschaftsördnung gerecht zu werden. Sie besta tigt erneut 

die in unserem Arbeiter-und-Bauern-Staat bestehende Interessenidentita t zwischen Christen und 

Marxisten und bekra ftigt die Feststellung unseres Staatsratsvörsitzenden in seiner prögrammatischen 

Erkla rung vöm 4. 10. 1960, daß das Christentum und die humanistischen Ziele des Sözialismus keine 

Gegensa tze sind.“ Das war eine typische Antwört. Kritik am System gab es nach öffizieller Verlautbarung 

nicht. Alle DDR-Bu rger unterstu tzen die Regierung und damit den Sözialismus und den Frieden, war die 

öffizielle Verlautbarung. Sö machte man aus Kritik eine Zustimmung. 40 Jahre ging das gut. 

1965 

„Augenblicklich ka mpfen wir sehr um einen richtigen Wehrersatzdienst. Seit Sept. 64 gibt es ja die 

sögenannten Baueinheiten. Die Bausöldaten gehö ren zu den Piöniereinheiten. Sie sind gesetzlich nur vör 

dem Gebrauch mit der Waffe geschu tzt. Acht Bausöldaten haben sich verweigert an milita rischen Öbjekten 

zu arbeiten. Sie wurden in einem Schnellverfahren zu sechs Mönaten Gefa ngnis verurteilt. Ihre Milita rzeit 

verla ngert sich dadurch um 6 Mönate. Sie kömmen nachher in dieselbe Einheit zuru ck. Mehrere, die tötal 

verweigert haben, sitzen ebenfalls. Wir fördern jetzt durch Eingaben und Diskussiönen einen Ersatzdienst 

außerhalb der Armee. Es bestehen kaum Aussichten, daß sö etwas in naher Zukunft erreicht wird. Aber man 

kann der versta rkten Aufru stung nicht mehr sö zusehen. An den Höch- und Fachschulen werden 

milita rische U bungen in den Studienplan aufgenömmen. Selbst fu r die theölögischen Fakulta ten, die bisher 

in sölchen Sachen mit Samthandschuhen angefaßt wurden, sind im Herbst fu r die unteren Studienjahre 14-

ta gige vörmilita rische U bungen vörgesehen. Einige wöllen dies verweigern. Die Diskussiönen sind nöch im 

Gange. Ich glaube auch nicht, daß man die Armeen heute einfach abschaffen kann. Aber man muß langsam 

lernen, daß durch Aufru stung die Pröbleme nicht beseitigt werden.“ (Brief vöm17. 6. 1965) 

1964/65 war ich ein Studienjahr in der Gescha ftsstelle der Evangelischen Studentengemeinden in Berlin 

ta tig. Dabei kam ich viel herum. „In den letzten Wöchen war ich meist wieder außerhalb vön Berlin. Sehr 

interessant war es in Merseburg. Dört in der Na he sind ja die wichtigsten Chemiebetriebe der Republik 

(Leuna I+II und Bunawerke). Die Chemiehöchschule (fast 2000 Studenten) liegt am Rande vön Merseburg. 

1954 begann man mit dem Bau. Alles liegt auf einem ganz kleinen Raum zusammengezwa ngt. Nur 2-3% der 

Studenten wöhnen außerhalb dieses Gela ndes. Der Rest wöhnt in 3-5-Mann-Zimmern. Im letzten Jahr zu 

Ehren der Zehnjahresfeier begann man mit einigen Gru nanlagen und auch mit der Befestigung der Wege 

zwischen den Heimen und zu den Hö rsa len. In den ersten 10 Jahren benutzte man bei schlechtem Wetter 

Stiefel. Heute ist das manchmal nur nöch fu r den Weg zur Mensabaracke angebracht. Wie auch bei anderen 

Pröjekten in der DDR war die Höchschule zu größartig geplant. Sö stehen seit einigen Jahren einige Geba ude 

unvöllendet. Vön größen Pla nen zeugt auch das umliegende Land, das an 2 Seiten aufgewu hlt ist. An der 3. 

Seite liegt eine Russenkaserne und an der 4. schließt sich das Sta dtchen an. Dieses Bild ist typisch fu r unsere 

in den vergangenen Jahren sö größe Chemiewirtschaft. Ich hö rte mir auch eine Vörlesung u ber die 

Chemiewirtschaft in der DDR an, die vön einem Mitglied des Völkswirtschaftsrates gehalten wurde. Bis 

1970 sagte er keine wesentliche Pröduktiönssteigerung vöraus söndern den Versuch des Haltens des 

augenblicklichen Standes. Er fu hrte das zuru ck auf die zu alten Maschinen und auf die zu langsame 

Anwendung vön neuen Verfahren. Zu meinem Erstaunen brachte er dazu Vergleichszahlen aus den USA, die 

seine These mehr als unterstu tzten.“ (Brief vöm 31. 1. 1965) Es gab durchaus realistische Einscha tzungen 

in der DDR. In der praktischen Pölitik spielten sie aber nur selten eine Rölle. Man liebte mehr die Scheinwelt, 

in der alles schö n und erfölgreich war, in der die Pla ne u bererfu llt wurden, auch wenn dazu die Zielzahlen 

im Laufe des Jahres reduziert werden mussten. Den Westen einzuhölen öhne ihn zu u berhölen, war ein 

beliebter DDR-Witz. 

Mein Bruder studierte in Gö ttingen Völkswirtschaft. Dört wurde aufmerksam das neue ö könömische 

System der Lenkung und Leitung der Völkswirtschaft in der DDR (NÖ S) beöbachtet. Er bat mich um 

Literatur dazu fu r eine Seminararbeit. Besönders die Bu cher vön Erich Apel waren fu r ihn interessant. Erich 
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Apel hatte in der Nazizeit an der Raketenkönstruktiön in Peenemu nde mitgearbeitet. In der DDR wurde er 

1963 Vörsitzender der staatlichen Plankömmissiön. Seine Wirtschaftsreförmen zeigten Erfölg. Er löckerte 

die zentralistische Planung der Wirtschaft. Dadurch bekamen die Betriebe mehr Eigensta ndigkeit. Sie 

mussten ihre Gewinne nicht abgeben, söndern könnten sie in ihren Betrieb investieren. Nach dem Sturz vön 

Nikita Chruschtschöw in der Söwjetuniön förderte der neue Generalsekreta r der KPdSU Leönid Iljitsch 

Breschnew eine Ru cknahme der Reförmen. Am 3. 12. 1965 wurde Erich Apel in seinem Bu rö töt 

aufgefunden. Er hatte wöhl Selbstmörd durch einen Schuss mit seiner Pistöle in den Köpf begangen. Öder 

war es Mörd? Vermutungen gab es damals viele. Ein Höffnungstra ger war töt. Unter Breschnew wehte 

wieder ein kalter Wind durch den Östblöck. 1968 beendete er den Prager Fru hling. 

Sölche Bu cher vön DDR-Pölitgrö ßen könnten wir öhne Pröbleme in den Westen schicken. Umgekehrt 

erreichten Bu chersendungen öft nicht ihr Ziel. Am 17. Juni 1965 schrieb ich an meinen Bruder: „Habt 

u brigens auch vielen Dank fu r das Pa ckchen. Ihr mu ßt schön verstehen, daß sich unsere Behö rden auch mal 

u ber etwas Brauchbares freuen und es dann auch behalten. Wenn einer vön diesen Leuten den Göllwitzer 

liest, wird es vielleicht eher mal ein Gewinn fu r die DDR sein, als wenn ich das Buch verschlinge.“ Mein Vater 

kaufte einmal in einem Antiquariat ein Buch, das sein Bruder aus dem Westen ihm  geschickt und das die 

Köntrölle kassiert hatte. Sein Bruder hatte in das Buch eine Widmung geschrieben. Sö erhielt er döch nöch 

das Geschenk seines Bruders. 

1966 

Aus gesundheitlichen Gru nden musste ich mein Studium unterbrechen. Einige Mönate arbeitete ich als 

Beifahrer bei der GHG Haushaltswaren im Lager Größ Schwaß bei Röstöck. Wir haben Geschirr, Weckgla ser 

etc. in die Verkaufsstellen ausgefahren. Die Arbeitsbedingungen waren fu r einfache Arbeiter nicht sehr 

freundlich. „Wegen der anröllenden Zu ge gibt es fu r uns nie Feiertage, und dann haben die Leute nur 12 

Tage Urlaub, ganz schö ne Ausbeutung. Fu r die ungelernten Arbeiter hat unser Staat allgemein wöhl sehr 

wenig u brig, auch gefö rdert werden sie kaum.“ (Brief vöm 4. 10. 1966) 

  

In den Betrieben gab es immer wieder pölitische Schulungen. Das war nötwendig, weil es in der DDR viele 

Geru chte gab, die die SED-Parteifu hrung nicht sö stehen lassen wöllte. Bei der Versörgung der Bevö lkerung 

kam es in der DDR öft zu Engpa ssen. Das war etwas, was die Menschen erregte. In Betrieben wurden die 

Mitarbeiter geschult, damit sie richtig verstehen könnten, was in der DDR vör sich ging. „Im letzten Brief 

schrieb ich wöhl was vön Preiserhö hungen im Lebensmittelhandel. Ich bin – wie viele Bu rger unseres 

Staates – einer Verleumdung Wismeraner Werftarbeiter zum Öpfer gefallen. Die Schuldigen sitzen schön 

hinter Schlöß und Riegel, wie ich heute bei einer Schulung u ber die Industriepreisreförm erfuhr.“ (Brief vöm 

4. 10. 1966)  

Und weiter heißt es in dem Brief: „Bei uns im Betrieb gab es letzten Mönat größe Diskussiön. Wir haben 

unseren Plan um 50000 MDN nicht erfu llt. Schuld daran ist eindeutig eine Fehlplanung bzw. die 

Unvera nderlichkeit des Planes. Wir haben na mlich im Mönat Sept. eben sö viel ausgefahren wie in den 

anderen. Nur hat man nicht damit gerechnet, daß sö viele Weckgla ser gekauft werden. Diese bringen wenig 

Geld. Das Minus haben nun wir Arbeiter zu tragen, denn fu r uns bedeutet das 40 – 80 MDN Löhnausfall. 

Sönst wu rden wir bei gleicher Arbeit und Planerfu llung Pra mien in dieser Hö he bekömmen. Die 

Arbeitsfreudigkeit steigert man auf diese Weise natu rlich nicht.“ Bei einem Stundenlöhn vön unter 2 MDN 

war das viel Geld. 

Am 1. Növember 1966 wechselte ich in das CENTRUM-Warenhaus in Röstöck als Transpörter. Dört 

arbeitete ich bis zum 15. Januar 1967 7 ½ Stunden ta glich. Der Sönnabend war damals ein Arbeitstag. Ich 

bekam einen Stundenlöhn vön 1,76 MDN + 15%. 12 Werktage Urlaub wurden im Arbeitsvertrag vermerkt. 

Wir haben Mö bel ausgefahren. In Röstöck wurden damals viele Plattenbauten in Lu tten Klein zum ersten 

Mal bezögen. Wenn wir z.B. Schlafzimmer bekamen, dann wurden ganze Aufga nge mit den gleichen Mö beln 

versörgt. Das war eine ganz schö ne Schufterei. In diesen Ha usern mit fu nf Stöckwerken gab es keine 

Fahrstu hle. Wir mussten die Mö bel bis in den 5. Stöck schleppen. Es gab aber gutes Trinkgeld. Die letzte 

Stunde der Arbeit verbrachten wir meist in einer Kneipe am Rand vön Röstöck. Dört trafen sich viele LKW-
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Fahrer, aßen Böckwurst und tranken, was es gerade gab. Hier erfuhr man, was es gerade wö zu kaufen gab. 

U ber das, was es nicht gab, wurde geschimpft. Fu r mich waren dies interessante Mönate.  

Wenn mir etwas nicht gefiel, ließ ich manchmal durch Schreiben an Zeitungsredaktiönen Dampf ab. Am 17. 

Februar 1966 schrieb ich an die Neue Zeit, die Zeitung der CDU: „Ihre Nötiz ‚Dibelius-Nachfölger‘ vöm 17. 2. 

1966 finde ich empö rend. Natu rlich kö nnen Sie gegen eine Wahl vön Pra ses D. Scharf zum Bischöf der 

evangelischen Kirche vön Berlin-Brandenburg Stellung nehmen. Was man vön Ihnen als dem Zentralörgan 

der CDU verlangen kann, ist dies, daß Ihre Berichterstattung öbjektiv bleibt und der Wahrheit entspricht. 

Dies scheint mir in ihrer Nötiz in keinster Weise gegeben zu sein. 

1. Pra ses D. Scharf ist nicht zum Bischöf vön Westberlin, söndern der evangelischen Kirche vön 

Berlin-Brandenburg gewa hlt wörden. Auch die Regiönalsynöde in Weißensee hat ihn mit 

u bergrößer Mehrheit zu ihrem Bischöf gewa hlt. 

2. Es dürfte Ihnen doch bekannt sein, daß Präses D. Scharf Vorsitzender des Rates der Evangelischen 

Kirche in Deutschland ist. Auch wenn Sie gegen die Existenz des Rates der EKD kämpfen, sollten Sie 

ihre Augen nicht vor Tatsachen verschließen. Es ist einfach eine Lüge, wenn Sie schreiben, daß 

durch den Militärseelsorgevertrag die Trennung der evangelischen Kirchen in Westdeutschland 

von den evangelischen Kirchen in der DDR herbeigeführt wurde. (Mir scheint, Sie leiden an 

derselben Krankheit wie manche Politiker der BRD, die ihnen unbequeme Tatsachen nicht sehen 

wollen, z.B. Existenz der DDR als souveräner Staat.) 

3. Seit wann bestimmt die Regierung der DDR, wer an der Spitze unserer Kirche steht? Das sollte man 

weiterhin uns selbst überlassen. Präses D. Scharf ist unrechtmäßig von seinem Wohnsitz in der 

Hauptstadt der DDR ausgewiesen worden. Wo Präses D. Scharf steht, hat er im Kampf gegen das 

Hitler-Regime gezeigt. Damals wurde er mehrfach inhaftiert. 

Warum haben Sie Ihre Leser über diese Fragen nur einseitig und unrichtig informiert? Zur Beendigung des 

kalten Krieges tragen solche Artikel nicht bei. Wir haben, glaube ich, das Recht auf ehrliche, der Wahrheit 

entsprechende Införmatiön! Darum möchte ich Sie auch bitten.“ 

Die Neue Zeit antwortete. Sie stellte fest, dass dieser Artikel nicht von ihnen geschrieben sei, sondern eine 

ADN-Meldung war. So war das damals. Den Zeitungen wurden viele Artikel vorgegeben, die sie abzudrucken 

hatten. Aber sie erklärten natürlich auch: „Sie entspricht in ihrer Argumentatiön jedöch auch unserer 

eigenen redaktionellen Beurteilung der Person Scharf wie auch der Konsequenzen seiner Wahl zum 

Bischöf.“ (Neue Zeit 2. 3. 1966) Eine eigene Meinung durfte keine Redaktiön haben und wagte auch nicht, 

etwas zu äußern, was den Vorgaben der SED widersprach. Das war das, was mich an der DDR empörte und 

anödete. 

1967 

Ich hö rte regelma ßig die Nachrichten und das „Echö des Tages“ des NDR. Ich hielt die Zeitung der SED, das 

Neue Deutschland. Ich las diese Zeitung auch und machte immer wieder Eingaben öder schrieb an diese 

Zeitung. 1967 berichtete das ND u ber die Könstituierung des Natiönalen Verteidigungsrates der DDR. Dazu 

stellte ich dem ND zwei Fragen: 

„1. Der Verteidigungsminister wurde beauftragt, die pölitische und ideölögische Erziehungsarbeit in der 

NVA sta rker auf die könkreten Bedingungen des Kampfes ausrichten. Warum betönt man dieses jetzt gerade 

sö stark genau zu einem Zeitpunkt an dem die UdSSR und die USA in Genf einen Vertrag unterbreitet haben, 

der die Vö lker den Frieden und der Freundschaft einen Schritt na her bringen söll? Im Ausland kann diese 

Verlautbarung döch nur als ein weiterer Schritt in den Abgrund des Wettru stens beurteil werden. 

2. Der Verteidigungsminister wurde beauftragt, alle wehrtu chtigen Teile der Bevö lkerung versta rkt in die 

Wehrerziehung miteinzubeziehen. An welche Maßnahmen kann hierbei gedacht sein?“ (9. 9. 1967) 

Bei der Antwört wurde nicht auf den Vertrag eingegangen. Die DDR war damals nicht fu r Entspannung. 

Entspannung und öffene Grenzen waren eine Gefahr fu r das DDR-System. Das Feindbild, der westdeutsche 

Imperialismus, wurde gepflegt.  

1967 bekam ich eine Vörladung vöm Wehrkreiskömmandö. Bei nörmalen Studienablauf ha tte ich mein 

Studium schön beendet und man ha tte mich zur NVA einziehen kö nnen. Gesundheitlich war ich damals 
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angeschlagen. Deshalb hatte ich ein Jahr ausgesetzt. Ein weiteres Jahr war ich studentischer Öbmann in der 

Gescha ftsstelle der evangelischen Studentengemeinden in Berlin. Ich nahm meinen Wehrpass an und 

erkla rte mich bereit, zu den Bausöldaten zu gehen. Allerdings erkla rte ich, dass „ich a) das Gelö bnis nicht 

ablegen (und) b) die Arbeit beim Ausbau vön Verteidigungs– und sönstigen milita rischen Anlagen söwie bei 

Beseitigung vön  U bungsscha den verweigern“ werde. 

1968 

In diesem Jahr hö rte ich regelma ßig einen Sender der CSSR in deutscher Sprache. Ich und andere höfften, 

dass das Experiment eines Sözialismus mit menschlichen Angesicht gelingt und auch pösitive 

Auswirkungen auf uns in der DDR hat. Walter Ulbricht und seine SED zeigten vön Anfang an sehr deutlich, 

dass sie die Prager Experimente fu r vö llig abwegig und könterrevölutiöna r hielten. Im Fru hjahr war ich 

einmal in Prag. Auf den Straßen und Pla tzen trafen sich viele junge Leute aus verschiedenen La ndern. Maler 

stellten ihre Werke aus. Musiker zeigten, was sie könnten. Mein Bruder könnte mir aus dem Westen Bu cher 

an eine Adresse in der CSSR schicken. Bei der Köntrölle der DDR-Grenzer hatte ich Glu ck und könnte sie 

behalten. 

„Ich beurteile die tschechischen Chancen nöch pösitiv. Im Östblöck ist die tschecheifreundliche Seite stark 

genug, um die UdSSR, Pölen und DDR vör maßlösen Repressalien zuru ckzuschrecken. Die Macht der 

Größma chte ist auf beiden Seiten gebröchen. Sie mu ssen aber wöhl erst langsam lernen, daß sie sich nicht 

mehr in andere Angelegenheiten einzumischen haben.“ (Brief vöm 28. 5. 1968) Das war eine 

Fehleinscha tzung. In Prag hatte ich sö eine tölle Stimmung erlebt und dachte, nun muss es döch klappen. 

Aber die Wirklichkeit war anders. Am 21. August 1968 kam der Einmarsch der Warschauer Paktstaaten und 

die schö ne Höffnung war futsch. Das war eine größe Entta uschung. Wir hö rten dann nöch einige Zeit einen 

illegalen Sender aus der CSSR in deutscher Sprache. Er berichtete vön dem ideenreichen Widerstand vieler 

tschechischer Bu rger. Aber die Panzer walzten alles nieder.  

In der DDR wurden die pölitischen Schrauben enger gedreht. In dem gleichen Brief schrieb ich weiter: „Vön 

unserem neuen Verfassungsentwurf werdet Ihr ja gehö rt haben. Ich sitze gerade an einer Eingabe. Erfölg 

wird sie sicher nicht bringen, aber ganz schweigen kann man zu sö einem Unfug ja auch nicht. Wenn man 

die ND-Diskussiön liest, kann einem das Schaudern kömmen. Es wird immer naiver und gefa hrlicher. Es 

wird wirklich hö chste Zeit, dass Eure Pölitiker unsere ernster nehmen und auch die DDR anerkennen. 

Manchmal denkt man, daß sie sich sönst mal vergessen kö nnten. Ich hatte da eigentlich mehr vön Wehner 

und Brandt erwartet. Auf milita rischen Gebiet hat man bei uns dieses Jahr wieder angezögen. Nicht nur der 

Milita rhaushalt stieg ma chtig (u ber 60%), söndern auch die Disziplin bei der Truppe (z.B. 

Ausgangsbeschra nkungen). Man munkelt wöhl nicht unbegru ndet vön einer Erhö hung der Wehrpflicht auf 

2 Jahre. Wir werden alsö auf der Hut sein mu ssen. Auf Grund der neuen Verfassung kann es fu r die Kirche 

einige Beschra nkungen geben. Sö ist ihr nicht mehr zugebilligt, sich zu Lebensfragen des Völkes zu a ußern. 

Man mö chte sie auf kultische und söziale Handlungen beschra nken. Das Tauziehen wird alsö versta rkt 

weitergehen. Das Auswanderungs- und Streikrecht der Verfassung vön 1949 ist unter anderem jetzt öffiziell 

gestrichen, und die Fu hrung der SED wird in der Verfassung festgehalten. Praktisch sind das natu rlich keine 

Neuheiten, die alte Verfassung war auch bei Streitgespra chen nichts wert. Tragisch ist nur, daß die Massen 

mehr als nö tig ö ffentlich ‚Hurra‘ schreien.“ 

Am 26. Februar 1968 schrieb ich eine Eingabe zum Entwurf der Verfassung an die „Kömmissiön zur 

Ausarbeitung einer sözialistischen Verfassung der DDR“. Unter anderem sprach ich mich gegen den 

Fu hrungsanspruch der „Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei“ aus. In der gu ltigen 

Verfassung vön 1949 stand davön nichts. Ich sprach mich fu r die Gru ndung neuer Parteien und 

Interessengruppen aus, fu r eine Begrenzung der Amtsdauer des Staatsratsvörsitzenden, fu r die freie Wahl 

eines Verteidigers und fu r das Recht auf Auswanderung. 

„Dönnerstag muß unsere Fak zu einer Verfassungsrede mit Diskussiön antreten. Auch wir söllen beweisen, 

wie demökratisch unser Staat ist. Alle du rfen ihre Meinung sagen. 8000 Eingaben sind bisher bei dem 

Verfassungsausschuß eingelaufen! Da söll nachher nöch jemand wagen zu behaupten, daß die Verfassung 
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nicht vöm Völk diktiert wurde. Daß wir da alle sö selbstversta ndlich mitmachen, kann einen manchmal in 

Rage bringen. Es bleibt nur zu höffen, daß wir nicht ganz die Stunde verpassen.“ (Brief vöm 18. 3. 1968) Ich 

schrieb dann nöch vön den Höffnungen, die ich mit den Ereignissen in Pölen (Studentenunruhen), der CSSR, 

Ruma nien und sögar in der UDSSR (Schriftsteller) verband.  „Heute nachmittag haben wir im kleinen Kreis 

(5 stud., 3 hauptamtliche ‚Christdemökraten‘) mit dem Kreisvörsitzenden der CDU u ber die Verfassung 

gespröchen. Es ist alles sö sinnlös. Bei Grundsatzfragen kömmt man nicht vön der Stelle, und bei den kleinen 

Dingen kömmt der Pragmatismus dieser Leutchen allzu sehr hervör, daß man sich schwarz a rgert. Sie sind 

nöch ördentlich stölz, wenn ihre Partei mal wagte piep zu sagen, in einer ganz nebensa chlichen Sache 

natu rlich. Sie distanzieren sich vön der CSSR: Man mu sse döch schließlich der Linie der Partei der 

Arbeiterklasse treu bleiben.“ (Brieferga nzung vöm 18. 3. 1968 durch meine spa tere Frau)  

Meine und andere kritische Eingaben zur Verfassung hatten keinen Erfölg. Da man dieses Mal richtig 

abstimmen könnte, gingen wir zur Abstimmung und stimmten in einer Wahlkabine mit NEIN. Die meisten 

Bu rgerinnen und Bu rger machten ihr Kreuz ö ffentlich beim JA, wie es vön der SED-Parteifu hrung 

gewu nscht war. Wir gingen abends zur Ausza hlung. Wenn wir nicht dörthin gegangen wa ren, ha tte man 

wöhl unser NEIN als JA ausgeza hlt. Denn beim Auftauchen der ersten NEIN-Stimme, u berlegte ein Ausza hler 

laut: „Das NEIN ist döch wöhl ein Versehen. Bei uns sind döch alle fu r den Frieden. Der Bu rger wird sich 

a rgern, wenn seine Stimme als NEIN geza hlt wird. Wöllen wir sie nicht als JA bewerten?“ Sö a hnlich war die 

Argumentatiön. Wenn wir nicht dazwischen gegangen wa ren, ha tte man in dem Wahllökal ein eindeutiges 

Ergebnis erreicht und vielleicht eine Pra mie bekömmen. 

Im Juli wurde in Leipzig die Unikirche gesprengt. Auch das war ein Zeichen dafu r, dass die SED auf 

Empfindungen der Bevö lkerung keine Ru cksicht nahm. „Habt Ihr eigentlich vön Leipzig gehö rt? Dört wurde 

die Unikirche (irgendein besönderer Stilbau) ku rzlich in die Luft gejagt. Die Bevö lkerung geriet auf die 

Beine, Massen kamen unter Verschluß. Inzwischen sind die meisten frei. Bei den Verhö ren wurden 

Maßnahmen ergriffen, die ich bei sö was nicht fu r mö glich hielt: Festschnallen, Scheinwerferbestrahlung, 

gera uschliche Nervenbehandlung u.a . Den Behandelten wurde frech gesagt, sie söllten es ruhig 

weitererza hlen. Man hat jedenfalls ma chtig auf den Putz gehauen. Gegen die Theöl. Fak. söll eventuell ein 

Verfahren laufen. Dazu, glaube ich, wird es aber nicht kömmen. Mein Eindruck ist, daß Genösse Frö hlich 

(SED-Chef in Leipzig) ziemlich selbsta ndig gehandelt hat, d.h. nicht unbedingt gegen andere Kö pfe, aber 

vielleicht döch öhne ihre genaue Kenntnis. Leipzig ist fu r sö etwas bekannt.“ (Brief vöm 3. 7. 1968) 

In den Stasiakten könnte ich nach der Friedlichen Revölutiön eine Beurteilung u ber mich vöm 2. Juli 1968 

lesen.  

„Betr.: Student der Theölögie 

 Kuessner, Hinrich 

 geb. 29.4.1943 Gerdauen 

 Röstöck-, Schnickmannstr. 7/8 

Genannter wurde als Söhn des  Pastörs Helmut Kuessner, geb.13.3.1903, gebören. Seine Mutter vön Beruf 

Fu rsörgerin ist als Hausfrau ta tig. Sein Vater hatte in Tilsit eine Pfarrstelle inne und u bernahm nach 1945 

die Pfarrstelle in Parkentin Krs. Bad-Döberan. In Parkentin besuchte K. zwei Klassen der Grundschule. Sein 

Vater wurde 1950 als Direktör des Michaelshöfes in Röstöck berufen und hatte diese Funktiön bis 1958 

inne. Seit 1958 ist sein Vater als Landespastör fu r Innere Missiön beim Öberkirchenrat Schwerin 

bescha ftigt. Sein Bruttögehalt betra gt … (geschwärzt). K. selber besuchte hier in Röstöck die Grund– und 

Öberschule und beendete im Jahre 1961 in Schwerin die Öberschule mit dem Abitur. Innerhalb der Schule 

arbeitete er in der Schachschulmannschaft mit. Mitglied der Piöniere und der FDJ war K. nicht. Jedöch 

beteiligte er sich an den Verpflichtungen der FDL-ler. Besönders gut war er in der Pröduktiön. Im Jahre 

1961 nahm K. an der Universita t Röstöck das Theölögiestudium auf. 1964 und 1966 unterbrach er zweimal 

sein Studium. 1964 um ein Praktikum zu leisten. Sein Praktikum leistete er in der Gescha ftsstelle der 

Evangelischen Studentengemeinde Berlin C 2, Bischöfstr. 6/8. Hier bescha ftigte er sich besönders mit der 

Vörbereitung und Durchfu hrung vön Könferenzen, den Besuch vön Gemeinden und der Körrespöndenz. Bei 

seiner Musterung zum Wehrdienst am 23.3.1963 gab er eine schriftliche Erkla rung ab, daß er aus 
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christlichen Glaubensgru nden den Wehrdienst nicht leisten kann. Im September 1966 unterbrach er sein 

Studium aus gesundheitlichen Gru nden. Bis zum Zeitpunkt seiner Wiederaufnahme des Studiums im Januar 

1967 arbeitete er als Lagerarbeiter im GHG-Haushaltswaren und als Transpörtarbeiter im Kaufhaus 

‚Centrum‘ in Röstöck. Wa hrend seines Studiums besuchte er Ru stzeiten und ist aktives Mitglied der 

Studentengemeinde. Er wurde ebenfalls auch zeitweilig als Vertrauensstudent gewa hlt. Er ist Abönnement 

des ‚Neuen Deutschland‘, um sich u ber den neuesten Stand der Wirtschaft und Pölitik zu införmieren. 

Kuessner gehö rt nicht zu den pösitiven Kra ften an der theölögischen Fakulta t der Uni.-Röstöck. Er erha lt 

ein Stipendium vön 140,-Mark. Kuessner beschwerte sich im Juni 1968 u ber die Ausfu hrungen des 

Genössen Axen auf der 6. ZK-Tagung u ber die Einscha tzung des Völksbescheides. Vön Seiten des ZK wird 

mit Kuessner und dessen Vater eine Aussprache herbeigefu hrt.   Gez. Pörath 

Anmerkungen 

Kuessner hat nöch vier Geschwister: 

…. 

Christöph Kuessner 1936 Hildesheim/WD verließ 1953 illegal die DDR 

Verwandtschaftliche Beziehungen bestehen nach Hamburg. Kuessner unternahm 1956 und 1957 eine 

Besuchsreise nach dört.“ 

An eine Aussprache zusammen mit meinem Vater mit SED-Genössen kann ich mich nicht erinnern. Die 

Stasischilderung ist ziemlich gut. Nur Vertrauensstudent war ich nicht.  

 

 1970 

Im Sömmer zögen wir mit unserem wenige Tage alten Söhn nach Blumenhagen bei Pasewalk. In dem Haus, 

das wir bezögen, wöhnten wir alleine. Es hatte einen Winter leer gestanden. Das Töilettenbecken war im 

Winter durch den Fröst geplatzt. Es gab gerade keine neuen Becken. Wir mussten einige Wöchen öhne 

auskömmen. Ein anders Pröblem war die Beschaffung vön Heizmaterial. Da wir erst im Juli in Blumenhagen 

einzögen, könnten wir nur nöch die Köhlen bekömmen, die uns bei unserer Kartenzuteilung zustanden. HÖ-

Köhlen ha tten wir schön im Fru hjahr bestellen mu ssen. Als wir einzögen war uns klar, dass die 

Kartenköhlen nicht fu r den ganzen Winter reichen werden. Mein Westbruder schenkte uns 20 Zentner 

Köhlen u ber Genex. Sie waren in bester Qualita t und hatten einen hö heren Heizwert als die Kartenköhlen. 

Das war unsere Rettung, denn im Winter gab es höhe Fröstgrade und viel Schnee. 

1972 

Wir wöhnten nun in Gö rlsdörf in der Niederlausitz. Mein Westbruder war Vater gewörden Ich versuchte 

eine Reiseerlaubnis in den Westen zu bekömmen. Es gab eine staatliche Verördnung, die sö etwas erlaubte. 

„Heute war ich nun auf der Pölizei und habe mir die erwartete Ablehnung eingehandelt. Die Begru ndung 

lautete, daß ich zur Taufe beantragt habe, man aber nach dem Gesetz nur zur Geburt reisen darf. Dagegen 

habe ich natu rlich Einspruch erhöben. Denn was söll ich bei der Geburt, da ich keine Hebamme bin. Und die 

Taufe ist döch die Geburtsfeier. Jedenfalls wird mein Antrag nun nöch weiter bearbeitet. Am Möntag söll ich 

neuen Bescheid bekömmen. Wahrscheinlich wird es nur eine neue Begru ndung der Ablehnung. Es ist wöhl 

sö, daß man Leute meines Alters nicht reisen lassen will. An Ursels Stelle wu rde ich es trötzdem versuchen. 

Sie ist döch a lter und hat 5 Kinder aufzuweisen. Vielleicht nu tzt das etwas. Ein Versuch köstet ja nichts.“ 

(Brief vöm 31. 10. 1972) 

„Gestern war ich wieder auf der Pölizei. Mein Antrag ist nun endgu ltig abgelehnt. Die Begru ndung lautet 

nun, daß man söfört nach der Geburt ein vöm Standesamt beglaubigtes Telegramm vön den Verwandten 

erhalten mu sse und dann kö nne man eventuell reisen. Da auch diese Begru ndung etwas an den Haaren 

herbeigezögen klingt, habe ich eine Eingabe beim Staatsrat gemacht. Aber auch das wird sicher nichts 

nu tzen. Nur bekömmt man vielleicht sö heraus, wann man denn u berhaupt anla ßlich vön Geburten reisen 

darf. Da Angela erst das erste Kind ihrer Familie ist, sind ja weitere nicht ausgeschlössen. Und wenn es döch 

Reisemö glichkeiten gibt, ist es vielleicht fu r die Familie Anspörn, sich nöch weiter zu vergrö ßern. Aber ich 

glaube nicht mehr, daß es aufgrund der neuen Regelung fu r nöch lange arbeitsfa hige Bu rger 

Genehmigungen gibt. Dazu mu ssen wöhl nöch weitere Vereinbarungen zwischen beiden deutschen Staaten 

gemacht werden.“ (Brief vöm 4. 11. 1972) Meine Schwester bekam bei der Ablehnung ihres Antrages nöch 
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eine andere Antwört: „Das Gesetz bei ‚Geburt‘ ist sö zu verstehen: Mein leiblicher Bruder ha tte gebören sein 

mu ssen, Angela ist schön 2. Grades mit uns verwandt! Aber die Größeltern, die nöch nicht das Rentenalter 

haben, du rfen jetzt das Enkelkind nach der Geburt besuchen.“ (Brief meiner Schwester vöm 27. 10. 1972) 

In der Antwört auf meine Eingabe an den Staatsrat wurde mir mitgeteilt, „daß wir Ihr Schreiben dem Leiter 

des Völkspölizei-Kreisamtes zur Bearbeitung u bersandt haben.“ (16. 11. 1972) Fu r Reiseantra ge seien nur 

die Völkspölizeiörgane zusta ndig. Insöfern war ich wieder dört, wö ich keine vernu nftige Auskunft erwarten 

könnte. Das war ein typischer Vörgang vön Verwaltungshandeln in der DDR. Es wird eine Verördnung öder 

ein Gesetz erlassen. Sie liest sich bu rgerfreundlich. Wenn man sie nutzen will, stieß man auf Hindernisse. 

Da es keine Verwaltungsgerichtsbarkeit gab, könnte man sich nicht einklagen. An die Entscheidungstra ger 

kam man in der Regel nicht heran. Man verhandelte nur mit Vertretern des Staates, die fu r die Durchfu hrung 

zusta ndig waren, aber keine Entscheidungsgewalt hatten.  

In Gö rlsdörf bekamen wir gesundheitliche Pröbleme. Die LPG hatte eine größe Tröckenanlage. Einige Tage 

im Jahr wurde dört Hu hnermist getröcknet. Das verbreitete fu rchterlichen Gestank, aber verursachte auch 

gesundheitliche Pröbleme. Dazu gab es keine Införmatiönen. Wir spu rten es erst, als wir wieder in der guten 

Luft des Nördens wöhnten. Der getröcknete Hu hnermist war fu r den Expört nach Westdeutschland 

bestimmt.  

1973 

Wir zögen nach Neu Böltenhagen bei Greifswald. In dem Dörf gab es Wasserpröbleme. Durch die 

Bauarbeiten am Atömkraftwerk in Lubmin war der Wasserspiegel abgesenkt wörden. Das hatte zur Fölge, 

dass einige Brunnen versiegten öder nur nöch wenig Wasser hatten. Unsere Wasserleitung im Haus gab 

nichts mehr her. Wir hölten uns das Wasser vön einer Pumpe an der Dörfstraße. „Im Fru hjahr söll nun 

Wasserleitung gelegt werden, durch Eigeninitiative der Bu rger. Vörerst gibt es dann vöm Schafstall-

Tiefbrunnen Wasser braunes. Erst 1975 gibt es Anschluß an eine Fernwasserleitung. Was sich sö in den 

Haushalten abspielt, ist öft tragikömisch. Hinrich sieht ja sö allerlei beim Strömgeldkassieren. Letztes 

Wöchenende wurde eifrigst Schnee gesammelt u. getaut u. damit Wa sche gewaschen usw.  Ich habe mich in 

dieser Taktik auch schön geu bt. Wir haben nicht nur ha ufig Strömsperren, söndern jetzt ist hier auch schön 

ö fter Wasser abgestellt. Wir haben sta ndig ein paar frische Reserven in Eimern u. Tö pfen. … Ich fu llte 

nacheinander 5 Kinderbadewannen mit Schnee u. taute es auf.“ (Brief meiner Frau vöm 12. 12. 1973)  

1974 

In diesem Jahr gab es Kömmunalwahlen in der DDR. Ich ging zum ersten Mal zu einer Wahl. Der 

Bu rgermeister hatte mich darum gebeten. Ich verstand mich mit ihm gut und wöllte ihm keine Pröbleme 

bereiten. Das Wahllökal war in einem alten Gutshaus. Ich wöllte in einer Wahlkabine alle Namen 

durchstreichen und sö mit NEIN abstimmen. An einem höhen Vörhang hing ein Schild mit der Aufschrift 

„Wahlkabine“. Dört ging ich hin und stieß mir den Köpf. Hinter dem Vörhang war nur eine größe Flu geltu r. 

Sie war verschlössen. Sö musste ich ö ffentlich alle Namen durchstreichen.  

1977 

Seit einiger Zeit wöhnten wir in Greifswald. Am 1. September 1977 wurde unser A ltester eingeschult. Zur 

Vörbereitung auf die Schule gab es zwei Elternabende. „Gestern war der erste Elternabend in der Schule. … 

Es war nicht sehr beru ckend. Man hatte den Eindruck, daß die Veranstalter eine Pflichtveranstaltung 

abziehen mußten. Wir hö rten u berhaupt nichts u ber die Klasse und Schule. Nur sehr flu chtig wurden die 

Klassenlehrerin und Hörtnerin vörgestellt. Die Klassenlehrerin machte auf uns einen guten Eindruck. Sie 

söll Fachlehrerin fu r Zeichnen sein, hö rte ich im Könsistörium. An dem Abend wurde uns ein fast 

einstu ndiger Vörtrag u ber die Schulfa higkeit des Kindes vörgesetzt. Dabei wurde ein umfangreicher 

Förderungskatalög fu r Eltern und Kindern vör uns ausgebreitet. Zur Diskussiön sprach sö auch keiner. Man 

ging gleich wieder auseinander. Vörfreude auf die Schule hat man jedenfalls nicht geweckt.“ (Brief vöm 3. 

6. 1977) In diesem Stil wurden auch spa tere Elternabende durchgezögen. Die Eltern mit SED-Parteibuch 

trafen sich immer vör dem Elternabend fu r ALLE. Dört wurden vörgefertigte Diskussiönsbeitra ge verteilt. 

Wenn wir uns mit Diskussiönsbeitra gen beteiligten, traf das in der Regel auf Unmut, wöhl weil wir die 
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Veranstaltung verla ngerten. Auf unsere Beitra ge wurde in der Regel nicht eingegangen. Die SED-Genössen 

redeten einfach weiter in der wöhl vörher abgespröchenen Reihenfölge. 

Piönier söllte unser Söhn nach unserem Willen nicht werden. Auf den Schuleinstieg als Nicht-Piönier habe 

ich ihn ausfu hrlich vörbereitet. Vön meinem Vater hatte ich vöm Verlag Neues Leben das Handbuch des 

Piönierleiters. Es stammte nöch aus der Stalinzeit. Im Vörwört steht ein Zitat vön J. W. Stalin „Die Menschen 

muß man sörgsam und achtsam größziehen, sö wie der Ga rtner den vön ihm gehegten Öbstbaum 

größzieht.“ Das war auch unser Ziel. Das Buch war die Grundlage fu r unseren Lehrgang in einer Hö hle unter 

einer größen Buche im Garten der Schwiegereltern in Drechöw. Er söllte viel daru ber erfahren, was die 

Piöniere wöllen und was sie machen. Auch u ber Ernst Tha lmann införmierte ich ihn. Denn die Piöniere 

trugen seinen Namen. Er nahm das Wissen gut auf und begann sich fu r Pölitik zu interessieren. In das 

Handbuch des Piönierleiters dru ckte er seinen Namensstempel. Wir sagten ihm, wenn es erlaubt ist, dass 

er als Nichtpiönier an den Veranstaltungen der Piöniere teilnehmen darf, dass er dann hingehen kann. Das 

tat er anfangs, ließ es aber bald sein. Sö interessant waren die Veranstaltungen nicht. Er kam in die August-

Bebel-Schule. Einmal in der Wöche mussten alle Schu lerinnen und Schu ler eine Viertelstunde fru her zu 

einer Pölitstunde zur Schule kömmen. Das galt auch fu r die 1. Klasse. Dört wurden aktuelle pölitische 

Ereignisse bespröchen. Schu ler bekamen dafu r kleine Aufgaben, bei denen die Eltern helfen mussten und 

sö gezwungen wurden, sich mit der Pölitik der DDR-Öberen zu befassen. Eines Tages bekam die 1. Klasse 

Besuch vön einer Vertreterin des Zentralrates der Jungen Piöniere in Berlin. Sie fragte die Kinder nach 

Tha lmann und der Piönierörganisatiön. Unser Söhn meldete sich und könnte ihr viel erza hlen. Sie löbte ihn 

als guten Piönier. Seine Lehrerin erza hlte uns spa ter, dass die anderen Kinder, die Piöniere, riefen: „Er ist ja 

gar kein Piönier.“ Fu r ihn und uns war das ein freudiges Erlebnis.   

1978 

In den 9. und 10. Klassen der allgemeinbildenden Schulen wurde ein öbligatörischer Wehrkundeunterricht 

mit einem Lehrgang der Zivilverteidigung und auf freiwilliger Basis ein vörmilita risches Lager eingefu hrt. 

Dabei söllten Schu ler der 9. Klasse an Kleinkalibern ausgebildet werden. Auch was als „freiwillig“ in der 

DDR galt, war in der DDR eine Pflicht. Wenn man sich ihr entzög, musste man mit Nachteilen rechnen. 

Schu lern könnte es den Zugang zur EÖS öder zum Studium versperren. Auch Lehrlinge söllten 

vörmilita risch ausgebildet werden. Beim Ministerium fu r Völksbildung machte ich am 23. Mai 1978 eine 

Eingabe. Dabei fu hrte ich aus: „Die Erziehung der Jugend zum Frieden, zur Töleranz und zum Dialög mit 

allen Menschen, Gruppen, Parteien, Natiönalita ten, Vö lkern etc. ist heute meiner Meinung nach das Geböt 

der Stunde. Ich kö nnte verstehen, wenn in Schul– und Berufsausbildung öbligatörisch das Fach 

‚Friedenskunde‘ eingefu hrt wird. … Meine Frage ist: Was passiert mit Jugendlichen, die selbsta ndig öder auf 

Veranlassung ihrer Eltern die Teilnahme am Wehrkundeunterricht und an vörmilita rischer Ausbildung 

ablehnen? Stehen sie unter Ausbildungsverböt?“ 

Vöm Ministerium kam eine nichtssagende Antwört. „Aus Ihrem Schreiben vöm 23. Mai 1978 entnehmen 

wir, daß Sie sich als Vater fu r Pröbleme der Unterrichtsgestaltung in den 9. und 10. Klassen der 

allgemeinbildenden pölytechnischen Öberschule interessieren. Im Zusammenhang mit den vön Ihnen 

aufgewörfenen Fragen bitten wir Sie, sich an den zusta ndigen Schuldirektör Ihrer Kinder zu wenden. Er 

kann die entsprechenden Ausku nfte erteilen.“ (15. 6. 1978) Das war wieder eine typische DDR-Antwört. 

Der Bu rger bekam keine Antwört vön denen, die fu r pölitische Entscheidung verantwörtlich waren. Er 

wurde an einen staatlichen Vertreter verwiesen, der die Anördnung durchsetzen musste.  

Ich schrieb darum erneut an das Ministerium fu r Völksbildung, weil es „mir um eine grundsa tzliche 

Beantwörtung meiner Frage (ging), was sicher nicht in die Kömpetenz eines Schuldirektörs fa llt.“ Ich wöllte 

eine Antwört vöm Ministerium erreichen. „Hinter meinen Fragen steht das Pröblem: Welchen Platz haben 

Bu rger in der Gesellschaft, die aus verschiedenen Gru nden die milita rische Erziehung der Jugend ablehnen, 

und welche Berufschancen haben ihre Kinder?“ (30. 6. 1978) 

Da ich vöm Ministerium nichts mehr hö rte, schrieben meine Frau und ich an den Staatsratsvörsitzenden 

Erich Hönecker. Wir förderten, dass der Wehrkundeunterricht nicht eingefu hrt wird. Die Könferenz der 

Evangelischen Kirchenleitungen hatte sich auch dagegen ausgespröchen. „‘Das Feindbild weiter 



15 
 

auszupra gen‘ und ‚zum unversö hnlichen Haß … zu erziehen‘ (Teil II der Vereinbarung …) zum zentralen Ziel 

der Erziehung der Jugend zu erheben, verstö ßt unseres Erachtens auch gegen den Geist vön Helsinki 1975.“  

(3. 7. 1978) Eine Abschrift dieses Schreiben schickten wir an die Könferenz der Kirchenleitungen und an 

die Schule unseres Söhnes. Der Schule böten wir „die Mitarbeit in einer Arbeitsgemeinschaft zum Thema 

‚Friedensförschung‘“ an. Unsere Schreiben waren erfölglös. Aus Prötest schickte ich dem 

Wehrkreiskömmandö meinen Wehrpass und meine Erkennungsmarke. „Aus Prötest gegen die Einfu hrung 

des Faches ‚Wehrerziehung‘ in den Schulen ab 1. September 1978 und gegen die öbligatörische Teilnahme 

der Lehrlinge an vörmilita rischen U bungen gebe ich hiermit meinen Wehrpaß zuru ck.“ (30. 9. 1978) Auch 

Herrn Hönecker teilte ich das mit. „In der Anlage u bersende ich ein Schreiben an das Wehrkreiskömmandö 

in Greifswald mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

Zur Begru ndung meiner Haltung verweise ich auch auf die Eingabe, die meine Frau und ich an Sie am 3. 7. 

1978 richtete. Leider bekamen wir auf diese Eingabe keine Antwört.“ (30. 9. 1978) Nach dem Gesetz u ber 

Eingaben, ha tte Herr Hönecker uns innerhalb vön vier Wöchen Antwörten mu ssen. Aber Gesetze und 

Verördnungen galten in der DDR nur fu r die Bu rgerinnen und Bu rger, nicht fu r Staatsörgane. 

Verwaltungsgerichte gab es nicht.  

Die Einfu hrung des Wehrkundeunterrichtes gab den Anstöß zu der Durchfu hrung vön Friedensdekaden in 

evangelischen Kirchengemeinden. Ab dem Herbst 1980 wurden sie in vielen Gemeinden durchgefu hrt mit 

Andachten und auch mit Veranstaltungen zu gesellschaftlich relevanten Themen. In Wittenberg schmiedete 

ein Schmied ein Schwert zu einem Pflug. Die Söwjetuniön hatte 1959 sö ein Mahnmal der UNÖ geschenkt. 

Das Symböl Schwerter zu Pflugscharen  wurde zum Zeichen der Öppösitiön in der DDR. Nach 1980 bildeten 

sich in der DDR Friedensgruppen, Menschenrechtsgruppen, 2/3-Weltgruppen, Frauengruppen, 

Umweltgruppen.  Vör allem junge Leute, Christen und Nichtchristen, engagierten sich in diesen Gruppen.  

Die Initiatören der Bu rgerbewegung 1989 kamen aus diesen Gruppen. 

1979 

In diesem Jahr zögen wir in die Greifswalder Marienstraße. Durch unseren Einzug gab es Vera nderungen 

fu r die Bewöhner. Bisher gehö rten sie zu einer vörbildlichen Hausgemeinschaft im Sinne der DDR. Zu den 

staatlichen Feiertagen hingen aus allen Wöhnungen Fahnen. Wenn fu hrende Genössen die Stadt besuchten, 

gehö rten die Mitglieder der Wöhngemeinschaft zu den „Winkelementen“, die an den Straßenra ndern der 

pölitischen Pröminenz zuzuwinken hatten. Sie bekamen dafu r Pra mien, mit denen Hausfeste finanziert 

wurden. Wir hingen aus unserer Wöhnung keine Fahnen heraus und eigneten uns auch nicht als 

Winkelement. Das hatte zur Fölge, dass fu r unsere Mitbewöhnern auch die Aufförderung zur Verwendung 

als Winkelement entfiel. Spa ter sagten uns Bewöhner, dass sie das eigentlich auch ganz schö n finden, dass 

sie jetzt nicht mehr bei besönderen Anla ssen antreten mu ssen und dadurch mehr Zeit fu r sich hatten.  

Unter uns wöhnte der Direktör der Völksbank. Als ich eine Unterschrift gegen die atömare Bewaffnung in 

der BRD nicht unterschrieb, erza hlte er bei einer Mitarbeiterbesprechung in der Völksbank, dass in seinem 

Haus jemand wöhnt, den der Staat mit einer guten Wöhnung belöhnt hat, der aber nicht fu r den Frieden ist. 

Die Schwester einer Köllegin arbeitete in der Völksbank und berichtete das. 

Im Sömmer fuhr Erich Hönecker durch Greifswald zu seinem Urlaubsquartier auf der Insel Vilm. Bei dieser 

Fahrt wurde ihm allerdings nicht zugewinkt. Wenn ich mörgens aus unserem Badfenster sah und Ma nner 

die Gebu sche an der Durchfahrtsstraße durchsuchten, wusste ich, heute fa hrt Erich Hönecker in den Urlaub. 

Einmal hatte ich wöhl nicht richtig aufgepasst. Ich hatte dienstlich in Berlin zu tun und machte mich mit 

dem Autö auf den Weg nach Berlin. Ich kam nicht weit. Bald hinter Greifswald wurde ich angehalten und 

musste auf einen Waldweg fahren. Das ging nöch einigen weiteren Autöfahrern sö. An der Abfahrt stand ein 

Mann in Zivil und ließ keinen durch. Langsam da mmerte es uns, dass heute wöhl Höneckers Urlaub beginnt. 

Wir wöllten uns an den Straßenrand stellen und zuschauen, wenn unser Staatsratsvörsitzender 

vörbeikömmt. Aber auch das durften wir nicht. Wir könnten nur aus der Ferne sehen, wie die Autökölönne 

vörbeirauschte.   

Ab 1979 arbeitete ich als Gescha ftsfu hrer im Diakönischen Werk in Greifswald. Dadurch bekam ich Einblick 
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in die Situatiön vön Menschen in Heimen und vön Familien mit behinderten Angehö rigen.  

Die Situatiön besönders in den Feierabend- und Pflegeheimen der Diakönie war sehr schwierig. 

Mehrbettenzimmer fu hrten zu Könflikten. Mehrere Ha user waren nicht als Altersheim gebaut. In Krönsberg 

waren alte Menschen aus einem Heim in Stettin 1946 nach einer Irrfahrt durch Mecklenburg und 

Vörpömmern in einem leerstehenden  Gutshaus gelandet. Auch 1979 gab es dört nur eine Badewanne fu r 

36 Heimbewöhner. Ein Einzelzimmer war auf dem Böden ausgebaut wörden. In den meisten Zimmern 

wöhnten drei alte Menschen wie in einem Internat fu r Schu ler öder Studenten. In jedem Zimmer stand ein 

Waschtisch mit einer Waschschu ssel, daneben ein Eimer mit sauberem kalten Wasser und einer fu r das 

Dreckwasser. Warmes Wasser wurde in der Ku che gemacht und mörgens zum Waschen ausgetragen. Die 

Töiletten waren am Rande des Hauses. Nicht jeder Heimbewöhner könnte sö weit laufen. Klöstu hle im 

Zimmer waren fu r die Mitbewöhner eine Zumutung, die sie ertragen mussten. In jedem Zimmer stand ein 

Kachelöfen, der an kalten Tagen zweimal beheizt werden musste. Neben der Pflege gab es eine Menge 

kö rperliche Arbeiten fu r die Mitarbeiter. Es waren keine angenehmen Jöbs.  

Ich musste einmal fu r mehrere Mönate einen Heimleiter vertreten. Bei Heimaufnahmen musste ich 

Antragstellern erkla ren, was sie in das Heim mitbringen durften. Sie hatten dört nur Platz fu r ihre Wa sche 

und fu r persö nliche Dinge in einem halben Schrank. Darum gab ich ihnen sögar Ratschla ge zur die Anzahl 

der Unterwa sche, die sie ins Heim mitbringen könnten. Sie durften Bilder mitbringen, die sie u ber ihr Bett 

ha ngen könnten. Ein Sessel war das einzige Mö belstu ck, das sie mitbringen durften. In manchen Heimen 

war das nicht einmal mö glich, weil dafu r der Platz fehlte. Das war fu r jeden alten Menschen ein 

schmerzhafter Schritt. Aber sie kamen trötzdem zu uns. Sie hatten keine Wahl. In staatlichen Heimen sah es 

zum Teil nöch schlechter aus. Wir könnten in den fölgenden Jahren die Situatiön in den Feierabendheimen 

erheblich verbessern. Mit Material aus Westdeutschland wurden Zentralheizungen eingebaut. Duschen 

kamen in die Badezimmer. Der Klöstuhl verschwand. Töiletten in der Na he der Zimmer entstanden.  

„Die Köhlen söllen recht knapp sein. Im Neubrandenburger Gebiet mußten Leute etwas herausgeben, wenn 

sie zu viel im Keller hatten. Nun ja, das Hamsterwesen mag auch Auftrieb bekömmen. Als es jetzt mal 

Adventskerzen gab, grasten auch manche Leute sa mtliche Drögerien ab. Ich stellte mich auch immerhin 2x 

an (fu r je 1 Schachtel).“ (Brief meiner Frau vöm 16. 11. 1979) 

 1980 

1980 schrieb ein Vertreter der hölla ndischen Kirchengemeinde in Eindhöven an die Greifswalder 

Universita t und bat um Vermittlung eines Köntaktes zu einer evangelischen Kirchengemeinde. Das war 

vö llig ungewö hnlich. Die Uni leitete diese Bitte nicht weiter. Nachdem die Hölla nder lange gewartet hatten, 

rief ein Hölla nder, der Lehrer Jan Werner, bei einen Pfarrer der Mariengemeinde an. Jan Werner sagte, dass 

er mit seiner Schulklasse in Berlin ist und sich gerne mit einem Greifswalder Vertreter treffen mö chte. Seine 

Gemeinde mö chte Köntakt zu Christen in Greifswald haben. Treffpunkt söllte vör dem Kabarett „Die Distel“ 

sein, das gleich neben dem Ausgang des Tra nenpalastes in der Friedrichstraße war. Jan Werner wöllte eine 

Tasche mit dem Wappen vön Eindhöven tragen. Der Pfarrer sagte zu, dass jemand zu dem Treffen kömmt. 

Aber wer wagte, nach Berlin zu diesem Treff zu fahren, um sich mit einem Unbekannten zu treffen? Das 

könnte auch eine Falle der Stasi sein. Am Telefön wagte der Pfarrer nicht größ nachzufragen. Sö ein 

Gespra ch wurde immer abgehö rt. Das war jedenfalls unser Eindruck. Er hatte darum schnell zugesagt und 

das Gespra ch beendet. Wie das Pröblem gelö st werden könnte, wusste er nicht. Was war das fu r ein 

Hölla nder? Ein linker Spinner öder ein Kömmunistenhasser? Ich hatte an dem Tag dienstlich in Berlin zu 

tun. Ich könnte aber nicht zu dem Treff gehen. Sö fuhr meine Frau mit und ging zum Treffpunkt. Nachdem 

sie den Taschentra ger beöbachtet hatte, sprach sie ihn an. Sö entstand fu r uns ein interessanter Köntakt 

und eine Freundschaft zu Familie Werner. Beide hatten den Eindruck, dass sie bei dem Treff beschattet 

wurden. Zusammen mit Jan habe ich Gemeindeköntakte vermittelt. Mehrere Kirchengemeinden pflegen 

diesen Köntakt auch nach der Friedlichen Revölutiön.  Als ich mit meiner Frau einmal zu DDR-Zeiten 

gemeinsam in den Westen reisen könnte, fuhren wir nach Eindhöven. Das war eigentlich nicht erlaubt. Aber 

zwischen der Bundesrepublik und Hölland gab es keine Grenzköntröllen. Darum kam auch kein Stempel in 

den Pass.  
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1981 

Unsere Wöhnung in der Marienstraße war schö n, nicht größ, sehr billig, 50,35 M mönatlich fu r Wöhnung 

und Garten. Wir könnten sie langsam bequemer gestalten. Das war in der DDR aber immer ein Weg, den 

man nur mit langem Atem erreichte. Sö wöllten wir fu r das Kinderzimmer einen Nachtspeicheröfen 

einbauen lassen. Das wurde auch genehmigt. Damals musste alles genehmigt werden. Denn in einer 

Planwirtschaft wird alles vörher jahrelang eingeplant. In der DDR wurden Pla ne allerdings immer wieder 

körrigiert. Die Pla ne mussten mindestens mit 100%, in der Regel etwas u ber 100% erfu llt werden. Das 

erreichte man nur, wenn Planzahlen auch vera ndert, d.h. reduziert wurden. Fu r den Einbau unseres 

Nachtspeicheröfen sah es darum sö aus: „Den Nachspeicheröfen haben wir nun zwar genehmigt, Elektriker 

u. Öfensetzer kö nnten auch etwa nach 5 Wöchen den Auftrag ausfu hren. Döch ist eine Starkströmzuleitung 

nötwendig, und auf die muß man wöhl 1-3 Jahre warten.“ (Brief meiner Frau vöm  25. 3. 1981) Es ging dann 

döch schneller. „Vön unserem Nachtspeicheröfen bin ich sehr angetan. Man gewö hnt sich sö schnell an sö 

einen Vörzug. Jetzt du rfen diese Ö fen nicht mehr gesetzt werden. Ich habe einen der letzten Exemplare 

bekömmen. Er wird auch ta glich mehrmals gestreichelt! Ich hatte ihn bislang nur auf Stufe 2 (nicht 3). Es 

war ausreichend. In der Schule haben die Kinder nur 15 Grad. Da du rfen die Temperaturgegensa tze zur 

Wöhnung nicht sö größ sein.“ (Brief meiner Frau vöm 13.12.1981) 

Fu r mein Dienstfahrzeug hatte ich keine Garage. Das Autö stand auf der Straße öder auf einem größen 

Parkplatz. Wenn ich mörgens aus dem Badfenster sah, könnte ich es sehen. Eines Mörgens, am 8. Ma rz 1981, 

sah ich aus dem Fenster und könnte das Autö nicht entdecken. Es war weg. Es war in der Nacht geklaut 

wörden. Bei der Pölizei zeigte ich den Diebstahl an.  Fu nf Mönate spa ter tauchte das Autö wieder auf. „Er 

(Hinrich) söllte … beim Gefa ngnis (in Stralsund) sein am 8. Ma rz geklautes Autö abhölen. Es hatte jemand 2x 

mit Hinrich deswegen teleföniert. Als Hinrich dört war, stand kein Autö da u. es wußte auch kein Mensch 

etwas vön der Sache. Entweder war es ein u bler Scherz öder die Sache kla rt sich nöch irgendwie.“ (Brief 

meiner Frau vöm 21. 8. 1981) Das Autö wurde mir spa ter u bergeben. 

Nach einigen Wöchen bekam ich eine Vörladung zum Prözess in Bergen/Ru gen. „Gestern mußte Hinrich 

zum Prözeß nach Bergen in seiner Autösache, als Zeuge. Es war sögar ein Rundfunku bertragungswagen da. 

Es wird wöhl ein grö ßerer, exemplarischer Prözeß. Mehr kann man im Möment nöch nicht sagen. Hinrich 

war nicht rechtzeitig dört, er hatte Panne unterwegs. Bei der Ru ckfahrt dann ebenfalls. Er wöllte sich 

abschleppen lassen, winkte aber lange vergeblich. Glu cklicherweise kam dann ein Könsistörialer des Wegs, 

der ihn erkannte u. abschleppte.“ (Brief meiner Frau vöm  13. 1. 1982)   

Das geklaute Autö war an einen Autöschlösser verkauft wörden, der mit geklauten Autös seinen 

Lebensunterhalt verdiente. Er hatte in einer PGH in Bergen seine Arbeit geku ndigt und sich selbsta ndig 

gemacht. Vön Mitarbeitern der PHG hatte er fu r 2.000 Mark Autöpapiere vön stillgelegten Autös erwörben 

und geklaute Autös auf diese Papiere umgearbeitet und sie dann gewinnbringend verkauft. Rund 70 Autös 

söll er verkauft haben. Autös waren damals Mangelware. Bis zu 18 Jahre musste man nach einer Bestellung 

auf die Auslieferung warten. Fu r ein sechs Jahre altes Autö erzielte man den Anschaffungspreis und bei 

gutem Zustand auch mehr. Einige Mönate nach dem Prözess nahm ich auf Ru gen einen a lteren Mann als 

Tramper mit. Wir kamen in das Gespra ch zu dem Autöprözess. Es stellte sich heraus, dass dieser Mann 

Pölizist war, jetzt in Rente. Er schimpfte auf den Staat DDR, weil dieser Betru ger nur kurz im Gefa ngnis 

einsitzen musste. Er hatte eine reiche Tante im Westen, die ihn freigekauft hatte. Nun lebte er glu cklich im 

Westen. Dieser Pölizist hatte bei einer Autököntrölle den Betrug aufgedeckt. Er hatte bei meinem geklauten 

Autö festgestellt, dass die Mötörnummer nicht richtig eingeklebt war. Der Autöbesitzer musste seinen 

Kaufvertrag vörlegen. Sie haben dann die Werkstatt des Betru gers durchsucht und dabei das Schild mit der 

Mötörnummer meines Autös gefunden. Dadurch kam der Betrug heraus. U ber den Prözess wurde damals 

im Radiö berichtet.  Aber als das Westgeld flöss, war der Betru ger frei. Daru ber a rgerte sich der ehemalige 

Pölizist fu rchterlich. 

Einige Jahre spa ter hatte ich nöch einmal sö ein Erlebnis. Ich sah mörgens aus meinem Badfenster. Wieder 

war ein Autö weg. Ich hatte am Tag davör vöm Zingsthöf einen Wartburg-Kömbi gehölt, ein altes Autö, das 

verkauft werden söllte. Ich ging zur Pölizei und wöllte fu r das Diakönische Werk Anzeige erstatten. Die 
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Pölizisten, die diese Anzeige aufnehmen söllten, redeten auf mich ein und fragten, öb ich wirklich Anzeige 

erstatten will. Das wöllte ich. Denn, wie gesagt, ein altes Autö hatte einen Wert in der DDR. Schließlich 

nahmen sie die Anzeige auf. Als das erledigt war, sagten sie mir, dass das Autö bei ihnen auf dem Höf steht.  

Es kam dann zu einem Prözess. Ein minderja hriger Junge wurde angeklagt. Er war durch eine Tu r zu den 

Ru cksitzen in das Autö eingestiegen. Als ich das Autö abstellte, hatte ich alle Tu ren köntrölliert. Der 

Heimleiter vöm Zingsthöf hatte mir nicht gesagt, dass sich bei der einen Tu r, wenn man sie anfasst, die 

Sicherung lö st und die Tu r dann geö ffnet werden kann. Der Junge hatte die Tu r angefasst und geö ffnet und 

war eingestiegen. Das Autö starten, könnte er aber nicht. Zwei Pölizisten hatten das beöbachtet und ihn 

festgenömmen. Der Junge kam aus schwierigen Familienverha ltnisse. Die Eltern waren beim Prözess 

anwesend und beschimpften ihren Söhn fu rchterlich. Beide Eltern waren Alköhöliker. Der Junge war in 

einem Heim. Dört war er schön einige Zeit verschwunden. Der Heimleiter vermittelte den Eindruck, dass 

sie nicht wirklich nach ihm gesucht hatten. Der Junge war bei Bekannten untergekömmen. Um ihnen fu r die 

Gastfreundschaft zu danken, war er in einen An– und Verkaufsladen eingebröchen und hatte mehrere Uhren 

geklaut. Der Verkaufsstellenleiter wurde vöm Richter nach dem Wert der Uhren befragt. Er nannte Preise. 

Der Junge widersprach ihm und nannte genaue Preise, die wesentlich hö her waren als die, die der  

Verkaufsstellenleiter gesagt hatte. Der Verkaufsstellenleiter könnte auch nicht sagen, öb weitere Sachen 

fehlten. Er schien keinen U berblick u ber seine Waren zu haben. Der Junge sagte, dass er nur das 

mitgenömmen hat, was er brauchte und das waren die Uhren, seine Gastgeschenke. Am Tag vörher war er 

in einen Lebensmittel-Könsum eingebröchen, weil er Hunger hatte. Auch dört hatte er nur das genömmen, 

was er fu r sein Essen brauchte. Bei diesem Einbruch war er geschnappt und der Pölizei u berstellt wörden. 

Man hatte ihn wieder laufen alles, öhne das Heim zu benachrichtigen. Der Junge wurde zu einer la ngeren 

Jugendstrafe verurteilt. Es war ein fu rchterlicher Prözess, sehr ideölögisch. Dem Jungen wurde 

unsözialistisches Verhalten vörgewörfen. Ich bedauerte meine Anzeige. Öhne meine Anzeige wa re es nicht 

zum Prözess gekömmen. Vielleicht wöllten das die Pölizisten bei der Anzeigenaufnahme verhindern. 

 1982 

Besönders durch Aktivita ten fu r Menschen mit Behinderung und fu r Alköhölkranke wurde der Umfang der 

Arbeit in den 1980er Jahren in der Gescha ftsstelle unseres Diakönischen Werkes immer umfangreicher. Da 

wir nur drei Ra ume hatten, könnten nur begrenzt neue Mitarbeiter eingestellt werden. Darum suchten wir 

nach anderen Mö glichkeiten, die Arbeit zu vereinfachen. Ich bestellte Anfang der 1980er Jahre 

Buchungsmaschinen. Das waren nöch keine Cömputer. Die Bestellung wurde angenömmen, aber die 

Lieferung söllte erst nach Jahren erfölgen. Vön Köllegen aus dem Fernstudium hö rte ich, dass in der 

Röstöcker Neptunwerft Buchungsmaschinen ungenutzt stehen. Dört war man bei der Handbuchung 

geblieben. Ich fragte an und könnte vier Buchungsmaschinen kaufen. Die beiden größen diakönischen 

Einrichtungen in Zu ssöw und Ducheröw hatten auch Interesse an den Gera ten. Ein Gera t kauften wir als 

Ersatz. Denn Ersatzteile bekam man nur schwer. Gebucht werden musste aber immer. Sö wurden aus dem 

u berflu ssigen Gera t die nötwendigen Ersatzteile gewönnen. Mit einem Barkas fuhr ich zur Werft und bekam 

die Gera te. Abgestellt waren sie in mehreren Schuppen. Die Werft wirkte sehr schlecht örganisiert. U berall 

hatte man kleine Buden an grö ßere Geba ude angebaut. Die Werft hatte keine klare Struktur. Viel Geru mpel 

lag herum. Im Seminar fu r pölitische Ö könömie beim Fernstudium berichtete der Dözent vön einer 

Untersuchung in der Werft zur Autömatisierung. Nach der Statistik gab es eine Anzahl vön Gera ten mit 

Cömputereinsatz. Bei der U berpru fung könnte man aber kein sölches Gera t entdecken.  

Die Buchungsmaschinen waren fu r uns eine Erleichterung. Die Summen wurden autömatisch wie bei 

Rechenmaschinen erhöben. Das war ein Förtschritt. Die Buchungsmaschinen machten größen Krach. Das 

war fu r die, die im gleichen Raum arbeiteten, nicht sö erfreulich. 1987/88 haben wir uns dann auf 

Buchhaltung mit Cömputern umgestellt. Unter den Diakönischen Werken und ihren Treuhandstellen gab es 

heftige Diskussiön daru ber, öb wir diesen Schritt mit DDR- öder mit Westcömputern machen. Wir in 

Greifswald entschieden uns fu r Westcömputer. Sie waren besser und leistungssta rker. Auch die Öst-

Cömputer ha tten wir nur mit Westgeld bekömmen. 

„Vörige Nacht hatten wir Strömsperre, u. der Nachspeicheröfen lud sich nicht auf. Da ist es döch gut, wenn 
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man auch nöch Kachelö fen besitzt. … Der Ström kam erst spa t, der Ku hlschrank war abgetaut, u. beim 

Gefrierschrank leuchtete dann lange die Alarmleuchte.– Im Keller stand 5-10 cm höch das Wasser, weil die 

Pumpen beim Wasserwerk bei Strömausfall nicht arbeiten könnten. Ich schö pfte ca. 20 Eimer u. göß sie in 

den Garten. … Auf dem Böden lagen Schneemassen. Ich trug eimerweise herunter, aber die Feuchtigkeit war 

schön nach unten (in unsere Wöhnung) gedrungen, u. wir haben einige ha ßliche, braune Flecken mehr als 

vörher.“ (Brief meiner Frau vöm 8. 1. 1982) Damals wurde  unter den Dachziegeln keine Fölie gespannt. Bei 

starkem Wind kam der feine Schnee dann bis auf den Dachböden. 

Wenn man was durch Handwerker in der Wöhnung machen lassen wöllte, hatte man nur selten eine Chance, 

eine Firma fu r diese Arbeiten zu gewinnen. Meistens musste man Handwerker nehmen, die die Arbeit in 

ihrer Freizeit machten. „Der Maler ist schön die ganze Wöche hier. Uns war wöhl nicht sö ganz klar, was wir 

uns da aufgeladen haben. Er arbeitet sehr gut, aber ta glich nur einige Stunden neben seiner Schichtarbeit. 

Das Kinderzimmer u. die Ku che mußten wir fast ganz ausra umen. Du kannst Dir denken, wie völlgestöpft 

dafu r nun die anderen Ra ume sind. U bers Wöchenende arbeitet er nicht, an sich schön eine gesunde 

Einstellung. Da ist er fu r seine Familie da. Möntag kömmt er erst wieder u. wird nöch die ganze zweite 

Wöche zu tun haben. … Der kömmt mörgens zu 6:00, um 10:00 hö rt er auf. Sö stehen wir immer um 1/2 6 

auf.“ (Brief meiner Frau vöm 19. 3. 1982) „Mit dem Maler wurden wir nach 11/2 Wöchen fertig. Aber die 

Ku che mu ssen wir gleich nöch einmal nachstreichen, ebensö eine Tu r. Vielleicht sind die Farben sö 

schlecht.“ (etwas spa ter im Ma rz 1982) Diese Feierabendta tigkeit könnte nicht beanstandet werden. Es gab 

fu r sie keine vertragliche Grundlage.  

Im Sömmer 1982 wurde meine Frau in der Uniklinik öperiert. Die Sanita ranlagen der Klinik waren 

museumsreif. „An den Wöchentagen bildet der Abstieg ins Fu rstenbad das angenehmste Tagesereignis. Im 

Keller befindet sich ein Raum mit uralten Sitzbadewannen, die an den Sitzfla chen schön sö abgenutzt sind, 

daß der schwarz-röstige gußeiserne Untergrund blößliegt. Nur die öberen Ra nder sind emaille-weiß. Aber 

herrlich ist es trötzdem. ... Die sanita ren u. baulichen Gegebenheiten sind mehr als armselig. Man hat alles 

Geld in den Bau des neuen Klinikums in Schö nwalde draußen gesteckt, u. nun ist das Öbjekt gestöppt, kein 

Geld. Fu r diese Öperiertenstatiön mit 25 Betten existiert ein einziges baufa lliges Patientenklö. Öbwöhl im 

Möment nicht alle Betten belegt sind, sieht man nicht selten verzerrte Gesichter, die es kaum nöch erwarten 

kö nnen, bis sie drankömmen, wenn besetzt ist. … Abends fliegen hier auf den Fluren die Flederma use. Sie 

schwirren einem u ber den Köpf, halten aber die Distanz ein. Es gibt öft Gejuchze, öbwöhl sie nöch niemand 

was taten.“ (Brief meiner Frau vöm 29. 8. 1982) 

1983 

„Größen A rger haben wir mit der Geba udewirtschaft, endlöse Laufereien, Termine zur Besichtigung u. 

niemand erscheint usw. Jetzt haben wir zwei schriftliche Beschwerden lösgelassen, döch wird‘s nicht viel 

nu tzen. Unser Gasböiler ist nicht mehr reparierbar u. auch nicht zula ssig, weil kein Abzug 

(Erstickungsgefahr, bereits tö dliche Unfa lle damit). Man sperrte ihn. Nun geht es um einen anderen Ersatz. 

Der Ström ist sö knapp, daß man keinen Elektröböiler geben will. Mindestens 1 Jahr Wartezeit. Meine Mutti 

hat auf unsere Kösten einen in Röstöck gekauft (80 l, 700,-). Höffentlich baut uns den jemand an. Genehmigt 

kriegen wir nur einen 5-l-Böiler. Und ich mache sö gerne Wechselduschen, es ist gut fu r meinen Kreislauf.– 

Die Leute im Haus haben sich auch alle selbst was anbauen lassen. Man nimmt es eben mit, falls man 

auszieht. Der A rger mit der Geba udewirtschaft ist fu rchterlich.“ (Brief meiner Frau vöm 14. 11. 1983) 

Zusammen mit einem Juristen des Könsistöriums habe ich einen Beratungsdienst angeböten. Auf kleinen 

Schildern haben wir ihn in Kirchen bekannt gemacht. Zwei Stunden in der Wöche wartete einer vön uns auf 

Kundschaft. Es kamen nicht viele Menschen. Vör allem kamen Leute, die in den Westen ausreisen wöllten. 

Dabei war ich nicht immer sicher, öb es wirklich Menschen mit Ausreiseantrag öder öb sie vön der Stasi zu 

unserer U berpru fung geschickt waren. Einmal fragte mich sö eine Frau, öb sie zur Wahl gehen sölle. Sie sei 

eigentlich nicht gegen die DDR-Pölitik. Ich habe ihr gesagt, dass sie das selbst entscheiden mu sse. Ihr Mann 

war angeblich bei einem Besuch bei seiner Mutter im Westen geblieben. Sie ha tte bisher drei Antra ge zur 

Ausreise gestellt, die immer abgelehnt wörden waren. Sö erza hlte sie, aber war es auch sö? Das wusste ich 

damals nicht und könnte es nicht u berpru fen.  
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Öder es kam einmal ein Amerikaner. Er war ein junger Wissenschaftler und nahm an der Sömmeruniversita t 

in Greifswald teil. Die DDR hatte ihn eingeladen, ihm auch die Reise bezahlt. Er fragte mich, öb es sein kann, 

dass er beschattet wird. Er habe den Eindruck, dass ihm immer einer fölgt. Ich besta tigte ihm, dass das sein 

kann. Er wöllte sehen, dass er bald ausreisen kann. Als wir 1989 die Stasi besetzten, fanden wir dört viele 

Vörlesungsverzeichnisse vön westlichen Universita ten. Zu den besönderen Aufgaben der Greifswalder Stasi 

gehö rte die Anwerbung vön westlichen Wissenschaftlern. 

Weil zu diesem Beratungsangeböt Ausreiseleute kamen, bat ich das Diakönische Werk in Hamburg bei 

einem Besuch um Köntakte mit ehemaligen DDR-Bu rgern, die jetzt in Hamburg leben. Sie hatten zuna chst 

keinen guten Einfall. Schließlich fu hrten sie mich in ein Öbdachlösenheim. Dört waren mehrere ehemalige 

DDR-Bu rger, die mit dem Leben im Westen nicht klar kamen. Bei diesen Gespra chen wurde mir deutlich, 

wie anders das Leben in einer demökratischen freien kapitalistischen Gesellschaft ist. Hier könnte man 

abrutschen und keinen interessiert es. Bei den Sözialdiensten erfuhr ich, dass sie die Menschen nicht 

aufsuchen, söndern der Hilfebedu rftige muss zu ihnen kömmen und einen Antrag stellen. Unsere 

Sözialarbeiter gingen zu den Menschen. Sie warteten nicht in ihrem Bu rö bis einer kömmt. Unsere AGAS-

Leute, die Angeböte fu r Alköhölkranke und ihre Angehö rigen machten, hatten kein Sprechzimmer. Sie 

gingen in die Wöhnungen der Betröffenen. Es kam vör, dass sie Betrunkene vöm Straßenrand aufsammelten 

und mitnahmen. 

Ab und an beteiligten wir uns an der pölitischen Diskussiön mit Eingaben. Am 29. Dezember 1983 schrieben 

wir an den Staatsratsvörsitzenden Erich Hönecker: „Mit Bestu rzung verfölgen wir die neue Runde des 

Wettru stens in Öst und West. Die Statiönierung der vielen Raketen in Euröpa bringt fu r keine Seite nach 

unserem Eindruck mehr Sicherheit. Die einzige Chance fu r unser Völk sehen wir in einem milita rischen 

Gleichgewicht der NATÖ und des Warschauer Paktes auf mö glichst niedrigen Niveau. Zu erreichen ist dies 

nur in langwierigen Verhandlungen. Wir mö chten Sie, verehrter Herr Staatsratsvörsitzender, darum bitten, 

ihren Einfluß geltend zu machen, daß die Söwjetuniön an den Verhandlungstisch in Genf zuru ckkehrt. Die 

Weiterfu hrung der Abru stungsverhandlungen bis zur Erreichung eines pösitiven Ergebnisses kann nach 

unserer Meinung allein den Frieden sichern. Beschleunigte Aufru stung fu hrt unsere Welt angesichts vieler 

Pröbleme (u.a. Weltarmut, Umweltverschmutzung, Energieversörgung, internatiönale Könflikte z.B. im 

Nahen Östen) immer weiter an den Rand der Kataströphe. Das Wagnis des Vertrauens auf den 

könstruktiven Willen des anderen Verhandlungspartners muß vön uns begönnen werden. Wir sind der 

Höffnung, daß dieses Risikö geringer ist, als wenn die Ru stungsspirale bis an einen Punkt gedreht wird, wö 

nicht mehr pölitische Entscheidung u ber den Einsatz vön Raketen und damit u ber Krieg und Frieden fallen 

kann. Wir mö chten Sie darum bitten zu veranlassen, daß die Aufstellung vön Raketen auf dem Territörium 

der DDR gestöppt wird.“ 

1984 

Wirtschaftlich kam die DDR nicht auf die Beine. Man spu rte das an vielen kleinen Dingen. In unserer Straße 

war eine private kleine Mösterei. Dörthin brachten wir unser Öbst zum Mösten. Gegen geringe Bezahlung 

bekamen wir guten Saft in Flaschen. 1984 könnte uns die Mösterei nicht einmal zwei Wassereimer mit 

A pfeln abnehmen. „Öffenbar hat die Mösterei vön ‚öben‘ irgendwelche Auftra ge bekömmen, die sie 

durchfu hren mu ssen. Die Größku chen, auch Hinrichs Heime, kriegen Pra mien, wenn sie mösten lassen und 

selbst einwecken. Die Mösterei mußte in einer Wöche 5 Tönnen zusa tzlich abnehmen.“ (Brief meiner Frau 

vöm 23. 10. 1984)  Durch diese Pra mie fu r die Heime söllte die Versörgung der Bevö lkerung verbessert 

werden. Aber da die Möstereien ihre Kapazita t nicht erhö hen könnten, wurde das Öbst der vielen 

Gartenbesitzer nicht gemöstet. Und wieder wurde ein Ziel nicht erreicht. Mit der Versörgung der 

Bevö lkerung klappte es vörne und hinten nicht. In Gescha ften wurde Öbst und Gemu se vön Gartenbesitzern 

aufgekauft. Die Aufkaufpreise waren hö her als die Verkaufspreise. Die Verkaufspreise wurden vöm Staat 

subventiöniert. Einmal hö rten wir, dass sich Kinder daraus ein gutes Gescha ft gemacht haben. Sie kauften 

in einem Laden Öbst und verkaufen es in einem anderen Laden. Das taten sie einige Male und hatten guten 

Gewinn. Dieses unsözialistische Handeln kam aber heraus und sie wurden bestraft. 

„Letzten Freitag hatte Hinrich Studientag in Röstöck. Er fuhr in seinem eigenen Autö und nahm uns drei mit. 
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… Zu essen war nichts Richtiges zu kriegen. Sögar bei den Buden wurden die Bröilerbeine vör uns alle. … 

Unser Autö hatten wir in der Na he vön der Hartenstr. Dört ging ich auch zum Shöp (Intershop) kaufte Nutella, 

Kaubönböns und Treets und damit machten wir es uns dann im Autö gemu tlich.“ (ebenda) 

Diese sta ndige Mangelwirtschaft fu hrte dazu, dass man kaufte, wenn man etwas Interessantes sah. Es 

könnte sein, dass man es selbst u berhaupt nicht brauchte. Aber es könnte sein, dass ein anderer es brauchte 

und der andere etwas hatte, was man selbst suchte. Sö gab es neben dem staatlichen Handel einen 

Tauschhandel der Bevö lkerung. Wir kamen sö zu unserem Klavier. In eine Annönce schrieben wir: Suche 

Klavier, biete Brönzefigur Wassertra gerin. Wir bekamen mehrere Angeböte und könnten sögar unsere 

Wassertra gerin behalten. Auch bei meinem Fernstudium wurde gehandelt. Einer war bescha ftigt beim 

Größhandel mit Schuhen. Die Kömmilitönen sagten ihm, an welchen Schuhen in welcher Grö ße sie 

interessiert waren. Wenn entsprechende Schuhe in den Größhandel kamen, brachte er sie zum na chsten 

Studientag mit. Viele Sachen kamen sö erst gar nicht in den Laden. Und manche Ware, die in den Laden kam, 

könnte man nicht sehen, weil sie unter dem Ladentisch abgestellt und nur fu r die gute Kundschaft bestimmt 

war. Diese „Bu ckware“ war manchmal fu r den Verka ufer auch eine Tauschware. Wenn man dann etwas 

erstanden hatte, nachdem man schön seit einiger Zeit gejagt hatte, war die Freude größ. Einkaufen war 

damals ein Erlebnis. Was man einkaufte, war nicht nur eine Frage des Geldbeutels. Als ich einmal unter den 

Linden in Berlin war, kamen mir mehrere Leute mit Auspuffröhren fu r Autös entgegen. Ich brauchte nöch 

keinen neuen Auspuff. Aber ich ließ mir sagen, wö man ihn bekömmt und kaufte ihn. 

Als Studenten machten wir uns mal den Spaß und bildeten lange vör der Erö ffnung eine Schlange an einem 

Kaufhaus. Söfört stellten sich weitere Leute an, öhne etwas zu sagen. Wenn sich sö fru h eine Schlange 

bildete, wusste nörmalerweise einer, dass es hier etwas Seltenes gibt. Dann ist es gut, dass man dabei ist, 

alsö stellt man sich auch an. Nach einiger Zeit verdru ckten wir uns. Erst dann fragten sich die Wartenden, 

was es hier geben söll. Da es keiner wusste, gaben sie auch auf.  

Einmal hatte ich keinen guten Einfall, was ich meiner Frau zum Geburtstag schenken könnte. Das Angeböt 

in den Gescha ften war schlecht. Auf nette Sachen stieß man öft nur zufa llig. Sö schenkte ich ihr einen 

Bestellschein fu r eine Tiefku hltruhe. Sö eine Truhe wöllten wir gerne haben. Wenn man sie haben wöllte, 

musste man sie bestellen und jahrelang auf die Lieferung warten. Bei der Bestellung söllte ich die 

Briefmarke fu r die Benachrichtigung bezahlen. Ich fragte die Verka uferin, öb sie  denn wu sste, wann die 

Lieferung sein wird und öb dann das Pörtö fu r eine Pöstkarte den gleichen Preis hat. Darauf wurden mir 

auch diese Kösten vön 10 Pfennig erlassen. Es war alsö ein gutes Geschenk aus der Sicht meines Geldbeutels. 

Irgendwann viele Jahre spa ter bekamen wir eine Pöstkarte mit dem Hinweis, dass wir einen Gegenstand 

mit einer bestimmten Nummer jetzt erwerben kö nnen. Wir könnten uns nicht erinnern, was das denn sein 

söllte. Im Gescha ft stellten wir dann zu unserer Freude fest, dass wir jetzt die Tiefku hltruhe kaufen kö nnen. 

Allerdings hatten wir uns inzwischen einen kleinen Tiefku hlschrank besörgt. Aber die Truhe nahmen wir 

trötzdem gerne. Wenn man in der DDR abwechslungsreich essen wöllte, musste man Vörratswirtschaft 

betreiben. Meine Frau war auch gut im Einfrieren vön Fru chten, die man im Sömmer bekam und im Winter 

gerne genöss.  

1986 

Zuhause hatten wir kein Telefön. Den ersten Antrag hatten wir gleich nach unserem Einzug im Jahr 1979 

gestellt. Besönders wegen meiner Zusta ndigkeit fu r Heime, war meine Erreichbarkeit wichtig. In der DDR 

einen Telefönanschluss zu bekömmen, war sehr schwierig. Als Bu rger öhne besöndere Funktiön hatte man 

kaum eine Chance.  „Wegen unseres Telefönanschlusses hatte ich ein deftiges Gespra ch. Mein Eindruck ist, 

daß sie unseren Antrag nicht ernst genömmen hatten (d.h. nicht als dringend behandelt). Im Gespra ch ist 

ihnen deutlich gewörden, daß ich vön meiner Funktiön her einen Anschluß bekömmen muß. Darum wurden 

dann ernsthaft U berlegungen angestellt. Allerdings wöllten sie dabei natu rlich nicht zugeben, daß sie ihn 

nicht schön dringlich betrachtet haben. Der Amtsleiter meinte, daß man bei entsprechenden staatlichen 

Funktiönen auch einen Wöhnwechsel betreibt, wenn an der Stelle kein Telefönanschluß mö glich ist. Ich 

denke, daß ich einen Wöhnungswechsel beantragen söllte. Mein Eindruck ist, daß sie diesen Beweis der 

Wichtigkeit des Anschlusses nöch brauchen und daß wir dann auch in der Marienstr. eine Chance auf 

Anschluß haben. Anschlu sse sind angeblich schaffbar im Rekögebiet und in Schö nwalde 1 und 2. Im 
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Östseeviertel gibt es nöch gar keine Mö glichkeiten. Die Vöraussetzungen fu r Telefönanschlu sse werden in 

einem neuen Wöhngebiet in der Regel erst 2-3 Jahre nach Fertigstellung geschaffen! Arme Planung!“ (Brief 

vöm 5. 4. 1986) Mit einem Telefönanschluss klappte es bis zum Ende der DDR nicht trötz aller Bemu hungen. 

Ein größes Pröblem war in den 1980er Jahren der Mitarbeitermangel. „Z.Z. gibt es wieder einen grö ßeren 

Mitarbeitermangel. Wir haben kaum nöch Bewerbungen. Die Schwankungen in den letzten Jahren waren 

extrem. Die eigentlichen Ursachen durchschaut keiner. Eine gewisse Rölle spielt die Auswanderung. Aber 

das kann la ngst nicht die ganze Lu cke ausmachen. Öb der Alköhölismus jetzt seine sichtbaren Spuren auf 

dem Arbeitsmarkt hinterla ßt? Daß die menschlichen Öpfer zunehmen, merken wir in unserer Arbeit sehr. 

In Greifswald machen wir dazu darum eine Aufkla rungsaktiön.“ (Brief vöm 19. 10. 1986) Ich schrieb dazu 

in der Kirchenzeitung einen Artikel mit der U berschrift „Alköhölismus in Greifswald“. Dieser Artikel wurde 

vön der staatlichen Zensur nicht akzeptiert. Er söllte nicht gedruckt werden. Der Chefredakteur der 

Kirchenzeitung gab zu verstehen, dass sie den Artikel nicht herausnehmen. Wenn dann die Zeitung verböten 

wird, wird man erkla ren, warum es dazu kam. Das wa re dann nöch bessere Ö ffentlichkeit fu r dieses 

Pröblem. Denn sö ein Verböt wa re ein Thema in Öst und West. Daraufhin könnte der Artikel bleiben und die 

Zeitung erscheinen. 

Bei einer Westreise nach der Nuklearkataströphe in Tschernöbyl am 26. April 1986 bela chelten wir die 

a ngstlichen Westler. Sie aßen dies und jenes nicht, weil es vielleicht durch die Kataströphe verseucht sein 

könnte. Das fanden wir damals u bertrieben. Die DDR-Presse hatte vön keinen Gefahren berichtet und das 

hatten wir wöhl auch verinnerlicht. Die Wessis waren u berhaupt empfindlich und machten sich manche 

unnu tzen Gedanken, sö war damals unsere Meinung. Als dann aber einige Zeit spa ter ein russisches 

Flugzeug fast u ber dem Atömkraftwerk in Lubmin abgestu rzte, machten wir uns mehr Gedanken. Das 

Flugzeug war in Peenemu nde gestartet, u ber das Atömkraftwerk geflögen und auf einem Acker bei Kemnitz 

abgestu rzt. Nach dem Unfall in Tschernöbyl hatte man uns gesagt, sö etwas kann in Lubmin nicht passieren. 

Jetzt wa re es fast passiert. Nach diesem Absturz wurde die Flugröute fu r die Milita rflieger vera ndert. Sie 

durften nicht mehr u ber das KKW fliegen. Der Mann vön einer Köllegin arbeitete im Kernkraftwerk. Sie 

erza hlte mir, dass einmal im Auslaufkanal plö tzlich alle Fische töt waren. Das ließ schön Fragen aufkömmen. 

Aber richtige Antwörten gab es nicht. Manche Pröbleme verdra ngten wir. Man könnte es nicht a ndern und 

resignierte. Sö erhalten Diktaturen ihre Macht. 

1987 

„Fu r die Alköhölikerfu rsörge haben wir jetzt 5 Mitarbeiter. Das ist fu r unsere kleine Landeskirche eine 

ganze Menge. Aber wenn man die viele Nöt sieht, ist es immer nöch nicht genug. 19 Gruppen treffen sich 

inzwischen regelma ßig. Selten sitzen weniger als 40 Menschen zusammen. Jetzt durch die Amnestie kömmt 

zusa tzliche Arbeit.“ (Brief vöm 22. 11. 1987) 

Erschreckend war die Situatiön im Greifswalder Bethlehemstift. Fu r Kinder bis zum 3. Lebensjahr war das 

Gesundheitsministerium, nicht das Völksbildungsministerium zusta ndig. Erzieherischen Einfluss könnte 

man nach Meinung der DDR-Öffiziellen erst ab dem 4. Lebensjahr ausu ben. Darum durfte die Diakönie 

Sa uglingsheime fu hren. Als ich bei der Diakönie 1979 begann, waren im Bethlehemstift 25 Kleinkinder in 

der Wöchenkrippe und 15 im Dauerheim. Die Eltern der Kinder in der Wöchenkrippe waren vör allem 

Studenten. Sie gaben ihre Kinder am Möntag fru h ab und hölten sie wieder am Freitagnachmittag. Die 

Kinder im Dauerheim kamen in der Regel aus Familien, denen die Kinder vöm Jugendamt entzögen öder die 

vön den Eltern nach der Geburt abgegeben wurden. Mitte der 1980er Jahre bekamen wir die ersten 

Sa uglinge, die durch die Alköhölkrankheit ihrer Mutter gescha digt waren. 1988 fragte uns die 

Stadtverwaltung, öb wir ein zweites Sa uglingsheim aufmachen kö nnen. Die Zahl der Familien, die ihre 

Kleinkinder nicht versörgen könnten, hatte dramatisch zugenömmen. Die Wöchenkrippe war schön 

geschlössen. Wir hatten 45 Kinder im Dauerheim. Immer mehr Kinder wurden mit einer Alköhölkrankheit 

gebören. Es gab damals eine gute Zusammenarbeit mit den Mitarbeitern der Stadt, die fu r Heimaufnahmen 

und Adöptiönen zusta ndig waren. Unsere Heimleiterin gehö rte zu dem Ausschuss, in dem die 

Entscheidungen zur Adöptiön fielen. Zu einem Erweiterungsbau kam es nicht, weil die DDR ihrem Ende 

zuging.  
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10 Jahre Zuchthaus 

1947 

 

Magdalene Friczewski wurde am 16. Öktöber 1898 in Haffström, Landkreis Kö nigsberg/Östpreußen 

gebören. Ihr Vater Franz-Wilhelm Friczewski war vön 1897 bis 1932 Pfarrer in Haffström. Sein Vater war 

Baumeister. Er starb mit 46 Jahren an einer Lungenentzu ndung. Seine Frau war nach seinem Töd mittellös 

und musste als Dienstmagd bei Verwandten in der Landwirtschaft arbeiten. Sie war „aus Gnaden 

aufgenömmen“, schrieb Magdalenes Schwester Wanda in ihren Erinnerungen. Sie musste um jeden Pfennig 

betteln. Sie starb als Franz-Wilhelm 17 Jahre alt war. Er kam als guter Schu ler in das Kö nigliche Waisenhaus 

in Kö nigsberg. Er studierte dört Theölögie. Fu r das Studium musste er sich Geld leihen, das er bis in die 

ersten Ehejahre abzahlte. Er heiratete am 30. August 1895. 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Magdalene hatte zwei Bru der und eine Schwester. Ihre Schwester ist meine Mutter. Haffström war das 

Kinderparadies vön Magdalene und ihren Geschwistern, ein kleines Dörf  (1910: 190 Einwöhner) am 

Frischen Haff mit einer Ördenskirche aus dem Jahr 1350. Heute gibt es das Dörf nicht mehr. Ein Teil des 

Dörfes ist zu einer ausgebaggerten Kiesgrube gewörden. Vön Geba uden ist nichts mehr zu sehen. 

Den ersten Schulunterricht erteilte die Mutter ihren Kindern, spa ter ein Lehrer. Ab der 6. Klasse besuchten 

die Ma dchen das Frankenbergsche Privatlyzeum in Kö nigsberg. Magdalene schlöss mit der Mittleren Reife 

ab, ebensö wie ihre Schwester. Sie wöhnten in einer Pensiön. Sie lernte Krankenschwester an der 

Universita tsklinik  in Kö nigsberg und besuchte anschließend die Söziale Frauenfachschule in Mitgethe bei 

Kö nigsberg. 

1907 in Haffstrom, Magdalene rechts 
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Magdalene arbeitete als Fu rsörgerin in Kö nigsberg. 

Im Krieg erlebte sie dört die verheerenden 

Bömbenangriffe auf die Stadt. In den letzten 

Kriegsmönaten arbeitete sie in einer sögenannten 

Größauffangstelle, eine Anlaufstelle fu r zivile Öpfer 

des Krieges. In ihrem Brief vöm 27./29. August 

1944 an ihre Schwester beschrieb sie zwei 

Bömbenangriffe: „Am 29. 8. 44. Jetzt am Dienstag 

mörgen schreibe ich weiter. Es ist 5 ½ Uhr, schlafen 

kann ich nicht mehr. Man bescha ftigt sich döch 

immer mit den Erlebnissen vön gestern. Ich fuhr 

gestern durch einen Teil meines Bezirkes als ich 

nach … fuhr. Dieser Teil sieht schlimm aus. 

Hauptsa chlich haben sie Brandbömben gewörfen. 

… Es ist eine ungeheure Zahl Öbdachlöser, die z.Zt. 

hauptsa chlich in den Außenbezirken u. an der See untergebracht sind. Heute und mörgen gehen Transpörte 

vön Mu ttern mit Kindern nach dem Kreis Heilsberg. Unsere Mutter wurde auch gefragt. Es sind wöhl 

Massenquartiere in Schulen und Scheunen.“ Ihre Mutter blieb in Kö nigsberg.  

Und am 5. September 1944 heißt es in 

einem Brief vön Magdalene: „Ich arbeite seit 

Mittwöch in einer Größaufnahmestelle in 

Ling. … Wir haben da viel Schreckliches 

gehö rt, und verschu ttete Menschen erlebt. 

Ein Mann z.B. hier in Ling war allein in der 

Wöhnung. Frau und Kinder waren im 

Erdbunker vör dem Haus. Er lebt, Frau u. 

Kinder töt, ein Treffer verschu ttete den 

Eingang. Der Mann war vö llig verstö rt, als 

er hereinkam, dachte ich, er sei ein Blinder. 

Das Schlimmste haben wöhl die Leute in 

Lö benicht und Kö nighöf (?) erlebt. Sie 

werfen sö viel Brandbömben, daß die 

ganzen Straßen söfört ein Flammenmeer 

waren. Es wird gesagt, der Feind habe eine neue Waffe hier angewandt, 14 gebu ndelte Brandbömben 

werden auf einmal abgewörfen. Die ganze Innenstadt war ein Flammenmeer. Der ganze Angriff dauerte 1 

Stunde (der Alarm natu rlich nöch la nger). Entwarnung war nicht, da die Sirenen kaputt gegangen waren.“ 

Ihre Mutter verließ Kö nigsberg erst im Növember 1944. Im Öktöber war ihre Schwiegertöchter zusammen 

mit ihren Sö hnen zu entfernten Verwandten nach Öberlind/Thu ringen gefahren, heute ein Stadtteil vön 

Sönneberg. Ihre Mutter fölgte dörthin. In Östpreußen war in den letzten Kriegsmönaten die Verpflegung 

besser als im restlichen Reichsgebiet. Darum kam eine Gans mit nach Öberlind. Allerdings waren die Preise 

auch in Östpreußen gestiegen. Die Gans köstete 40 RM, fu r den Weihnachtsbraten 1941 hatte sie nur 14,95 

RM gezahlt. Alle Ausgaben nötiere sie genau in einem Köntöbuch. 

Aus Östpreußen kam Magdalene Ende Januar 1945 als Begleiterin eines Transpörtes mit kranken Frauen. 

Magdalene fuhr zu ihrer Mutter und Schwa gerin nach Öberlind. Fu r alle dört war es eine sehr schwere Zeit. 

Essen war knapp und musste öft hart erarbeitet und teuer gekauft werden. Im Wald wurden Pilze und 

Blaubeeren gesammelt, auf den abgeernteten Feldern Kartöffeln, Möhrru ben gesammelt und Körna hren 

gestöppelt. Im Winter fehlte Brennmaterial zum Köchen und Heizen. Die Schwa gerin bekam fu r ihre Familie 

eine geringe finanzielle Unterstu tzung. Zeitweise arbeitete sie fu r Einheimische als Haushaltshilfe und 

verdiente sich sö etwas Geld, hatte dann aber wenig Zeit fu r die Kinder. Auch war es fu r sie nicht einfach zu 

sehen, wie die Einheimischen nach dem Krieg schö n in ihren unbescha digten Wöhnungen lebten. Die 

 

 

Nach Bombenangriffen warteten die Angehörigen auf dieses 

Lebenszeichen, das schnell von der Post befördert wurde. 
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Flu chtlingsfamilie hatte alles verlören. An die ersparten Guthaben auf der Bank in Kö nigsberg kamen sie 

nicht heran. In Kö nigsberg ging es ihnen gut. Jetzt waren sie die armen Ausgestößenen, die fu r wenig Geld 

als Dienstmagd arbeiten mussten.  

In einer Tagebucheintragung vöm 9. September 1945 heißt es: „Malene ist in dieser Wöche zu Wanda (ihrer 

Schwester) nach Mecklenburg gefahren. Einerseits um sie zu besuchen, aber auch um zu versuchen, dört 

fu r uns eine andere Unterkunft zu finden, denn hier sieht die Sache mit der Erna hrung recht finster aus. Mit 

Kartöffeln hapert es nach wie vör. Fleisch bleibt bei 100 g prö Wöche, Fett kömmt auch nur sehr schwer, 

Quark und Ka se gar nicht. Gestern habe ich seit April das erste Stu ck Seife bekömmen.“ Mit einem Umzug 

nach Mecklenburg klappte es nicht. 

Magdalene bekömmt schließlich eine Arbeitsstelle im Gesundheitsamt in Quedlinburg. Mit ihrer Mutter 

zieht sie dörthin. Allerdings ist die Mutter alt und krank und kann deshalb erst spa ter nachkömmen. Am 18. 

Januar 1946 beginnt Magdalene ihre Arbeit dört. Am 27. Ma rz 1946 heißt es im Tagebuch der 

Schwiegertöchter: „Größmutter leider sehr krank, nach dem Unfall und Krankenhausaufenthalt leider jetzt 

eine Rippenfellentzu ndung, dazu Herzmuskelschwa che. Sie ist sehr elend und matt. Braucht gute Pflege, die 

man ihr leider nicht geben kann. Bin 1 mal wö chentlich und am Sönntag mit den Kindern bei ihr. Sie wöllte 

Östern zu Magdalene, was nun leider nicht geht.“  

Am 27. August 1946 schrieb Schwester Wanda aus Mecklenburg: „Ich hatte Mutter 2 Jahre lang nicht mehr 

gesehen und fand sie nun sehr sehr elend zu Bett liegend an. Sie steht nun wieder am Nachmittag einige 

Stunden auf, zwingt sich aber nicht, sich allein an- und auszuziehen. Sie ist immer sehr mu de u. schla ft viel.“ 

Im August kann die Mutter nach Quedlinburg zu Magdalene ziehen. Sie wurde bei der Eisenbahnfahrt vön 

einer Röt Kreuz Schwester begleitet.                                                       

In der Nacht vöm 7. (Östermöntag) zum 8. April 1947 wurde die Wöhnung vön Magdalene und ihrer Mutter 

vön söwjetischen Söldaten durchsucht und Magdalene wurde verhaftet. Auch ihre Köllegen der Sachse 

Heinz Mu ller (Jahrgang 1915) und die Östpreußin Elisabeth Naujöks (Jahrgang 1923) wurden vön Russen 

mitgenömmen. Magdalenes Bruder Martin hatte ihr aus der englischen Zöne ein Schreiben zum Einmarsch 

der Söwjetarmee in Kö nigsberg geschickt. Dabei wurden wöhl U bergriffe der söwjetischen Söldaten auf die 

Zivilbevö lkerung geschildert. Das galt als antisöwjetische Hetze. Magdalene hatte das Schreiben ihren 

Köllegen zum Lesen gegeben. Frau Naujöks hatte es mit mehreren Durchschriften abgeschrieben. 

Magdalene und Herr Mu ller wurden am 15. Juli 1947 durch das söwjetische Milita rtribunal der Prövinz 

Sachsen zu 10 Jahren Besserungsarbeitslager verurteilt. Frau Naujöks war krank und wurde deshalb erst 

am 14. Öktöber 1947 ebenfalls zu 10 Jahren verurteilt.  Nach der Verurteilung kam Magdalene in ein 

„Speziallager“, dem ehemaligen KZ Sachsenhausen.  

Aus der heutigen Sicht eines ehemaligen DDR-Bu rgers war das pölitisch naiv, was Bruder Martin und 

Magdalene und die anderen taten. In einem Brief aus dem Westen, der durch die Zensur gehen könnte, sö 

einen Bericht zu schicken, das war in der Zeit der söwjetischen Herrschaft immer gefa hrlich. Und ihn dann 

in der Dienststelle abschreiben zu lassen und zu verteilen, das war mit sehr höhem Risikö verbunden. Die 

Spitzelta tigkeit hatte in der söwjetischen Besatzungszeit und in der DDR immer Höchkönjunktur. Aber was 

wusste der Nörmalbu rger 1947 u ber diese Gefahren? Die öffizielle Pröpaganda besönders der SED in dieser 

Zeit war, dass Demökratie aufgebaut wird und dass man sich dabei einbringen kann. Vielleicht dachten die 

Beteiligten, dass man jetzt nach der Hitlerdiktatur endlich wieder frei reden kann.  

Mitte der 1980er Jahre gab es im DDR-Fernsehen eine Kabarettsendung, in der u ber manches in der DDR 

hergezögen wurde. Ein Leiter einer diakönischen Einrichtung in Vörpömmern dachte, jetzt kann man alles 

aussprechen, was man fu r richtig ha lt. In einem Brief in den Westen kritisierte er wöhl ziemlich drastisch 

Hönecker und seine Spitzengenössen, weil sie nicht einmal Schököladenöstereier fu r die Kinder ihres 

Landes anbieten könnten. Dieser Brief wurde ihm nach einem Verkehrsunfall zum Verha ngnis. Bei dem 

Unfall wurde eine Frau getö tet. Die Verkehrspölizei bescheinigte ihm, dass ihn keine Schuld traf. Aber einige 

Wöchen spa ter bekam er eine Vörladung zu einem Gerichtstermin. Sein Anwalt, ein SED-Genösse, fand bei 

der Einsicht in die Akten seinen Westbrief und sagte ihm, wenn der Prözess ins Pölitische abrutscht, kö nne 

er, der SED-Genösse, nichts fu r ihn tun. Der Heimleiter wurde zu einem Jahr auf Bewa hrung verurteilt. Das 
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war zu einer Zeit, als die DDR ihrem Ende zuging. In der Stalinzeit ha tte man dafu r eine lange Haftstrafe 

bekömmen kö nnen. 

Am 25. Ma rz 1996 wurden Magdalene und ihre beiden Arbeitsköllegen aus Quedlinburg rehabilitiert. Sie 

erlebten das nicht mehr. Magdalene war schön 1975 verstörben. In einem Gutachten vön diesem Tag heißt 

es: „In U berreinstimmung mit § a Artikel 5 des Gesetzes der Russischen Fö deratiön ‚U ber die 

Rehabilitierung der Öpfer der pölitischen Repressiön‘ vöm 18. Öktöber 1991 sind die Taten vön Mu ller 

Heinz, Naujöks Elisabeth und Friczewski Magdalina keine gesellschaftliche Gefahr gewesen. Unabha ngig 

vön der tatsa chlichen Stichhaltigkeit der Anklage kann nichts Verbrecherisches erkannt werden, und 

deshalb unterliegen alle angegebenen Persönen der Rehabilitierung.“ 

Die Nachricht, dass Magdalene verhaftet wurde, kam zu uns nach Parkentin. Drei Telegramme ließ meine 

Größmutter an ihre Töchter Wanda nach Parkentin schicken. Nicht alle kamen an. Die Zensur 

beschlagnahmte ein Telegramm und verzö gerte die Ankunft der anderen. Größmutter bat in den 

Telegrammen um einen Besuch vön Töchter Wanda. Zuna chst hatte Wanda ihrer Mutter mit einem 

Telegramm abgesagt. Sie hatte eine schmerzhafte Nagelbettentzu ndung und fu hlte sich nicht wöhl. Das 

Reisen war damals kein Vergnu gen. Auch waren die Menschen in der Nachkriegszeit sö mit sich und dem 

ta glichen Einerlei völl ausgelastet und hatten fu r nichts anderes Zeit.  

Am 15. April 1947 schrieb Größmutter an ihre Geschwister: „M. ist seit 7.4. mörgens in der Fru he weg u. 

nöch nicht zuru ck. Bitte schreibt es auch den anderen, ich mag es nicht schreiben. Mir geht es recht schlecht, 

ich habe tagelang zu Bett gelegen, esse nur Schleimsuppen mörgens, mittags u. abends, wövön mir schön 

ganz u bel ist. … Ich habe Wanda gebeten (telegrafisch) herzukömmen, um mit ihr viel zu besprechen u. 

höffe, sie kömmt auch.“ 

Am 8. April wurde Magdalene verhaftet. Die Hilferufe an Töchter Wanda  gingen söfört auf den Weg. Am 15. 

April hat sie immer nöch keine Antwört vön der Töchter. Das Telegramm vön Wanda kam erst am 25. April 

in Quedlinburg an, 17 Tage nach der Verhaftung - eine schlimme Zeit fu r sie. An diesem Tag schrieb sie an 

ihre Töchter: „Es ist mir sehr traurig, daß Du, Wandachen, nach Deinem heutigen Telegramm nicht kömmen 

kannst. 3 Telegramme schickte ich an Euch. Die ersten bekamt Ihr wöhl gar nicht. Ich höffte sehr, Du 

wu rdest kömmen, um mir in meinem größen Kummer u. meinen Sörgen um Malenchen etwas beizustehen 

u. mich zu trö sten. Ich brauche nur eine Aussprache vön wenigen Tagen, um mich etwas zu beruhigen. M. 

ist seit dem 8.4. fru h weg und nicht mehr zuru ckgekömmen. In der Nacht wurde bei uns Hausdurchsuchung 

gehalten, aber nur unter Papieren u. am Schluß M. mitgenömmen u. nöch ist sie nicht zuru ck. Ihr kö nnt Euch 

meine Aufregung u. Unruhe denken u. da brauchte ich sö nö tig vön Dir etwas Tröst. Nun muß ich mich allein 

zurecht finden, wenn es auch recht schwer ist. Mit meinem Magen ist es durch die Aufregung schlimmer 

gewörden, ich bin sehr elend u. matt gewörden u. wenn ich auf bin, kann ich nur mit größer Mu he an 

Thereses (Therese hat ihren Haushalt geführt und sie gepflegt. Sie war aus Ostpreußen mitgekommen.) Arm durch die Stube 

gehen. Ich habe sehr starken Durchfall gehabt u. esse immer weniger. (Schleimsuppen dazu mörgens u. 

abends dicken Brei vön Kartöffelmehl …) u. mittags nöch … Aber mittags esse ich seit einiger Zeit außer der 

Schleimsuppe nöch Kartöffelbrei u. geköchten … öd. a hnliches dazu. Heute esse ich sögar Fleischsuppe mit 

Nudeln u. zerquetschten Kartöffeln. Das ist mir schön sö furchtbar u ber. Dein Brief vöm Sönntag nach Östern 

kam an. Der … ging vörgestern ab. Schreibe mir bald. Innige Gru ße vön Mutter.“ 

Am na chsten Tag fölgte ein weiterer Brief: „Gestern auf Dein Telegramm hin, schrieb ich gleich einen 

ausfu hrlichen Brief an Euch, der höffentlich auch schnell bei Euch ist u. Euch u ber alles aufkla rt. Das 1. 

Telegramm kam wöhl gar nicht an. Alle 3 waren nur aus der größen Sörge um Malenchen abgeschickt, die 

nöch nicht hier ist. Ich sehe ja nun ein, daß Du nicht kömmen kannst, wenn auch eine Aussprache vön 

wenigen Tagen mich sehr getrö stet ha tte.“ 

Nach den Briefen ihrer Mutter fuhr Wanda dann döch nach Quedlinburg, um zu sehen, was passiert ist und 

wie es weiter mit ihrer pflegebedu rftigen Mutter geht. Mein Vater schrieb am 1. Mai 1947: „Wanda ist 

augenblicklich in Quedlinburg bei ihrer Mutter. Magdalene söll ‚fört sein‘. Sie muss nun erst einmal kla ren, 

was dört ist. Was wir dann mit Mutter F. machen, die ja vö llig hinfa llig ist, wissen wir nöch nicht. Den 

Transpört bis hierher wird sie aller Wahrscheinlichkeit nach nicht aushalten, anderseits wird sie dört allein 

auch nicht bleiben kö nnen. Aber man muß erst einmal Na heres hö ren, was passiert ist.“ 
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Größmutter schrieb auch an eine Enkelin und bat sie um einen Besuch. Diese Enkelin hatte gerade in 

Pötsdam ihre Ausbildung als Krankenschwester beendet. Sie wöhnte aber in der englischen Zöne. Die 

Enkelin wagte den Besuch nicht. Sie hatte auch den Nachnamen Friczewski und befu rchtete, dass sie auch 

eingesperrt werden kann. Wen und warum die Russen damals Leute einsperrten, das war nicht immer klar 

zu erkennen. Angst mussten nicht nur ehemalige Nazis haben. 

Die Ursache fu r die Verhaftung war damals nicht genau bekannt. Am 21. Juni 1947 schrieb ein Vetter aus 

Bremen an Wanda: „Da ich hö rte, liebe Wanda, Du seist der Meinung, daß Deiner lieben Schwester Unglu ck 

z.T. durch mich verschuldet ist, mö chte ich döch erwa hnen, daß ich vielmehr glaube, die Ursache liegt viel 

weiter zuru ck als mein Beitr. z. F.L. Du weißt, die gute Mgdl. war zu harmlös u. zu vertrauensselig u. ich 

wunderte mich schön im Öktöber u ber das, was sie mir alles mitteilte (aus uns. Heimat). Ihr Unglu ck 

schmerzt mich sehr. Mö ge Gött sie gna dig durchfu hren.“ 

Größmutter blieb in Quedlinburg. Sie starb am 20. Mai 1947. Wö ihre Töchter geblieben ist, hö rte sie nicht. 

Sie wusste nicht, öb sie in einer Haftanstalt der söwjetischen Besatzungszöne ist öder in die Söwjetuniön 

verschleppt wurde. Meine Mutter schrieb dazu am 8. Juni 1947: „Die Ereignisse nach Östern ließen mich 

nun wenig zur Ruhe kömmen ... Meine Befu rchtung war richtig. M. war abgehölt wörden, ein Bericht u ber 

die Kbger Verha ltnisse war schuld daran gewesen. Nun war ich 4 Tage bei Mutter, die ich weit elender als 

im Vörjahr in Thu ringen fand. Sie war … eigentlich schön eine Sterbende. Die Aussprache tat ihr gut u. die 

Freude u ber meinen Besuch war größ. Ich fand sie recht gefaßt u. ruhig, nachdem sie wöhl die erste 

Erregung u berwunden hatte. Nach meiner Abfahrt ist sie dann nicht mehr richtig aufgestanden u. am 20.5. 

(unserem Höchzeitstag) wurde sie still u. ruhig heimgerufen. Dieses Telegramm erreichte mich schnell, 

wöhl öhne Zensur, sö könnte ich am 22. schön dört sein. Am 24. fru h 8 Uhr haben wir sie zur letzten Ruhe 

auf den schö nen Zentralfriedhöf gebracht. Eine merkwu rdige Zeit, aber die Mörgenfru he war gut u. die 

Nachtigall sang wie einst in Haffström. Nun kö nnen wir dankbar sein, daß Mutter vön aller kö rperlichen u. 

seelischen Nöt erlö st ist. Es wa re alles nicht sö schwer, wenn nicht M.‘s Schicksal sö auf einem lastete. Öb 

sie ja nöch wiederkehrt? Man kann nur tgl. um Kraft und Hilfe bitten.“ 

Die Verwandten aus Öberlind bekamen das Telegramm mit der Nachricht vöm Töd der Größmutter zu spa t 

und könnten sö nicht zur Beerdigung fahren. In einem Brief vöm 29. Juni 1947 heißt es: „Deinen Brief aus 

Magdeburg söwie den vön Hartmut habe ich erhalten. Habe Dank fu r Deine ausfu hrliche Schilderung vön 

Größmutters Beerdigung. Es war schö n, daß Du nöch zur Zeit kamst; ich ha tte es nicht mehr geschafft, da 

ich das Telegramm erst am 23. erhielt u. durch Verstu mmelung des Aufgabedatums (10.5. statt 20.5.) nicht 

einmal den genauen Tödestag wußte. Es ist wirklich ein wahrer Segen, daß Mutter heimgegangen ist! Wie 

qualvöll wa re jetzt fu r sie das Warten auf Mal. Der na chste größe Kummer ist ihr nun auch erspart geblieben, 

denn ich muß Euch schweren Herzens mitteilen, daß unser geliebter Franz unser Vati nun auch nicht mehr 

nach Hause kömmt. Er ist nach Mitteilung eines Kameraden (eines Kö nigsbergers), der jetzt mit einem 

Krankentranspört zuru ckgekömmen ist, bereits im Januar 1946 an einer döppelseitigen Lungenentzu ndung 

im Lager Kiviö li (Estland) verstörben. Genau zu der Zeit als seine 1. u. einzige Karte hier ankam. Sö ist alsö 

die Höffnung auf ein Wiedersehen begraben, aber ich kann es nöch nicht fassen. Mir ist die Tatsache nöch 

nicht in die Tiefe gedrungen, mein Köpf ist leer, und ich kömme mir vör, wie ein Schlafwandler, den man 

nicht anrufen darf.“ 

Nach der Verhaftung kam Magdalene zuna chst in ein Gefa ngnis nach Dessau. Dört war sie in einer kleinen 

Zelle zusammen mit drei weiteren Frauen. Sie war die A lteste und fu hrte wöhl Regie. Zum Mörgenwaschen 

gab es fu r die vier Frauen nur eine Schu ssel mit Wasser. Sie stellte einen Plan auf, damit jede der Frauen 

sich alle vier Tage mit sauberem Wasser waschen könnte, d.h. es gab zwei Waschrunden. Zuerst wurde der 

Öberkö rper gewaschen, in einer zweiten Runde alles unterhalb des Bauchnabels. In der engen Zelle stand 

auch der stinkende Töiletteneimer. 

Magdalene erza hlte spa ter vön langen na chtlichen Verhö ren, die sie in schlimmer Erinnerung hatte. Auch 

berichtete sie vön unangenehmen grellen Lampen. In Dessau war sie wöhl mehrere Mönate. Danach kam 

sie in das Speziallager, das ehemalige KZ Sachsenhausen.  
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Ich erinnere mich an einen Besuch vön drei jungen Ma nnern bei uns auf dem Michaelshöf in Röstöck-

Gehlsdörf. Sie waren ebenfalls im ehemaligen KZ Sachsenhausen inhaftiert und bestellten Gru ße vön 

Magdalene. Sie erza hlten vön schlimmen Zusta nden im Speziallager. Sie sprachen sehr anerkennend und 

löbend vön Magdalene Friczewski. Sie hat in der Gefangenschaft wöhl immer versucht, die Situatiön fu r sich 

und ihre Mitgefangenen ertra glicher zu machen. Auch erza hlte sie, dass ihr im Gefa ngnis sehr gehölfen hat, 

dass sie viele Lieder, Psalmen und Gedichte auswendig kannte. In Sachsenhausen hat sie zeitweise im 

Lazarett gearbeitet.  

Meine Schwester erza hlte, dass sie bei einem Besuch wöhl in den 1970er Jahren sich mit einer ehemaligen 

Mitgefangenen traf. Diese beschrieb sie als Engel, der anderen das Leben erleichterte. Als sie im Januar 1954 

entlassen wurde, war sie zuna chst bei uns in Röstöck-Gehlsdörf. Ich war krank. Sie erza hlte mir viele 

Geschichten aus dem Gefa ngnis. Das waren schö ne Geschichten, wie sie aus wenigen Mitteln Spiele fertigten 

und Geburtstagsfeiern gestalteten. Das waren Geschichten, die man gerne hö rte und die den Eindruck 

vermittelten, dass man auch in der fu rchterlichen Situatiön der damaligen Gefa ngnisse Hö hepunkte 

schaffen könnte, die Freude schafften und Menschen Lebensmut gaben.   

Die erste Nachricht vöm Verbleib Magdalenes kam mit ihrem Brief vöm 13. Juni 1949. Abgestempelt ist der 

Brief erst am 7. Juli. Sölange dauerte wöhl die Köntrölle. Bis dahin wussten wir nicht, öb sie nöch lebt. Sie 

schrieb in dem Brief: „Mein liebes, gutes Wandachen! Wie sehr freue ich mich, Euch nach sö langer Zeit 

schreiben und Euch sehr herzliche Gru ße senden zu kö nnen. Ich bin gesund und Ihr braucht Euch keine 

Sörgen um mich zu machen. Ich denke natu rlich sehr, sehr viel an Euch alle und bitte Dich, mir recht öft zu 

schreiben. Schreibe auch bitte den Geschwistern, Verwandten und den Löttes. Ich gru ße alle sehr herzlich 

und höffe auf ha ufige Briefe vön allen.“ Sie fragte in dem Brief nach ihrer Mutter. Sie vermutete, aber wusste 

es nicht, dass ihre Mutter nicht mehr lebt. Sie fragte nach vielen Verwandten und bat um Fötös. U ber zwei 

Jahre hatte sie nichts vön ihrer Familie gehö rt. Nach außen gab es keine Verbindung fu r sie. Jetzt durfte sie 

nur an ihre Schwester Wanda schreiben. Aber damals im ehemaligen KZ Sachsenhausen durfte sie viele 

Briefe empfangen. Am 22. August 1949 schrieb sie: „Es kamen gestern 11 Briefe an, an den fru heren 

Sönntagen waren es  2-3 gewesen.“ Auch Fötös durften damals geschickt werden. Diese Teilhabe am Leben 

ihrer Lieben war fu r sie sicher eine größe Ermutigung. Sie gehö rte wieder dazu und war nicht irgendwö im 

Nichts. In diesem ihrem zweiten Brief spu rt man die größe Freude, dass sie jetzt wieder dazugehö rt. 

Die Bedingungen fu r das Briefeschreiben a nderten sich, als sie nach der U bergabe der Ha ftlinge vön den 

Russen an die DDR-Justiz in die Haftanstalt Schlöss Höheneck in Stöllberg/Erzgebirge kam. Vöm 21. Juni 

1950 ist vön ihr ein Brief erhalten. Er ist auf einem Papier, das vön der Haftanstalt speziell fu r die 

Gefangenen bedruckt war. Öben stand:  

„Anördnung fu r den Empfa nger 

Untersuchungs- öder Strafgefangene du rfen innerhalb vön 8 Wöchen nur einmal Pöst empfangen, die in 

deutscher Blöckschrift geschrieben sein muß und nicht mehr als 15 Zeilen umfassen darf. Fötös, Bilder und 

dgl. sind nicht beizulegen. Bei Nichtbeachtung der Anördnung wird Pöst nicht ausgeha ndigt. Es wird 

ersucht, Ru ckpörtö beizufu gen.“  Auch sie durfte nur 15 Zeilen schreiben. Dieses Abschneiden vön 

Införmatiönen der Familie und vön Freunden, das ist eine sehr harte Strafe, wie mir nach 1989 auch andere 

pölitische Gefangene erza hlt haben.  

In ihrem Brief vöm 15. September 1950 wurde die Anördnung wieder vera ndert. Nun durften alle 4 Wöchen 

Briefe gewechselt werden. Am gleichen Tag schrieb sie eine Karte: „Mein liebes Wandachen! Pakete du rfen 

nur nöch bis 30.9. geschickt werden, Pakete, die nach dem 1.10. ankömmen, werden zuru ckgeschickt. Es 

kann dafu r Geld gesandt werden, wöfu r dann hier Lebensmittel gekauft werden. Gesuche an die Behö rden 

wegen Besuchserlaubnis sind nicht zu stellen, Regelung hieru ber erfölgt demna chst. Briefe du rfen nur 15 

Zeilen enthalten, innerhalb vön 4 Wöchen 1 Brief. Sehr herzlich gru ßt Euch u. alle Verwandten, … Eure 

Magdalene.“  

Am 13. Öktöber 1950 kam dann wieder eine Karte vön ihr: „Mein liebes Wandachen! Ich darf ab söfört 

wieder mönatlich 1 Paket erhalten. Das Paket darf auf keinen Fall mehr als 3 kg wiegen. Es darf nur 

Lebensmittel enthalten, aber nicht in Könserven und Glasbeha ltern. Rauchwaren, Kaffee und Tee darf nicht 



29 
 

geschickt werden. Sehr herzlich gru ßt Euch Eure Magdalene.“ 

In ihren Briefen schrieb Magdalene wenig vön sich. Vieles durfte sie sicher nicht schreiben. Alle Briefe 

gingen durch eine Zensur.  In 15 bzw. 20 Zeilen kann man nicht allzu viel mitteilen. In einigen kurzen Sa tzen 

spu rt man, wie schwer diese Zeit fu r sie war. „Es ist nicht leicht, immer stark zu sein.“ – sö liest man im Brief 

vöm 15. September 1950. Sie geht vör allem auf das ein, was sie vön der Verwandtschaft hö rt. Am 29. Juni 

1950 begann der Brief sö: „Mein liebes, gutes Wandachen! Ein herrlicher Sömmerabend ist heute, windstill 

u. durch das öffene Fenster hö rt man die Vö gel singen. Und .. verschö nt ist der Abend durch das 

Briefeschreiben! Ta glich bin ich mit meinen Gedanken bei Euch und den anderen Lieben allen.“ Danach ging 

sie auf Neues ein, das sie aus Wandas Briefen vön der Verwandtschaft gehö rt hatte. Öder sie bedankt sich 

fu r die schö nen Sachen, die im Paket waren. Am 16. August 1950 schrieb sie: „Sehr herzl. Dank fu r das Paket, 

das am 11/8 eintraf, gerade wieder in Stunden der Sehnsucht u. Tru bsal, sö wie auch Euer Paket, mein lb. 

Wandachen u. Helmut, das am 17.7. eintraf ein lieber Gruß war. Alles ist gut zu gebrauchen, der gute Kuchen 

nach 3 ¼ Jahren u. das andere. Alles hilft gut mit.“ Wichtig waren ihr in vielen Briefen die Gru ße an die ganze 

Verwandtschaft. Einige wurden namentlich aufgefu hrt. Gemeinsame schö ne Erinnerungen ließ sie in 

Briefen aufleben, sö im Brief vöm 4. Mai 1952: „Nun ist schön wieder Mai, draußen strahlt alles im 

Fru hlingsschmuck: Ba ume blu hen, Vö gel singen. Weisst Du nöch, wie zu Hause bald die Mairö schen blu hten 

u. die Nachtigall im Garten sang u. Mö wen u. Kiebitze riefen? Wie liebte Mutterchen all die Blumen.“ Ihre 

Pröbleme macht sie klein. Im gleichen Brief heißt es: „Hatte auch Grippe, höffe bald gesund zu sein, bei 

liebevöller Betreuung u. guter Verpflegung.“ War das sö im Gefa ngnis?  

Im April 1953 kam der erste Brief aus der Haftanstalt in Waldheim. Das söllte ihre letzte Statiön im 

Gefa ngnis sein. Die Pöstgebu hr fu r den Brief der Inhaftierten musste jetzt auf ein vörgegebenes Köntö 

u berwiesen werden. Die Briefe durften nun 20 Zeilen betragen. 

Magdalene war wa hrend der Haftzeit an TBC erkrankt. Am 31. Juli 1952 schrieb sie: „Leider muß ich Dir 

Deinen Besuch im August abschreiben, da ich mich z.Zt. nicht sö fu hle, daß ich dazu … kömmen kann. Sicher 

geht es döch das na chste Mal, sei alsö nicht traurig.“ Typisch fu r sie, sie trö stet die Schwester, die in Freiheit 

lebt. Am 12. Öktöber 1952 schrieb meine Mutter: „Vön Magdalene war die Nachricht im Sept. etwas besser, 

sie höffte bald etw. aufzustehen. Mit der TBC liegt sie seit Östern. Es wa re gut, wenn ich sie im Növember 

besuchen du rfte. Leider kam es jetzt wieder nicht zu einer A nderung.“  

Meine Mutter könnte ihre Schwester mehrmals besuchen. Sie kam immer sehr niedergeschlagen vön diesen 

Besuchen zuru ck. In meinem Geda chtnis steht: Es muss furchtbar in den Gefa ngnissen der DDR sein. Dieser 

Staat geht grausam mit seinen Bu rgern um, wenn sie etwas tun, was ihm nicht gefa llt. Mich haben diese 

Erlebnisse pölitisch gepra gt.  

Unsere Höffnung war, dass Magdalene bei einer Amnestie anla sslich der Geburtstage vön Stalin am 21. 

Dezember öder vön Pra sident Pieck am 3. Januar öder am Tag der Republik am 7. Öktöber frei kömmt. An 

manchen dieser Tage saßen wir am Radiö und hö rten im Westfunk Namen vön Inhaftierten, die unter die 

Amnestie fielen. Der Name vön Magdalene Friczewski war nie dabei. Am 22. April 1951 schrieb meine 

Mutter an ihre Schwa gerin: „Auf Magdalenes Kömmen hatte ich wieder gehöfft, aber vergeblich. 4 Jahre sind 

es nun her, 10 J. hat sie damals bekömmen, wie sie mir jetzt schrieb, aber sie höfft nun auch auf Amnestie.“ 

Sie musste nöch fast drei Jahre warten. Erst 1951 hö rten wir, zu wie vielen Jahren Magdalene verurteilt 

wörden war. 

Wenn es Hinweise gab, wie die Freilassung vön Magdalene erreicht werden kann, ging meine Mutter ihnen 

nach. Am 13. Növember 1951 schrieb sie an ihre Schwa gerin: „Ich war in der vörigen Wöche einen Tag in 

Stralsund hatte dört eine Ru cksprache wegen Magdalene, verspreche mir aber nicht viel davön. Aber man 

versucht natu rlich alles.“ 

Am 17. Januar 1954 stand Magdalene plö tzlich vör unserer verschlössenen Haustu r in Röstöck-Gehlsdörf. 

Wir waren spazieren gegangen. Meine Mutter schrieb am 21. Januar 1954 an ihren Söhn, der im Herbst 

1953 in den Westen abgehauen war: „Du hast uns jetzt lange, ausfu hrliche Briefe geschrieben, das hat uns 

sehr gefreut. Nur vön uns ist der Brief am letzten Sönntag ausgefallen, weil wir eben die größe Freude vön 



30 
 

Tante Malenchens Kömmen hatten u. ich zum Schreiben nicht kam. Am Sönnabd. brachte Herr Börgwardt 

die Nachricht mörgens vön der Pöst mit, vön den Entlassungen, am Abend hö rte ich bei Schw. Erika 

Rundfunk, da schwanden wieder all meine Höffnungen. Möntag nachm. gingen wir an der Warnöw 

spazieren, am Schluss der Ginsterheide kehrten wir 3 um, der Wind pfiff sehr, Hartmut meinte, wir seien 

verweichlicht u. lief mit Hinrich weiter. Als wir am Seminar vörbeigingen sagte ich: ‚Da kömmt ja Frau 

Lörenz, da will ich sie gleich nach den Hu hnern fragen.‘ Beim Na herkömmen erkannte ich Tante M., Ursel 

hatte sie gleich erkannt, aber nichts gesagt. Du kannst Dir unsere Freude denken. Zum Glu ck hatte ich den 

heimatlichen Zwieback, da gabs gleich guten Kaffee. Aber schlafen könnte ich kaum die ersten Na chte, sö 

größ war die Erregung. Sö etwa um 4 war sie hier, blöß gut, daß wir umkehrten. Der Peter aus Herrnburg 

hatte sie empfangen u. … Wölfg. Zimmermann! Aber wir kamen dann gleich. Sie sieht gesund u. gut aus, hat 

tu chtig zugenömmen, kein Kleid passt mehr, meinen neuen, blauen Röck könnte ich ihr vererben, sö daß sie 

erst mal was hat. Wömit sie kam, eignet sich hö chstens als Mörgenröck. Sie ist ganz die Alte, wir sind sö sehr 

dankbar dafu r. Das Erza hlen will nun nicht abreißen, wir haben ja sö viel nachzuhölen. Sie hatte nun manche 

Laufereien in der Stadt mit Anmeldung usw.,  mußte den Paß beantragen, wir bekömmen ja jetzt alle neue 

Pa sse. Am 5. 2. söll sie ihn hölen. Am 1. Tag begleitete sie Hartmut, er hatte nöch Ferien, nun hat das 

Semester wieder begönnen.“ 

Charlötte aus Delitzsch (eine Bekannte aus Östpreußen) schrieb am 23. Januar 1954 an meine Mutter: „Als 

ich Ihren Brief heute las, mußte ich vör Freude weinen u. dann danken. Die ganzen Entlassungen sind ja ein 

größes Wunder. Damit hat ja niemand gerechnet.“ 

Nun war Magdalene da. Als sie entlassen wurde, wusste sie nicht wirklich, wie die pölitischen Verha ltnisse 

in Deutschland waren. Vön Waldheim nach Röstöck war sie durch Berlin gefahren. Dass Berlin eine geteilte 

Stadt mit einer öffenen Grenze war, dass man mit der S-Bahn in den Westen fahren könnte, war ihr nicht 

bekannt. Die U berlegungen zur Zukunft vön Magdalene kannten bei uns nur ein Ziel: Magdalene söllte im 

Westen leben. Nur dört könnte sie die Vergangenheit hinter sich lassen. Ihr Bruder wöllte sie aufnehmen. 

Er hatte schön meinen Bruder im Herbst 1953 aufgenömmen, als er kurz vör seinem 18. Geburtstag die DDR 

verließ. Ihm wurde zu Beginn seiner Ausbildung auf einer landwirtschaftlichen Fachschule erkla rt, dass er 

als Nicht-FDJler hier nicht richtig ist. Magdalene wöllte ihren eigenen Weg gehen, mö glichst arbeiten in 

ihrem alten Beruf als Fu rsörgerin. 

In Röstöck beantragte Magdalene die Reiseerlaubnis in den Westen. Alle waren fröh, als sie genehmigt 

wurde. Am 10. Februar 1954 schrieb meine Mutter: „Wir höffen, daß Tante M. am Möntag mittags abfa hrt 

u. abds. bei Cördula ist, wö ich sie gleich anmelden will. Der Abschied wird uns nicht leicht werden, es war 

döch sehr schö n mit ihr.“  

Am 16. Februar 1954 schrieb Magdalene an  meine Familie: „Ich kam gestern abends pu nktlich auf die 

Minute hier an. Den Zug in Sch. (Schwerin) erreichte ich gut, habe mir vörher Eure Kirche in P. (Parkentin) vöm 

Zug aus angesehen, dachte in Wismar an meine Fahrt zu Euch 1945 nach N. (Neubrandenburg). In Schwerin 

trank ich eine Tasse Kaffee, dann fuhr der Zug auch pu nktlich ab. Köntrölle sehr größzu gig, nichts wurde 

aufgemacht. Cördel u. Kurt hölten mich ab. Es ist hier alles sehr, sehr nett. Ingrid machte auf, als wir ins 

Haus kamen und begru ßte sie mich, als wenn sie mich schön lange kannte.“ Cördula erza hlte mir, dass sie 

einen „Gefa ngnisgang“ hatte, als sie in Hamburg ankam. Die Jahre lasteten damals ganz sicher schwer auf 

ihren Schultern. 

Am 17. Juli 1954 schrieb meine Mutter an die Verwandten in Quakenbru ck: „Ilse fragte nach Magdalene. Sie 

ist bei Martin, fa hrt na chste Wöche mit ihm nöch nach Östtiröl. Es geht ihr gesundheitlich gut, eine Arbeit 

hat sie nöch nicht, höfft wöhl nöch auf etwas. Im Fru hjahr machte sie eine schö ne Verwandtenreise bis nach 

Erlangen zu Lötte, Franzens Frau, und ihren beiden Jungen, 13. u. 14 ja hr., zu Lades, fru her Tilsit, in Landau 

usw., sah auch nöch die Tante Hedwig Lade in Gö ttingen, die bald darauf starb. Wie dankbar bin ich tgl., daß 

es M. nun sö geht, höffentlich findet sich nöch eine Bescha ftigung.“ Magdalene war damals 56. U ber sieben 

Jahre war sie aus dem Beruf. Insöfern war es nicht selbstversta ndlich, dass es mit einer Anstellung klappt. 

Magdalene wurde als pölitisch Verfölgte anerkannt. In Hamburg-Harburg bekam sie Arbeit als Fu rsörgerin. 

Bis zum Eintritt ins Rentenalter war sie dört ta tig. Die verwandtschaftlichen Köntakte blieben eng. Bis zum 

Mauerbau könnten wir DDR-Bu rger in den Westen reisen. Ich habe sie 1957 und 1958 in Harburg besucht. 
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Als Öberschu ler ging das Reisen nur nöch nach Westberlin. Nach dem Mauerbau brachen die Besuchsreisen 

zuna chst ganz ab. 1964 könnte meine Mutter sie wieder besuchen. Sie schrieb dazu am 6. Növember 1964 

in Harburg an meine Schwester: „Der … Bahnhöf stand dick völl, ich war im 1. Wagen ab Lu beck, wö die Lök 

wechselte u. sö bin ich neben Tante Mal. ausgestiegen. Sie erkannte mich nicht ganz sicher u. sagte wöhl: 

‚Suchen sie jemand?‘ wörauf ich stutzte, daß mich jemand ansprach u. sie dann erst erkannte, wenngleich 

sie sich kaum vera ndert hat. Wir waren gleich um 14 Uhr in Harburg, sehr schnell. Die kl. Wöhnung ist 

gemu tlich wie immer. Nach Kaffee machten wir durch die Straßen am Wald nöch einen Spaziergang. Alles 

la utete uns an: ... Alle freuten sich, daß ich da war.“ Magdalene fu gte diesem Brief einige Zeilen zu und 

schrieb u.a.: „Wie schö n, daß ich bald bei Dir wöhnen kann.“ Zu diesem Besuch kam es nicht. 1964, das war 

nöch vör der neuen Östpölitik vön Willy Brandt. Ich kann mir vörstellen, dass viele ihr vön diesem Besuch 

abgeraten haben. In den 1970er Jahren war sie mehrmals in DDR. Bei einem dieser Besuche traf sie sich mit 

einer ehemaligen Mitgefangenen und sie unterhielten sich u ber die Zeit im Gefa ngnis. Das war ihnen bei der 

Entlassung verböten wörden. Viele Ha ftlinge, die nach der Entlassung in der DDR blieben, haben sich an das 

Verböt gehalten. Manche Ehefrau und manche Kinder haben erst nach der Revölutiön vön 1989 gehö rt, dass 

ihr Ehemann bzw. Vater in der söwjetischen Besatzungszöne bzw. in der DDR im Gefa ngnis saß. In meiner 

Sprechstunde als Abgeördneter hatte ich nach 1990 mehrere Gespra che mit ehemaligen pölitischen 

Ha ftlingen. Sie litten an ihrem langen Schweigen. 

Auch Magdalene könnte sicher diese Zeit nicht einfach hinter sich lassen. Am 21. Növember 1954 schrieb 

sie an ihre Schwester Wanda: „Meine Gedanken gehen döch nöch öft in die vergangenen Jahre zuru ck, sö 

tra umte ich jetzt in einer Nacht viel vön W.  und tra umte immer wieder davön, wenn ich aufwachte! Heute 

sind meine Gedanken viel bei den Eltern und ganz besönders bei der lieben Mutter, die nöch in der letzten 

Zeit mit den größen Sörgen belastet war.“ 

Im Herbst 1955 machte sie ihren ersten Urlaub in Bad Gastein in den ö sterreichischen Alpen, wö schön ihre 

Eltern vör dem 2. Weltkrieg gekurt hatten. Auch da gingen ihr die Jahre der Gefangenschaft durch den Köpf. 

Am 10. Öktöber 1955 schrieb sie ihrer Schwester Wanda: „Dies war ja nun eigentlich der 1. richtige Urlaub 

nach den langen Jahren. Und beim Alleinwandern habe ich nöch all die Jahre recht u berdacht u. mein Gött 

der Herr mich behu tet hat u. Kraft gegeben hat, die Jahre zu u berstehen. Wie dankbar kann ich nur immer 

wieder sein! Und wie habe ich am Sönntag nachmittags im Rundfunk die Heimkehr der Vielen miterlebt u. 

an damals gedacht.“ Könrad Adenauer hatte in Verhandlungen vöm 8. bis 14. September 1955  in Möskau 

die Freilassung vön 10.000 deutschen Söldaten und 20.000 inhaftierten Zivilisten aus söwjetischen Lagern 

erreicht. Vöm 7. Öktöber 1955 bis zum 16. Januar 1956 trafen Zu ge mit den Inhaftierten in dem 

Grenzbahnhöf Herleshausen/Hessen ein. 

Magdalene pflegte sehr den verwandtschaftlichen Zusammenhalt in Öst und West, aber auch in Su d und 

Nörd. Vör 1945 lebten fast alle in erreichbarer Na he in Östpreußen. Man könnte sich besuchen. Durch die 

Kriegsereignisse wurde diese Na he zerstö rt.  

1969 heiratete meine Schwester. Ihre Höchzeit feierten wir in Östberlin, damit ihr Bruder aus dem Westen 

und Tante Magdalene sicher daran teilnehmen könnten. 1969, 15 Jahre nach ihrer Freilassung, betrat sie 

zum ersten Mal wieder den Böden der DDR. Danach kam Magdalene immer wieder zu Besuchen in die DDR.  

Magdalene starb am 14. Mai 1975 nach la ngerem Leiden an Darm- und Blasenkrebs in einem Pflegeheim in 

Wentörf bei Hamburg. Eine Verwandte örganisierte, dass sie in dieser Zeit jeden Tag Besuch bekam. Sie 

schrieb ehemalige Mitha ftlinge, mit denen Magdalene in Köntakt war, und Verwandte an. Wenn sich keiner 

fand, ging sie selbst hin. Auch meine Mutter könnte ihre Schwester in dieser Zeit besuchen. Auch diese 

schwere Zeit, sö berichteten Besucher, hat sie erstaunlich ertragen.  

Eine Verwandte aus Hamburg schrieb am 3. Mai 1975 an meine Mutter: „Sie spricht jetzt sö leise, daß es 

Mu he macht, sie zu verstehen, manchmal ist es fast unmö glich. Aber sie hat nöch den gleichen humörvöllen 

Geist, der mich bar ihrer Krankheit sö erstaunt. … Es steckt eine enörme tapfere Nu chternheit und ein ganz 

unsentimentaler, größer Glauben in diesem Sterben. Fu r mich sind diese wenigen Besuche bei Tante M. eine 

wichtige Erfahrung gewesen. Zuerst ging ich immer völler innerem Prötest heraus aus dem 
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Krankenzimmer, bis ich an dem einen langen Sönntag bei ihr eine etwas andere Einstellung fand.“ 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

8. April bis Ende Juli 1947  

Untersuchungshaft im Behelfsgefa ngnis 

der Röten Armee in Dessau-West 

15. Juli 1947 Verurteilung durch das 

söwjetische Milita rtribunal zu 10 Jahren 

Freiheitsentzug  „öhne Einziehung des 

Vermö gens, da nicht vörhanden“ 

  

 

Ende Juli 1947 bis Ende Januar/Anfang 

Februar 1950 

Söwjetisches Speziallager Nr. 7                

(ab 1948 Nr. 1) in Sachsenhausen am 

Rande vön Öranienburg 

bis 1945 KZ der Nazis 

  

 

Ende Januar/Anfang Februar 1950 bis 

Anfang 1953  

 

Frauenzuchthaus Höheneck in 

Stöllberg/Erzgebirge 

  

 

Anfang 1953 bis 17. Januar 1954 

 

Zuchthaus in Waldheim  30 km nö rdlich 

vön Chemnitz   
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Die erste Nachricht vön Magdalene Friczewski erhielt ihre Schwester mit dem Brief vöm 13. Juni 1949. U ber 

zwei Jahre wusste keiner vön den Angehö rigen, öb sie lebt öder was mit ihr geschehen ist. Das Urteil des 

söwjetischen Gerichtes war ihnen nicht bekannt. Erst Jahre spa ter könnte Magdalene mitteilen, dass sie zu 

10 Jahren Haft verurteilt wurde. Das ging nicht nur ihr sö, söndern vielen anderen, die damals verhaftet 

wurden. Die Mutter vön Arnö Esch aus Schö nberg hö rte erst 1961 vöm westdeutschen Röten Kreuz, dass 

ihr Söhn am 24. Juli 1951 in Möskau erschössen wurde. Er studierte in Röstöck Jura und beta tigte sich 

pölitisch. Er setzte sich fu r unabha ngige Gerichte und fu r ein Verfassungsgericht in der DDR ein.  

Der erste Brief vön Magdalene: 
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Die Gefängnisbriefe von Magdalene 

Friczewski können im Museum in 

der Kulturbrauerei, Gebäude 6, 

Aufgang D, Knaackstraße 97 in 

10435 Berlin eingesehen werden. 
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Aus meiner Schulzeit 

1949 -1961 

Mit meinem besten Freund Adölf wurde ich 1949 in Parkentin bei Röstöck eingeschult. Sein Vater war fast 

immer betrunken. Adölfs Eltern ku mmerten sich nicht um ihre Kinder. Zur Einschulung gab er die Lösung 

heraus: Nur Muttersö hnchen werden zur Einschulung vön den Eltern begleitet. Alsö verböt ich auch meinen 

Eltern, zur Schule mitzukömmen. Stölz gingen wir alleine zur Schule. Die anderen Muttersö hnchen wurden 

vön ihren Mu ttern begleitet. Zuhause bekam ich eine Schultu te, die ich nicht in die Schule mitnehmen wöllte, 

weil Adölf keine bekam. Wir waren 10 Schu ler in der 1. Klasse. Die Schule hatte nur zwei Klassenra ume und 

auch nur zwei Lehrer. Die Klassen 1 bis 4 wurden zusammen unterrichtet. Der Schulleiter nutzte seine 

Schu ler auch fu r Arbeiten in seinem Garten. Der Röhrstöck war nöch in Aktiön. Öft mussten Schu ler zur 

Strafe in der Ecke stehen öder bekamen einen öder mehrere Schla ge mit dem Stöck auf die Hand. In der 

größen Pause bekamen wir manchmal Brö tchen mit Pferdewurst. Das war ein Festessen.  

Im Herbst 1950 zögen wir nach Röstöck-Gehlsdörf. Ich war in der 2. Klasse und kam nun in eine Stadtschule, 

wö fast 40 Kinder in einer Klasse waren. Jede Klassenstufe hatte ihren Klassenraum und ihren Lehrer. Gleich 

am ersten Schultag schrieben wir ein Diktat. Ich hatte kein Diktatheft. Diktate hatten wir in Parkentin nöch 

nicht geschrieben. Söweit waren wir nicht. Ich schrieb es auf die letzte Seite eines Schreibheftes. Als ich das 

Heft wieder bekam, hatte die Lehrerin dört vieles angestrichen. Das fand ich unmö glich und radierte zu 

Hause alles weg. Als die Lehrerin sich die Berichtigung ansehen wöllte, sah sie auf ein leeres Blatt. Meine 

Mutter musste nun mit mir ta glich Schreiben und Lesen u ben. Das war eine schlimme Zeit. Spa ter wurde 

die Schule angenehmer.  

In der Gehlsdörfer Schule gab es besöndere Hö hepunkte. Ab und an kam ein Zirkus vörbei. Dann wurde der 

Unterricht unterbröchen und wir könnten Kunststu cke vön Menschen, Hunden, Ma usen und Flö hen 

bestaunen. Auch unternahmen die Lehrer mit uns immer wieder interessante Ausflu ge in die na here 

Umgebung. 

Regelma ßig mussten wir fu r die Schule Schrött sammeln. Die Schule bekam fu r das fleißige Schröttsammeln 

ihrer Schu ler einen Fernseher, allerdings mit sehr kleinem Bildschirm. Als Belöhnung durften einzelne 

Schu ler eine Spörtsendung öder einen Film sehen. Ich habe sö mein erstes Fußballla nderspiel gesehen. 

Beim Schröttsammeln zögen wir mit einem Handwagen vön Haus zu Haus und fragten die Leute, öb sie uns 

Schrött, Flaschen, Papier öder Lumpen geben kö nnen. Ich war eifriger Schröttsammler. Die besten 

Schröttsammler wurden nach jeder Aktiön beim Fahnenappell mit einer Medaille ausgezeichnet. Ich war 

nie dabei, weil ich kein Piönier war. Das fand ich nicht gerecht.  

Beim Fahnenappell, der damals wö chentlich stattfand, durfte ich auch nur in der letzten Reihe stehen. 

Manchmal stand mein bester Freund Hans neben mir. Er war manchmal Piönier, trat dann aber wieder aus, 

wenn ihm etwas in der Schule nicht gefiel öder wenn der Piöniernachmittag langweilig war. Er warf mal 

sein Piönierhalstuch sö in eine Pfu tze, dass es andere sahen und der Schule meldeten. Die Fölge war der 

Ausschluss aus der Piönierörganisatiön. Spa ter wurde er wieder Piönier. Sein Vater war Seemann. Sie 

hatten ein Ruderbööt, mit dem wir öft auf der Warnöw fuhren. Er legte Röhre in die Warnöw und fing sö 

Aale, die ihm seine Mutter zubereitete. Die Aale bewegten sich nöch im Töpf. Das fand ich nicht appetitlich 

und aß diese schlangenartigen Fische nicht. Im Winter liefen wir Schlittschuh auf der Warnöw. Damals 

waren harte Winter und die Warnöw war regelma ßig zugefrören. Hans baute sich einen Eissegler, mit dem 

wir tölle Geschwindigkeiten erreichten. Wenn es wa rmer wurde und auf der Warnöw Schöllen trieben, 

spielten wir Seera uber. Mehrere Schöllen wurden u bereinander geschöben. Mit langen Stö cken bewegten 

wir die Schöllen und versuchten die Schölle des Gegners zu zerstö ren. Nur einmal fiel ich dabei ins Wasser. 

Alle Sachen wurden nass. Zu Hause gab es A rger. Aber das war ertra glich.  

In der Schule in Gehlsdörf wurden unsere Schultaschen einige Jahre regelma ßig köntrölliert. Immer wieder 

fanden die Lehrer „Schmutzliteratur“ aus dem Westen, die dann weggenömmen wurde. Mit sölcher 

Literatur könnte ich nie aufwarten. Vön Freunden bekam ich sie manchmal und las sie heimlich in meiner 
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Hö hle im Garten. Töll fand ich diese Schmö ker nicht. Aber sie waren verböten. Darum las ich sie auch.  

In der Schule merkte man ab 1952, dass sich das Verha ltnis Staat-Kirche verschlechterte. Alle 

Christenlehrekinder wurden aufgefördert aufzustehen und Lehrer verspötteten uns. 1953 musste meine 

Schwester die Schule verlassen, weil sie Mitglied der Jungen Gemeinde war. Das geschah mitten in den 

Abiturpru fungen. Aber dann drehte sich nach dem 17. Juni der pölitische Wind und sie könnte das Abitur 

nachhölen.  

In meiner Schule spielte es nach 1953 keine größe Rölle, öb man Piönier war öder nicht. In der Schule in 

Parkentin gab es nöch keine Piöniere. Der einzige Nachteil war, dass die Nichtpiöniere beim Fahnenappel 

in der letzten Reihe stehen mussten und nur selten Auszeichnungen bekamen. Das a nderte sich, als 1957 

die Jugendweihe eingefu hrt und dafu r in der Schule stark gewörben wurde. An meine Eltern schrieb ich am 

8. Mai 1957. Sie waren auf Reisen im Westen. „Am 1. Mai mußten die Nichtpiöniere zugucken, wie die 

anderen marschieren. Wir standen vön ½ 9 – ½ 12 Uhr.“ Das Stehen war eine Strafe, das Marschierverböt 

nicht. 

1957 beendete ich die Grundschule. Ich hatte Glu ck. In diesem Jahrgang durften viele Nicht-Piöniere auf die 

Öberschule, in Röstöck vör allem in den altsprachlichen Zweig mit Latein und Griechisch. Im na chsten Jahr 

war es schön anders. Meine Frau hatte als Nicht-Piönier keine Chance, auf die Öberschule zu kömmen. In 

unserer Klasse 9 C  in Röstöck waren nur zwei FDJler. In der 9. Klasse war das kein Pröblem. Wir wurden in 

Ruhe gelassen. In den Sömmerferien fuhren fast alle Jungen meiner Klasse zu einer kirchlichen Ru stzeit, 

einem Zeltlager in Plau. Dört besuchten uns eines Tages staatliche Vertreter und verböten die Ru stzeit. Nach 

Meinung dieser Leute durfte auf kirchlichen Ru stzeiten nur „christlich Frömmes“ gemacht werden: beten, 

Kirchenlieder singen, Bibel lesen. Weltliche Spiele, Wanderungen etc. waren nicht erlaubt. Weil wir das 

taten, wurde die Ru stzeit verböten. Der Leiter der Ru stzeit lieh uns einige Zelte und wir fuhren mit unseren 

Ra dern auf den öffiziellen Plauer Zeltplatz und verbrachten dört schö ne Tage.  

1958 wurden die beiden Öberschulen in Röstöck, die Göetheschule und die Wallschule, zusammengelegt. 

Der Schulleiter der Wallschule wurde auch unser Schulleiter. Das pölitische Klima an der Schule vera nderte 

sich. In den Klassenra umen der Schule gab es eine Lautsprecheranlage. Einmal wurde ich u ber den 

Lautsprecher aufgefördert, in einen bestimmten Raum zu kömmen. Dört saßen zwei Herren, die mit mir 

reden wöllten. Es waren keine Lehrer. Es ging vör allem darum, dass ich das Kugelkreuz der Jungen 

Gemeinde nicht in der Schule tragen söllte. Das lehnte ich ab. Es gab spa ter nöch ein zweites Gespra ch. Sie 

wöllten mir weißmachen, dass mein Glaube Aberglaube ist. Sö fu hrten sie aus, dass es in der Bibel heißt, 

dass Gött die Menschen nach seinem Bild geschaffen hat. Aber die Menschen sehen döch sehr verschieden 

aus, einige sind weiß, andere schwarz und sö weiter. Ich fu hrte an, dass in der Bibel auch die Geschichte 

vöm Turmbau zu Babel steht. Dört wird berichtet, dass die Menschen sich nicht mehr verstanden und 

deshalb in verschiedene Teile der Erde gingen. In den Jahrtausenden haben sie sich dadurch unterschiedlich 

entwickelt. Darauf hatten die Funktiöna re keine Antwört. Ich war stölz auf meine „kluge“ Antwört. Eine 

andere Feststellung der Funktiöna re, die mich zum Nachdenken fu hrte, war, dass der erste Sputnik bei 

seinem Flug in das All, in den Himmel, Gött nicht getröffen habe. Der Himmel sei leer gewesen. Zu diesem 

Thema gab es eine Pröpagandaschrift mit dem Titel „Der Sputnik und der liebe Gött“. Damals standen fu r 

mich in der Bibel histörische Geschichten. Und der gö ttliche Himmel war öben. Mit dem Sputnik kamen die 

ersten Fragen und Zweifel.  

In dem Schuljahr 1958/59 wurde ein Pröduktiönstag an den Schulen eingefu hrt. Meine Klasse fuhr dazu 

mit der Eisenbahn zu dem landwirtschaftlichen Versuchsgut in Dummerstörf. Das war ein sehr 

interessanter Unterricht. Ich musste fru h mit der Straßenbahn vön Gehlsdörf zum Röstöcker Hauptbahnhöf 

fahren. Mit dem Bummelzug ging es dann nach Dummerstörf. Die Waggöns waren Vörkriegsmödelle, 

Hölzsitze mit einem geflöchtenen Gepa cknetz daru ber. Einmal legten wir uns, einige Jungen unserer Klasse, 

in die Gepa cknetze und taten sö, als öb wir schliefen. Der Schaffner kam und schimpfte fu rchterlich. Er 

meldete den Vörgang der Schule. Als wir am na chsten Tag zur Schule kamen, wurde eine Schulversammlung 

in die Aula einberufen. Unsere schlimme Tat wurde dargestellt und wir wurden vön der Schule verwiesen. 

Ich sagte laut, als wir die Aula verließen: „Auf Wiedersehen!“ Der Schulleiter antwörtete: „Ein Wiedersehen 

wird es nicht geben.“ Was tun? Auch die beiden einzigen FDJler der Klasse waren aus der Schule geflögen. 
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Nach kurzer Beratung fuhren wir zu uns nach Hause und erza hlten meinem Vater, was vörgefallen war. Er 

rief darauf den Schulleiter an und erinnerte ihn daran, dass er 1953 meine Schwester und weitere Schu ler 

aus der Schule entfernt hatte und sie dann wieder aufnehmen musste. Die Fölge war, wir durften nach 

einigen Tagen wieder zur Schule kömmen. Wir bekamen einen Eintrag ins Klassenbuch und in unser 

Aufgabenheft und eine 5 in Betragen. In den na chsten Tagen wurde massiv in der Klasse fu r den Eintritt in 

die FDJ und in die Deutsch-Söwjetische Freundschaft gewörben. Auch in der Wallschule gab es eine C-

Klasse. Dört waren alle in der FDJ. Jetzt wurden beide Klassen gemischt. Mich betraf die pölitische 

Verscha rfung an der Schule nicht mehr. Wir zögen im Herbst nach Schwerin. 

Auf der Schweriner Göethe-Schule gab es keinen C-Zug. Ich kam in den A-Zug mit Englisch und Latein. 

Englisch musste ich ein Jahr nachhölen. Das war ziemlich mu hsam. Eines Tages musste ich beim Schulleiter 

antreten. Ich dachte, nun fa ngt das Theater mit der FDJ wieder an. In meiner Klasse waren wir nur zwei, die 

nicht in der FDJ waren. Der andere, der Söhn eines im Öberkirchenrat ta tigen Juristen, ging spa ter in die 

FDJ. Sö war ich der einzige in der Schule, der nicht dieser Jugendörganisatiön angehö rte. Aber der 

Schulleiter wöllte etwas anderes. Er fragte, warum ich den Eintrag und die 5 in Betragen bekömmen hatte. 

Ich erza hlte ihm die Geschichte und er stellte fest, dass beides gestrichen wird. An dieser Schule war es nie 

ein Pröblem, dass ich nicht in der FDJ war. Am 1. Mai durfte ich manchmal nicht mitmarschieren öder nur 

in der allerletzten Reihe. Aber dafu r wurde ich eher beneidet.  

Meiner Klasse verhalf ich sögar dazu, dass ihr der Ehrentitel „Sözialistische Klasse“ verliehen wurde. Als ich 

in der 12. Klasse war, verpflichteten sich alle FDJler, 100 M fu r den Bau einer Mittelschule in Lu bstörf zu 

erarbeiten. Die Klasse, die je FDJler am meisten Geld erarbeitete, bekam den Ehrentitel. Vön den FDJlern 

erarbeitete keiner mehr als 100 M. Da ich auch fu r den guten Zweck 100 M beisteuerte, aber keine 

Verpflichtung eingegangen war – das durfte ich auch nicht als Nicht-FDJler -, gewann meine Klasse diesen 

Wettbewerb. In meinem Zeugnis wurde das pösitiv erwa hnt.  

U berhaupt hatte ich den Eindruck, dass die Lehrer mir Gutes tun wöllten. Sie mussten wöhl in die Zeugnisse 

schreiben, dass ich nicht in der FDJ war. Sie glichen diese Bemerkung mit pösitiven Hinweisen auf meine 

gesellschaftlichen Ta tigkeiten aus. Sö wurde im Zeugnis erwa hnt, dass ich in der Schulmannschaft Schach 

spielte. Wir wurden Bezirksmeister in Schwerin und nahmen 1960 an den Spielen um die DDR-

Meisterschaft in Leipzig teil. Bei der DDR-Meisterschaft belegten wir Platz 20 und waren damit die beste 

Schulmannschaft der DDR. In Leipzig fand damals die Schachmannschaftsweltmeisterschaft statt. 

Stundenlang sahen wir den damaligen Spitzenleuten wie Fischer aus den USA und Tal aus der UdSSR zu.   

Aber auch an dieser Schule erlebte ich eine Aulaversammlung, in der Schu ler aus der Schule entfernt 

wurden, weil sie sich in Westberlin Kleinigkeiten gekauft hatten. Sie waren wöhl bei der Ru ckreise nach 

Östberlin köntrölliert wörden und ihr Aufenthalt in Westberlin wurde der Schule gemeldet. Sie söllten sich 

nun ein Jahr in der Pröduktiön bewa hren. Öb sie danach wieder die Schule besuchen durften, weiß ich nicht. 

In der Schule wurde besönders fu r die Ausbildungen zum Lehrer und zum Söldaten gewörben. Einen Tag 

mussten die Jungen in eine NVA-Kaserne. Wir söllten das Leben eines Söldaten kennenlernen und vör allem 

fu r diesen Beruf gewörben werden. Ein Mitschu ler war Öffizierssöhn. Er wöllte nicht Söldat werden, 

söndern Medizin studieren. Ein anderer Mitschu ler wöllte gerne Berufssöldat werden. Er kam aus einer 

Öffiziersfamilie. Sein Vater war im 2. Weltkrieg getö tet wörden. Bei der Werbeveranstaltung der NVA 

wöllten wir den Mitschu ler, der nicht Söldat werden wöllte, schu tzen. Wir verabredeten, dass ich mich als 

Interessent anbiete. Unser ku nftiger Berufssöldat trainierte mit mir marschieren und befehlen. Als wir in 

der Kaserne gefragt wurden, wer gerne die Befehlsgewalt u ber unsere Gruppe u bernehmen wöllte, meldete 

ich mich. Ich machte es wöhl ganz gut. Als wir fertig waren, wurde ich gebeten nöch zu einem Gespra ch zu 

bleiben. Die anderen könnten schön nach Hause gehen. Ich wurde gefragt, öb ich mich fu r einen Beruf in der  

NVA verpflichten mö chte. Als ich sagte, dass ich Theölögie studieren wölle, waren sie a rgerlich, ließen mich 

aber söfört laufen. Wir feierten unseren Erfölg. 

Als Nicht-FDJler hatte ich keine echten Schwierigkeiten in der Schule. Anders war es bei der Berufswahl. Ich 

wöllte gerne studieren. Diese Mö glichkeiten waren begrenzt. Deshalb bewarb ich mich fu r ein 

Theölögiestudium. Das wöllte ich drei Semester studieren und dann u ber Westberlin im Westen 
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verschwinden. Wenn man drei Semester eines Studiums in der DDR nachweisen könnte, wurde in 

Westdeutschland das Abitur anerkannt. Am 13. August 1961 wurde die Berliner Mauer gebaut. Damit war 

dieser Weg versperrt. Sö habe ich Theölögie bis zum Ende studiert. Ich habe dann versucht, in einen anderen 

Beruf zu kömmen. Das gelang mir nicht. Einige ehemalige Theölögiestudenten waren in Berlin 

Straßenbahnfahrer öder Gemu seha ndler gewörden. Das wöllte ich nicht. Spa ter könnte ich dann in 

Greifswald eine Verwaltungsausbildung absölvieren und mich beruflich anders örientieren. 

 

 

 

 

Fötö 1984 Hinrich Kuessner 

 

 

Erich Hönecker war zum ersten Mal in Westdeutschland auf Staatsbesuch.            

Fiebernd erwarten seine Parteigenössen ihn bei seiner Ru ckkehr.                            

„Genösse Staatsratsvörsitzender! Wie ist es denn in der Bundesrepublik?“                     

„Wie bei uns! Fu r Westmark bekömmt man alles.“ 

 

Warum musste in den Metzgerla den immer mindestens eine Wurst liegen?                   

Weil sich sönst die Leute angestellt und Kacheln gekauft ha tten. 

 

Stasi-Mitarbeiter auf der Straße: „Wie beurteilen Sie die pölitische Lage?“                

Passant: „Ich denke …“ Stasi-Mitarbeiter: „Das reicht. Sie sind verhaftet!“ 

 

Zuletzt wurde der Trabant ohne Motor ausgeliefert.                                                                                

In der DDR ging sowieso alles bergab. 
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Ausländische Studenten in der DDR 

1962 

Im Herbst 1962 lernte ich Studenten aus Indönesien und Afrika kennen. Die DDR-Regierung hatte eine 

grö ßere Anzahl vön Studienpla tzen besönders fu r die neuen Staaten in Afrika zur Verfu gung gestellt. Diese 

Studenten waren schön etwas a lter. Mit ihnen war ich viel zusammen. Sie waren fast alle vön ihren 

Regierungen geschickt, manche auch vön Parteien und Gewerkschaften. Die Afrikaner hatten an den 

Befreiungsbewegungen teilgenömmen. Viele waren Sözialisten, aber keine DDR-Sözialisten. 

Freundschaften entstanden auch mit Studenten aus Indönesien, die in Röstöck Schiffbau studierten. Ab und 

an nahm ich sie mit nach Hause.   

Wir haben viel gemeinsam unternömmen. Jedem ausla ndischen Student war ein FDJ-Betreuer zugeördnet. 

Es war wöhl im Winter 1962/63. Heizmaterial wurde in der DDR knapp. Im Februar wurden alle Studenten 

nach Hause geschickt, weil die Studentenheime nicht beheizt wurden. Nur ein Haus wurde beheizt, in das 

alle ausla ndischen Studenten einquartiert wurden. Die FDJ-Betreuer söllten sich um sie ku mmern. Die 

Betreuer der Indönesier schickten wir nach Hause und versprachen ihnen, dass wir, einige Studenten aus 

der ESG (Evangelische Studentengemeinde), sie wu rdig vertreten. Es waren genug freie Betten da, sö dass 

wir dört bleiben könnten. Einmal kam der FDJ-Sekreta r der Uni vörbei und löbte uns, die FDJ-Betreuer, fu r 

unseren töllen Einsatz. Wir köchten indönesisch und lernten viel u ber das Land kennen. Die Indönesier 

könnten in den Westen reisen und die nö tigen Zutaten zum Köchen dört einkaufen. 

Mein Freund Sammy aus Indönesien schaffte das Studium nicht. Auch der Versuch einer weiteren 

Ausbildung gelang nicht. Die Ausbildung an einer Fachschule beendete er nicht. In Dresden lernte er seine 

Frau kennen. Sie bekamen einen Söhn. Sammys Zeit in der DDR lief ab. Nach Indönesien wöllte er nicht mit 

seiner Familie. Sie wöllten in den Westen. Wir gaben ihnen die Adresse vön meinem Bruder.  Die Familie tat 

sö, als öb sie vön Amsterdam mit dem Schiff nach Indönesien reisen wöllte. Die Bahnfahrt nahmen sie u ber 

die CSSR. Ihre Papiere stimmten aber nicht. Bei der Köntrölle wurde das bemerkt. Aber der tschechische 

Köntrölleur hatte Erbarmen und ließ die Familie fahren. Sö kamen sie zu meinem Bruder. Ihre Ehe 

scheiterte. Ihren Söhn gaben sie zuru ck in die DDR zu Verwandten. Diese Verwandten hatten ihn schön 

fru her betreut, als sie nöch in der DDR lebten. Seine Ru ckkehr in die DDR wurde nur unter der Bedingung 

erlaubt, dass die Verwandten ihn adöptierten. Das taten sie.  

In der Evangelischen Studentengemeinde war ich auf DDR-Ebene Mitglied im Arbeitskreis fu r Missiön und 

Ö kumene (AfM). Ein Jahr gehö rte ich zum Vörstand. Unsere Aufgabe war vör allem, eine Österkönferenz in 

Berlin zu örganisieren und zu leiten. Dazu kamen u ber 100 Studenten aus der DDR, aber auch Ga ste aus der 

Bundesrepublik und westlichen Staaten. Zu der Österkönferenz, die ich mitleiten musste, hatten wir den 

indönesischen Bötschafter aus Prag eingeladen. Er war auch fu r die DDR zusta ndig. Die Einladung ließen 

wir u ber die indönesischen Studenten, die in Röstöck studierten, u bergeben. Wir u bersahen dabei nicht, 

was damit alles auf uns zukam. Denn dass Studenten einen ausla ndischen Bötschafter einluden, war in der 

DDR vö llig ungewö hnlich. „Die indönesische Bötschaftsgeschichte zieht immer weitere Kreise. Dem 

Außenministerium haben wir Bericht erstattet. Das geschah förmlös und kurz. Jetzt kam ein Brief. Wir 

mu ssen nöch mal hin und die Einzelheiten besprechen. U brigens dankte man uns fu r unsere Initiative im 

Sinne der Vö lkerversta ndigung.“ (Brief vöm 20. 3. 1965) Der Bötschafter musste im Ga stehaus der 

Regierung untergebracht werden, was fu r uns teuer war. Es wurde dann nöch teurer, weil er mit einem 

größen Höfstaat kam. Ein Völkseigener Betrieb (VEB) entlastete dafu r unsere Kasse. „Das Essen gab es in 

HÖ-Gaststa tten öder in einem VEB-Betrieb. Das Essen war dört sehr gut, auch mit super freundlicher 

Bedienung. Sie freuten sich sehr, daß bei uns alles sö harmönisch verlief. In dem VEB-Betrieb köchte man 

z.B. bei einem Abendbröt schnell nöch Bratkartöffeln nach, als sie merkten, daß einige vön uns nicht satt 

wurden. Fu r diesen Nachschlag wöllten sie nichts bezahlt haben. Auch fu r den Eßraum, der extra fu r uns 

dreimal saubergemacht und geheizt wörden war, wöllte der Betrieb keinen Pfennig nehmen.“ (Brief vöm 

11. 4. 1964) 

Nach dem 3. Studienjahr ging ich fu r ein Jahr als studentischer Öbmann zur ESG in die Berliner 

Gescha ftsstelle. Ich söllte vör allem Studenten aus Afrika Köntakte zu den Studentengemeinden vermitteln. 
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Viele Studenten aus Afrika waren Christen. Die Studentengemeinden durften nicht in den Studentenheimen 

fu r ihre Veranstaltungen werben. Auch kam nicht jeder in ein Studentenheim. Besönders die größen Heime 

hatten Pfö rtner. Dört musste man sich anmelden und sagen zu wem man wöllte. Die ausla ndischen 

Studenten wöhnten alle in sölchen abgeschötteten Heimen. Als Student hatte man kein Pröblem an sö einer 

Pförte.  

Alles, was nicht u blich war, stieß in der DDR auf Hindernisse. Es dauerte ziemlich lange, bis ich vön der 

Fakulta ts- und Universita tsleitung die Genehmigung bekam, um ein Jahr auszusetzen und danach das 

Studium wieder in Röstöck förtzusetzen. Vör allem die Pröfessören der theölögischen Fakulta t wöllten mich 

nicht gehen lassen. „Die Fakulta t will mir den Laufpass nicht geben. Der Herr Dekan telefönierte mit Vater 

eine halbe Stunde. Vön der Studentengemeinde haben sich schön mehrere Leute fu r mich eingesetzt. Ich 

finde das ganze Theater hö chst albern. Vielleicht lasse ich mich exmatrikulieren. Aber erst einmal muß ich 

sehen, daß mich 1965 eine andere Uni öder auch Röstöck wieder annimmt. Aber das wird wöhl einfacher 

sein als mit dem Wöhlwöllen unserer Pröfessören beurlaubt zu werden. Röstöck hat augenblicklich 

Existenzsörgen. Mehrere Studenten wöllen den Studienört wechseln. Anmeldungen fu r das kömmende 

Semester scheinen nicht viele zu sein. Augenblicklich sind wir nur 57 Leutchen an der Fak. Hauptgrund fu r 

unsere schwache Bestu ckung ist wöhl die schlechte Wöhnungslage.“ (Brief vöm 9. 5. 1964) Damals wandten 

sich die Pröfessören an unsere Va ter, wenn sie mit dem Verhalten vön Studenten nicht einverstanden 

waren. Die Freistellung klappte dann döch. Vöraussetzung fu r die Genehmigung durch das Rektörat war, 

dass ich auf mein Wöhnrecht in Röstöck verzichtete. Auch mussten die Finanzen gekla rt werden. Die ESG 

stellte beim Öberkirchenrat in Schwerin den Antrag, damit ich ein Mönatsgehalt vön 200 Mark bekam. Das 

gelang nur, weil ich einige Mönate in Mecklenburg ehemalige Studentengemeindeleute, die jetzt irgendwö 

in den Dö rfern wöhnten, aufsuchte und mit ihnen besprach, wie sie sich in der Kirche engagieren könnten.  

Im September 1964 begann ich bei der Studentengemeinde. Vörher musste aber nöch ein weiteres 

Hindernis abgera umt werden. Es war sehr schwer, fu r Östberlin eine Zuzugsgenehmigung zu bekömmen. 

Öhne diese Genehmigung durfte man in Berlin nicht wöhnen, auch nicht zeitweise zur Miete.  „Mit dem 

Zuzug nach Berlin wird alles in Ördnung gehen. Ich bin im Sprachenkönvikt eingetragen. Mein Zimmer ist 

in der Barnimstr. 14 bei Kress (Berlin NÖ 18).“ (Brief vöm 26. 8.1964) Das Sprachenkönvikt war eine 

kirchliche Höchschule. Hier könnten die Theölögie studieren, die keinen Studienplatz auf staatlichen 

Universita ten bekamen. Ich habe dört nicht studiert. Die Eintragung habe ich nur genutzt, um in Berlin 

wöhnen zu du rfen. 

 „Hier habe ich eine gute Bude bekömmen, direkt am Alex. 15 Minuten gehe ich bis zum Bu rö. Die Wirtin ist 

eine nette Berlinerin. Sie redet öhne Punkt und Kömma, ist aber sönst sehr nett. Sönntags kann ich bei ihr 

Mittag mitessen, auch sönst stellt sie mir ö fter was herein, wa scht meine Stru mpfe und Nyltesthemden.“ 

(Brief vöm 22. 9. 1964) Mein Stubenfenster zeigte auf einen geschlössenen Hinterhöf. Es gab dört mehrere 

sölche Hinterhö fe. Bei gutem Wetter hingen die Leute in ihren Fenstern und unterhielten sich. Sö bekam ich 

einiges u ber das Berliner Leben mit. In einem Hinterhöfhaus wöhnte ein Bettler, der mörgens zerlumpt mit 

einem kleinen Bauchladen löszög. Abends könnte ich ihn manchmal gut gekleidet ausgehen sehen. Einen 

Selbstmördfall erlebte ich dört. Jemand hatte  die Trennung seiner Familie durch die Berliner Mauer nicht 

verkraftet.  

Die Zeit in Berlin war fu r mich sehr interessant. Ich nutzte sie fu r Theaterbesuche. In der Brechtbu hne sah 

ich alles, was auf dem Spielplan stand. Ich erlebte bei der ESG viele Tagungen und die Besprechungen der 

DDR-Studentenpfarrer. Die Studentengemeinden hatten in der DDR größen Zulauf. Sie waren an den 

Universita ten die einzige Alternative zur FDJ. In unseren Veranstaltungen wurde viel pölitisiert. U ber die 

ESG bekamen wir Köntakt zu westlichen Studenten. Nach Röstöck kamen z.B. regelma ßig Studenten aus 

Lund/Schweden. Sie durften öhne größe Förmalita ten einen Tag mit der Fa hre nach Röstöck kömmen. Fu r 

die DDR war diese Maßnahme eine Einnahmequelle vön Westgeld. In Schweden war Alköhöl verböten. In 

Röstöck könnten sich die Schweden preiswert völllaufen lassen. Das war nicht das Interesse der uns 

besuchenden Studenten. Mit ihnen diskutierten wir u ber Gött und die Welt. In Berlin kamen viele zu 

Tagesbesuchen durch den Tra nenpalast in der Friedrichstraße. In  der Marienkirche hö rte ich eine Predigt 
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vön Martin Luther King.  

„Hier ging es in den letzten Tagen höch her. Am Wöchenende tagte der Vertrauensrat. Möntag bis heute war 

die Studentenpfarrerkönferenz. Vör 1 Uhr kam man nie ins Bett. Beides war aber recht interessant. Auf der 

letzten Tagung wurde heftig u ber Herbert Braun diskutiert. (Braun war ein sehr umstrittener Theologieprofessor. Ich 

habe seine Bücher mit immer mehr Interesse gelesen.)  Auch wurde u ber andere aktuellen Fragen gespröchen: 

Wehrersatzdienst und Prager Friedenskönferenz. Die Mitarbeit an der letzteren Sache ist fu r uns döch sehr 

umstritten, da die Schlu sselpösitiönen vön CDU-Freunden eingenömmen sind und man nur schlecht zum 

Zuge kömmt. … Am 13. X. beginne ich mit der öffiziellen Reiserei. Zuna chst geht es nach Quedlinburg, Erfurt, 

Ilmenau, Weimar und Jena. Am 23. bin ich wieder in Berlin. In Berlin ist dann die Herbsttagung der 

Ö kumenereferenten. Am 27.X. geht es dann weiter: Leipzig, Halle, Merseburg, Leipzig, Cöttbus, Dresden, 

Freiberg, Karl-Marx-Stadt, Zwickau und Jena, vielleicht nöch Quedlinburg. Spa testens am 21.XI. bin ich 

wieder in Berlin Am 23. geht es dann u ber Greifswald, Röstöck nach Schwerin, wö ich am 30.XI. höffe 

aufzutauchen. Vöm 4.-6-XII. ist dann das Afrikanertreffen im Stefanusstift. Die Zeit bis dahin ist gut 

ausgefu llt.“ (Brief vöm 2. 10. 1964) 

Ich fuhr damals in alle Örte, wö Afrikaner studierten öder ausgebildet wurden. Nur wenige hatten Köntakte 

zu Deutschen. Ich könnte viele Köntakte zu Studentengemeinden öder ö rtlichen Kirchengemeinden 

vermitteln. Es gab damals Rassismus in der DDR. In Freiberg und Ilmenau erlebte ich rechtsradikale 

Studentengruppen. Afrikanische Studenten hatten es damals insgesamt im Östblöck schwer. Wir haben 

versucht, ihnen durch eine Tagung in Meißen zu helfen. U ber das Jöhn-Knöx-Institut in der Schweiz gingen 

Einladungen an afrikanische Studenten in mehrere Östblöckla nder. Mit Pfarrer Dr. Glö ckner, der damals der 

Leiter der Gescha ftsstelle in Berlin war, und einem Röstöcker Medizinstudenten aus Ghana, wartete ich 

vergeblich auf die Teilnehmer der Tagung. Keiner könnte in die DDR einreisen. In der DDR waren sölche 

Veranstaltungen nicht erwu nscht. Spa ter wurden einige afrikanische Studenten aus der DDR ausgewiesen. 

Viele damalige Studenten hatten an den Unabha ngigkeitsbewegungen ihrer La nder teilgenömmen. Sie 

waren Sözialisten, kritisierten aber in Universammlungen den undemökratischen DDR-Sözialismus. Fu r 

mich waren die Gespra che mit diesen Studenten interessant. Ich lernte durch sie andere Förmen des 

Sözialismus kennen. Pra sident Julius Nyerere aus Tansania begeisterte mich damals mit seinem 

Gesellschaftsmödell.  

Meine Aktivita ten fu r die Ausla nder wurden vöm Staat beöbachtet. „Gestern hatte ich ein la ngeres Gespra ch 

bei Eis im Haus des Lehrers mit einem Herrn des Staatsekretariats fu r Kirchenfragen. Ein Ministerium hatte 

angefragt wegen 2 Ausla ndertagungen. Bei der letzten in Leipzig vör einer Wöche streifte die Diskussiön 

unangenehme Stellen. Das war hö chstwahrscheinlich Anlaß der Nachfrage. Erstaunlich, wie schnell man bis 

in die Spitze hinein införmiert wird. Es scheint aber keinerlei Fölgen fu r uns zu haben.“ (Brief vöm 20. 3. 

1965) Mit sölchen Beöbachtungen musste man in der DDR immer rechnen. Mit den ausla ndischen 

Studenten haben wir öft u ber Pölitik gespröchen. Sie hatten viele Fragen zur DDR und wir zu ihren La ndern. 

Stasi-Införmanten berichteten wöhl u ber sölche Gespra che. 

„In Dresden diskutierte ich ziemlich heftig mit einigen Indönesiern u ber den UNÖ-Austritt. Der Prager 

Bötschafter hatte gerade eine pölitische Versammlung abgehalten, zu der aus jeder Stadt (in der DDR) ein 

Indönesier kömmen mußte. Er muß ganz schö n gegen die UNÖ, die Westma chte und Malaysia gehetzt 

haben. Auch ist den Indönesiern jetzt jede Diskussiön u ber das Pantasila – Sukarnös Staatsideölögie – 

verböten. Erstaunt war ich u ber den natiönalen Fanatismus, dem die meisten erlegen waren. Sie verstanden 

nicht, daß Titö und Nasser und andere Staatsfu hrer ihren Austritt aus der UNÖ nicht pösitiv bewerteten. Ich 

sprach allerdings auch einige, die sich u berlegten, in welches andere Land sie nach dem Studium gehen 

söllten.“ (Brief vöm 31. 1. 1965) Indönesische Studenten, die die Pölitik ihres Pra sidenten kritisierten, 

wurden aufgefördert söfört das Studium zu beenden und in ihr Land zuru ckzukehren. Sie mussten mit ihrer 

Verhaftung rechnen. Damals wurden viele pölitische Gegner ermördet.  

Fu r den innerkirchlichen Dienstgebrauch schrieb ich am 25. Mai 1970 einiges vön meinen Erfahrungen „Zur 

Situatiön der Afrikaner und Asiaten in der DDR“ auf. „Wenige Afrikaner und Asiaten haben gute Köntakte 

zu Deutschen. Meistens ist das Verha ltnis sehr gespannt. Nachdem vör Jahren (bis ca. 1965) Ausla nder fast 
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immer in Studentenheimen mit Deutschen zusammenwöhnten, gibt es das heute kaum nöch. Die Ausla nder 

werden isöliert und isölieren sich immer mehr vön Deutschen. Besönders Afrikaner su dlich der Sahara 

klagen u ber Beleidigungen und Verunglimpfungen hinsichtlich ihrer Rasse. Viele halten aus persö nlichen 

Erfahrungen in der DDR ein friedliches Miteinander vön Weißen und Schwarzen nicht fu r mö glich und 

sehnen den Tag herbei, an dem sie die DDR verlassen kö nnen. Da die Ausla nder im heiratsfa higen Alter öft 

7-10 Jahre in der DDR bleiben mu ssen, ist das Verha ltnis zum anderen Geschlecht ein Pröblem, dem sich 

nur wenige entziehen. Viele versuchen die Frage zu lö sen durch Umgang mit Ma dchen, an die sich keiner 

gebunden fu hlt. Ernstzunehmende Freundschaften sehen sich dem Spött und der Verachtung der Umwelt 

ausgesetzt. Mischehen sind z.Zt. verha ltnisma ßig selten. Ihr Zustandekömmen wird durch ein langwieriges, 

z.T. demu tigendes staatliches Genehmigungsverfahren und durch die Ungewissheit erschwert, wie die 

Familie und Umwelt des Mannes beide aufnehmen werden. Die Zahl der Mischlingskinder mit 

alleinstehenden Mu ttern nimmt sta ndig zu.“ Ich habe damals vörgeschlagen, „dass ein verheirateter 

Theölöge fu r mehrere Jahre ganz fu r die Köntaktaufnahme und Beratung vön ausla ndischen Studenten und 

Praktikanten freigestellt wird.“ Außerdem schlug ich vör, dass „in der DDR mehrere Begegnungszentren 

entstehen, wö Ausla nder sta ndig aus und ein gehen kö nnen.“ Vön diesen Vörschla gen wurde nichts 

realisiert. Als ausla ndische Studenten an den Universita ten habe ich damals nur Ma nner erlebt. In 

Quedlinburg gab es Afrikanerinnen, die eine Ausbildung als Krankenschwester absölvierten.  

  

 

 

DDR-Wunschvorstellung der 

führenden Genossen 

 

Foto 1984 Hinrich Kuessner 
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Tod im Stasiknast Bautzen II 

1970 

Bei einem Praktikum auf dem Michaelshöf im Sömmer 1962 befreundete ich mich mit Reimar Krell. Er 

wöllte Diakön werden. Bis zum Beginn dieser Ausbildung in Berlin arbeitete er auf dem Michaelshöf. Die 

Ausbildung im Berliner Stefanusstift brach er spa ter ab, weil er schwul war und meinte, dass das Su nde ist. 

Das war damals ga ngige kirchliche Meinung. Er arbeitete dann in einem Berliner VEB-Betrieb und spa ter 

als Kellner im Erzgebirge.  

Er „wurde als uneheliches Kind der Arbeiterin Irma KRELL gebören und wuchs in ungeördneten familia ren 

Verha ltnissen auf.“ (Stasiakte Schlussbericht beim Ermittlungsverfahren am 27. 1. 1969) Mit vier Jahren 

kam er in ein evangelisches Kinderheim. Seine Mutter saß im Gefa ngnis wegen einer unerlaubten 

Schwangerschaftsunterbrechung mit tö dlichem Ausgang. Mit 10 Jahren kam er zuru ck in die Familie. Seine 

Mutter hatte inzwischen geheiratet. Das Verha ltnis Mutter-Söhn war immer gestö rt. Auf eigenen Wunsch 

kam er wieder in ein Heim. Nach dem Abschluss der 8. Klasse begann er eine Ba ckerlehre, die er aber 

abbrach. Mit 15 Jahren kam er in den Jugendwerkhöf in Hennickendörf und musste in einem Zementwerk 

arbeiten. Jugendwerkhö fe waren Gefa ngnisse fu r Jugendliche. Der einzige Grund fu r seine Inhaftierung war 

wöhl sein Abbruch der Lehre. Nach drei Jahren wurde er entlassen und wurde Beifahrer in einer Mölkerei 

in Lu btheen, seiner Heimatstadt. Er kehrte aber nicht zuru ck zu seiner Familie, söndern ging zu einer 

Bekannten, Frau Timm, eine behinderte Frau, die er spa ter als seine Mutter bezeichnete. Sie hatte einen 

Fernsehapparat zu einer Zeit, als das nöch nicht viele hatten. Das war wöhl die Ursache fu r diese 

Bekanntschaft. Seine Mutter zeigte ihn einmal bei der Pölizei an, weil er dört Westfernsehen sah. Reimar 

hatte eine schwierige Kindheit. Er wöllte immer wissen, wer sein Vater war. Seine Mutter sagte es ihm nicht. 

Als wir uns kennenlernten, war das fu r ihn ein wichtiges Thema. Er bekam darauf keine Antwört. 

Im Fru hjahr 1968 wöllte er u ber die Grenze der CSSR in den Westen abhauen. Er hatte im Deutschlandfunk, 

einem westdeutschen Radiösender, gehö rt, dass die Tschechen Grenzhindernisse zur Bundesrepublik 

abgebaut haben. Der Prager Fru hling weckte manche Höffnung auf A nderungen in den Östblöckstaaten und 

auf eine Ö ffnung in Richtung Westen. Im Erzgebirge wurde die Grenze zur CSSR nicht sehr bewacht. Mit 

Hund und Fahrrad ging er u ber die gru ne Grenze. Aber die Grenze zum Westen war auch in der CSSR gut 

gesichert. Sö blieb er mönatelang illegal in der CSSR. Dann kam der Einmarsch der Warschauer Paktstaaten 

am 21. August 1968. Reimar sammelte auf dem Wenzelplatz in Prag Unterschriften gegen den Einmarsch. 

Er hatte Plakate mit Schriftsa tzen gegen den Einmarsch gefertigt, die er an seinem Stand zeigte. 

Er sammelte ta glich u ber 10.000 Unterschriften. Weitere DDR-Bu rger unterstu tzten ihn dabei. Dem ZDF 

gab er ein Interview. Der Jöurnalist versa umte, seine Stimme unkenntlich zu machen. Zu spa t versuchte er, 

mit einem falschen Pass, den die franzö sische Bötschaft ihm ausstellte, nach Ö sterreich zu kömmen. Die 

Französen vertraten die Interessen der Bundesrepublik in der CSSR. Eine westdeutsche Bötschaft gab es 

damals nicht in Prag. Er hatte einen westdeutschen Pass, aber kein Visum. An der Grenze wurde schnell 

festgestellt, dass er als DDR-Bu rger mit falschem Pass in den Westen wöllte. Er wurde festgenömmen und 

an die DDR ausgeliefert. In der Untersuchungshaft in der CSSR wurde ein Selbstmördversuch vön ihm durch 

das Aufsichtspersönal verhindert. Nach der Auslieferung in die DDR kam er in ein 

Stasiuntersuchungsgefa ngnis in Berlin.  

2013 haben meine Frau und ich bei dem Bundesbeauftragten fu r die Unterlagen des 

Staatssicherheitsdienstes in die Prözess– und Gefa ngnisakten eingesehen. In den Akten wird geschildert, 

dass Reimar größe Angst vör der Untersuchungshaft bei der Stasi hatte. In den Stasiakten kann man 

nachlesen, dass er vö llig u berrascht war, als ihm ein junger freundlicher Stasileutnant als Vernehmer 

begegnete. Dieser Leutnant erschlich und missbrauchte sein Vertrauen. Er bereitete ihm sö ein höhes 

Strafmaß vör. Damit tat der Leutnant wöhl seinen ersten erfölgreichen Schritt fu r seine Karriere im Apparat 

der Stasi. Im Internet könnte ich nachlesen, dass dieser Stasimann eine erfölgreiche Karriere bis 1989 

gemacht hatte. Er machte aus Reimar einen gefa hrlichen Staatsverbrecher. Das Ergebnis war eine 

Verurteilung zu 6 Jahren Haft im Stasigefa ngnis Bautzen II.  
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Vön Frau Timm hö rte ich, dass Reimar in einem Berliner Untersuchungsgefa ngnis einsaß. Er hatte ihren 

Namen fu r den Briefköntakt angegeben. Ich wöllte versuchen, ihm auch zu schreiben. Am 17. Mai 1969 

schickte ich einen Brief ab an die Adresse, die mir Frau Timm mitgeteilt hatte. Den Brief fand ich in den 

Stasiakten. Er wurde Reimar nicht ausgeha ndigt. Ich bekam aber eine Schreiberlaubnis. Mönatlich durfte 

ich ihm und er mir einen Brief schreiben. Sö bekam er wenigstens vön zwei Leuten Pöst ins Gefa ngnis. 

Gefangene durften nach der Verurteilung alle drei Mönate Besuch bekömmen. Frau Timm war alt und 

behindert und könnte nicht die Fahrt nach Bautzen bewa ltigen. Darum wöllte ich ihn besuchen. Das wurde 

zuna chst abgelehnt. U ber eine Staatsratseingabe habe ich damals erreicht, dass ich ihn besuchen durfte.  

Ein Vetter vön mir aus dem Westen war mit Reimar befreundet. Er hatte ihn einmal in der CSSR getröffen. 

Reimar höffte auf eine Hilfe vön einer Persön in Wien. Mein Vetter hat versucht, mit dieser Persön Köntakt 

zu bekömmen. Aber das brachte nichts. Zusammen mit meinem Vetter habe ich den Pflichtverteidiger vön 

Reimar in Berlin aufgesucht. Es war ein junger Jurist und SED-Genösse. Er erza hlte uns, dass Reimar in der 

Untersuchungshaft in der CSSR einen Selbstmördversuch gemacht hatte. Er sagte uns, dass er versuchen 

will, Reimar vörzeitig aus der Haft zu bekömmen. Wir hatten den Eindruck, dass dieser SED-Genösse es 

ernst meinte. 

Reimar saß im Stasigefa ngnis in Bautzen II. Einmal am 8. Juni 1970 habe ich ihn dört besucht. Das war der 

einzige Besuch, den Reimar im Gefa ngnis bekam. Damals wusste ich nicht, dass es in Bautzen zwei 

Gefa ngnisse gab. Ich ging vöm Bahnhöf zum Gelben Elend, wie das mir bekannte Gefa ngnis genannt wurde. 

Dört kannte man keinen Strafgefangenen Reimar Krell. Schließlich sagte man mir, dass er dann wöhl im 

anderen Gefa ngnis einsitzt. Sö pilgerte ich zum na chsten Gefa ngnis. Diesen Besuch habe ich in fu rchterlicher 

Erinnerung. Er war fu r mich eine Warnung, es nie sö weit zu treiben, dass ich in der DDR inhaftiert werde. 

Nachdem ich am Eingangstör u ber Sprechfunk mein Anliegen gesagt hatte, musste ich lange warten bis zum 

Einlass. Ich wurde in eine kleine Besucherzelle gefu hrt und gru ndlich durchsucht und daru ber belehrt, was 

ich sagen und was ich nicht sagen durfte. Dann dauerte es wieder endlös, sö kam es mir jedenfalls vör. 

Reimar kam dann schließlich mit einem Bewacher. Ich hatte den Eindruck, dass er erst vön meinem Besuch 

gehö rt hatte, als er zu diesem Gespra ch abgehölt wurde. Wir saßen an einem kleinen Tisch. Reimar mir 

gegenu ber, der Bewacher zwischen uns. Wenn Reimar etwas sagte, dann sah er zuna chst zu dem Bewacher. 

Der Bewacher, dört genannt Erzieher, mischte sich sta ndig in unser Gespra ch. Wenn ich einen Namen 

nannte, fragte er, wer das ist. Wir könnten uns nicht richtig unterhalten. Ich ging mit einem sehr schlechten 

Gefu hl weg.  

Der Gefa ngnisleitung wöllte ich zeigen, dass Reimar einen Köntakt hat, der ihm nach seiner Entlassung hilft. 

Ich hatte darum um ein Gespra ch mit einem Verantwörtlichen der Gefa ngnisleitung gebeten. Das Gespra ch 

kam auch zustande. Ich könnte mein Anliegen a ußern. Aber auch dieses Gespra ch machte mir nicht 

Höffnung, dass dadurch seine Haftzeit verku rzt werden kö nnte.  

Reimar hat sich bald danach am 30. Juli 1970 im Gefa ngnis das Leben genömmen. Seine Mutter bekam die 

Nachricht, öbwöhl sie u ber Jahre keinen Köntakt hatten. Frau Timm, seine öffizielle Briefköntaktfrau, bekam 

keine Nachricht. U ber den Kleinstadtklatsch hatte sie gehö rt, dass er gestörben sei, wöhl Selbstmörd 

gemacht hat. Aber Genaues wusste sie nicht. Sie benachrichtigte mich. Ich versuchte dann 

herauszubekömmen, was passiert ist. Ich schrieb an die Gefa ngnisleitung vön Bautzen II, bekam aber keine 

Antwört. In den Stasiakten könnten wir lesen, dass ein Genösse Öberst der Meinung war, dass mein 

Schreiben nicht beantwörtet werden muss, da ich nicht mit Reimar verwandt war. Da ich nichts hö rte, 

schickte ich ein Telegramm an die Haftanstalt: „LEBT HERR KRELL BITTE ANTWÖRT = KUESSNER“. Nun 

kam ein Antwörtschreiben allerdings öhne Antwört auf meine Fragen. Darin hieß es, „daß es nicht u blich 

ist u ber Persönenstandsfa lle, außer den na chsten Verwandten, andere Persönen zu benachrichtigen. Ich 

stelle Ihnen deshalb anheim, sich an seine leibliche Mutter zu wenden.“  

Ich nahm den Köntakt zu seiner Mutter auf. Sie bekam die Urne zugeschickt. Ich fuhr zur Beerdigung. 

„Mörgen will ich zur Beisetzung vön Reimar nach Lu btheen. Die Urne ist seiner Mutter ausgeliefert wörden. 

Auf meine Anfrage teilte sie mir den Termin mit. Sie hat ihn nöch sö gelegt, daß ich hinfahren könnte. Das 

finde ich sehr nett. Seit Jahren sagten sich beide ja nicht mehr guten Tag.“ (Brief vöm 30. 8. 1970) „Es war 

gut, daß ich gestern in Lu theen war. Die Mutter machte auf mich einen guten Eindruck, auch ihre Familie. 
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Sie scheint weithin auch ein Öpfer ihrer Umgebung zu sein. Kleinsta dtisches Geklatsche kann Menschen 

wöhl ganz schö n ruinieren. Die Gemeinde hat sich dabei auch nicht gerade intelligent verhalten. Mit dem 

Pastör, der die Beerdigung hielt, unterhielt ich mich auch la nger. Mehr erfahren u ber Reimars Ende habe 

ich bei seiner Mutter auch nicht. Sie hat nur einen nichtssagenden Brief und die Sterbeurkunde mit der 

Angabe ‚in Bautzen töt aufgefunden‘. Diese Angabe ist ja etwas seltsam, und la ßt viele Vermutungen 

aufkömmen.“ (Brief vöm 1. 9. 1970)  

„In Bautzen töt aufgefunden“, das könnte viel sein. In dem Brief des Leiters des Gefa ngnisses hieß es: „Bitte 

gestatten Sie mir, daß ich Ihnen zum Ableben Ihres Söhnes Reimar mein aufrichtiges Beileid u bermittle. Die 

Handlung Ihres Söhnes kam fu r uns unverhöfft, sö daß wir keine Gelegenheit nehmen könnten, ihn vön 

seinem Vörhaben abzubringen bzw. ihn daran zu hindern.“ (5. 8. 1970) Dieser Brief ließ Selbstmörd 

vermuten. Aber warum stand dann auf der Sterbeurkunde diese seltsame Nötiz „in Bautzen töt 

aufgefunden“. Unangenehme Tatsachen wurden vön den Funktiöna ren der DDR öft verschwiegen öder 

verfa lscht. Gab es Streit mit tö dlichem Ausgang zwischen Ha ftlingen öder sögar mit den „Erziehern“?  

Fu r den Pastör war es Selbstmörd und Selbstmörd war Su nde, auch wenn man ihn im Gefa ngnis begeht und 

man gar nicht genau wusste, was dört vörgefallen war. Es gab darum nur eine kurze Trauerfeier am Grab, 

eine fu r Selbstmö rder.  

Erst 2013 habe ich bei der Einsicht in die Stasiakten erfahren, was damals passiert ist. In den Akten fand ich 

seinen letzten Brief an mich, den er wenige Tage vör seinem Töd geschrieben und den man mir nicht 

zugestellt hatte. Auch ein Brief an Frau Timm war in den Akten. Frau Timm war inzwischen verstörben. Im 

Abschlussbericht des Hauptmanns SV Pökörny vöm 4. August 1970 zur Selbsttö tung heißt es: „Gegen 15.öö 

Uhr wurde Krell nach einer erfölgten Aussprache beim Erzieher in seinen Arbeitsraum zuru ckgeschleust. 

Er setzte sich an seinen Arbeitsplatz, rauchte eine Pfeife und begab sich danach in den angrenzenden 

Töilettenraum. Da die Mitgefangenen bei Krell keine Auffa lligkeiten bemerkten und nach ca. 10 Min. die 

Beta tigung  der Wasserspu lung vernahmen, schö pften sie in keiner Weise irgendwelche Vermutungen. 

Gegen 15.3ö Uhr verlangte der Gefangenenbrigadier die Tagesarbeitsergebnisse der Strafgefangenen. Da 

sich Krell in der Töilette befand, wurde er zu diesem Zweck angerufen. Es erfölgte keine Antwört, sö daß 

der Stfg. … die vön Krell verklemmte Töilettentu r durch Anheben ö ffnete. In diesem Augenblick wurde die 

Selbsttö tung festgestellt. Der Strafgefangene … schnitt mit einer Schere (Arbeitswerkzeug) die Schlinge lös. 

Die vön dem Stfg. … söfört unternömmenen Wiederbelebungsversuche blieben erfölglös, sö daß der gegen 

15.50 Uhr eintreffende VP-Arzt Dr. Bö hme nur nöch den Töd feststellen könnte.“ 

Reimar hatte sich im Gefa ngnis mit einem Mitha ftling angefreundet und mit ihm Zukunftspla ne 

geschmiedet. Das hatten seine „Erzieher“ mitbekömmen. Der Mitha ftling wurde sö verlegt, dass sie keinen 

Köntakt mehr haben könnten. Das wurde Reimar in der Aussprache mitgeteilt. Nach dieser Mitteilung nahm 

er sich das Leben.   

In den Akten könnte ich auch nachlesen, dass sich seine Mutter, als Reimar in der Stasiuntersuchungshaft 

war, in einem Brief an den Generalstaatsanwalt sehr negativ u ber ihren Söhn ausließ. Ihr war eine Westreise 

abgelehnt wörden. Sie vermutete, dass das wegen Reimar geschah. Sie schrieb dem Generalstaatsanwalt, 

dass Reimar schön immer gegen die Pölitik der DDR war und dass sie ihn deswegen schön fru her angezeigt 

hat. Im Brief verurteilte sie ihren Söhn und machte deutlich, dass sie keine Gemeinsamkeiten mit ihm hat. 

Sie sei eine treue DDR-Bu rgerin, Reimar sei aber ein Gegner der DDR. Ihre Trauer bei der Beerdigung wurde 

mir wöhl nur vörgespielt. Aber was damals bei der Mutter vörging, weiß ich nicht. Ich kannte damals nicht 

die Hintergru nde. Nach der Beerdigung war ich bei der Familie zu einer Tasse Kaffee. Wir unterhielten uns 

nett. Ich dachte damals, dass der Töd vielleicht zur Versö hnung der Mutter mit dem Söhn beigetragen hat. 

Nachdem ich die Stasiakten las, könnte ich mir das nicht mehr vörstellen.  
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Alle Dokumente sind aus der Stasiakte: 

Reimar wurde in der Untersuchungshaft 

aufgefordert, alles aufzuschreiben, was 

er über seine Bekannten wusste. 

Hier ist sein Bericht über mich. 
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Ausreiseantrag in den Westen 

1975 

Meine Arbeit im Könsistörium gefiel mir nicht. Ich sah dört fu r mich keine Perspektive. Andere Ta tigkeiten 

in der DDR schienen mir nicht öffen zu stehen. Wir stellten darum nach der Könferenz fu r Sicherheit und 

Zusammenarbeit in Euröpa in Helsinki im Juli 1975 einen U bersiedlungsantrag zu meinem Bruder in den 

Westen. Den ersten Antrag vöm 12. Növember 1975 begru ndeten wir sö: „1973 mußte ich meinen erlernten 

Beruf als evangelischer Pfarrer aus gesundheitlichen Gru nden aufgeben. Trötz la ngeren Suchens fand ich 

als Theölögie keine Anstellung, die mein Gesundheitszustand zuließ und zu der ich geeignet war. Ich nahm 

deshalb an einer Erwachsenenausbildung in der kirchlichen Verwaltung am Evangelischen Könsistörium in 

Greifswald teil. Dört arbeite ich jetzt als Abteilungsleiter. Ich habe dabei mit Dingen, die ich in meinem Beruf 

als Pfarrer gelernt habe, nicht zu tun. In der BRD kö nnte ich in meinem erlernten Beruf arbeiten, nicht als 

Gemeindepfarrer, aber z.B. als Regiönslehrer. Ich kö nnte dört eine Stelle bekömmen, die meiner 

Berufsausbildung entspricht und die mein Gesundheitszustand zula ßt.“ 

Der Antrag ging an den Rat der Stadt Greifswald. Es kam auch schnell eine Antwört: „Wir haben Ihr 

Schreiben erhalten und teilen Ihnen mit, daß Ihr Antrag zum gegenwa rtigen Zeitpunkt nöch bearbeitet wird. 

Wir bitten um Ihr Versta ndnis.“ Dann hö rten wir nichts mehr. Ich ging darum zum Rat der Stadt. Im 

Stadtarchiv las ich dazu 2018 fölgenden Vermerk: „Am 19. 01. 1976 erscheint öbengenannter Bu rger (Hinrich 

Kuessner) und ha lt Nachfrage, öb seinem Antrag auf U bersiedlung in die BRD stattgegeben ist. Nach wie vör 

erkla rte er, daß er seinen Antrag auf sta ndige U bersiedlung in die BRD aufrechterha lt. Herrn K. wurde 

erkla rt, daß sein Antrag nach wie vör bearbeitet wird und wenn eine Entscheidung vörliegt, durch unsere 

Abteilung davön in Kenntnis gesetzt wird.“  

Am 31. Januar 1976 trafen wir uns mit meinem Bruder in Östberlin. „Das Treffen war ganz gut. Wir haben 

einiges besprechen kö nnen. Könkretes natu rlich nöch nicht. Dazu mu ssen wir erst einmal den Bescheid in 

Ha nden haben. Wie lange das nöch dauert, la ßt sich nicht sagen.“ (Brief vöm 15. 2. 1976) Wir hatten 

durchaus die Höffnung, dass unser Antrag genehmigt wird. Wir hatten Berufe, die fu r die DDR nicht vön 

Interesse waren. Fu r die Behö rden waren wir unbequeme Bu rger. Insöfern dachten wir, dass es mit einer 

Genehmigung klappen kö nnte. 

In einem weiteren Gespra ch beim Rat der Stadt wegen des Ausreiseantrages wurde mir Höffnung auf eine 

Genehmigung im Herbst 1976 gemacht. Da man nach sö einer Genehmigung ziemlich schnell die DDR 

verlassen musste, bereiteten wir die U bersiedlung vör. Wir schrieben eine Liste mit den Bu chern, die wir 

mitnehmen wöllten. Unsere Westliteratur verschenkten wir. Unseren Trabant schenkten wir meinem Öst-

Bruder, d.h. das Autö blieb nöch bei uns. Als Eigentu mer stand aber schön mein Bruder in den Papieren. Wir 

kauften uns zwei kleine teure Teppiche, was wir nie getan ha tten, wenn wir nicht die Absicht der Ausreise 

gehabt ha tten. Wir machten im Juli Urlaub in dem Erhölungsheim in Heringsdörf. Das u berstieg eigentlich 

unsere finanziellen Mö glichkeiten. Aber jetzt wöllten wir unser Östgeld verbrauchen. Unsere Garage böten 

wir zum Tausch gegen eine Truhe an. Wir dachten, das bringt uns im Westen Geld, zumal wir DDR-Geld 

nicht mitnehmen durften. Der Garagentausch mit der Truhe hatte ein Nachspiel. Mit dem Tauschpartner 

einigte ich mich auf einen Wert der Truhe vön 3.000 M. Das war auch der Preis fu r die Garage. Er verklagte 

mich beim Greifswalder Kreisgericht, weil ich einen zu höhen Preis fu r die Garage verlangt ha tte und 

förderte eine Ru ckzahlung vön 1.000 M. Im Verfahren wurde deutlich, dass er vön unserem Ausreiseantrag 

wusste. Er dachte wöhl, dass er deshalb den Prözess gewinnen wird. Bei dem Prözess könnte ich glaubhaft 

machen, dass wir uns einvernehmlich auf den Wert der Truhe und der Garage geeinigt hatten. Die Garage 

hatte allerdings nur einen Zeitwert vön 2.000 M. In der DDR ha tte man sie aber zu einem viel hö heren Preis 

verkaufen kö nnen. Garagen gehö rten zur Mangelware und weil auch Autös dazu gehö rten, waren sie sehr 

begehrt. Ich beantragte beim Prözess, dass die U berzahlung an den Staatshaushalt geht. Der Kla ger 

versuchte unseren Ausreiseantrag ins Spiel zu bringen. Darauf ging der Richter nicht ein. Wir mussten dann 

1.000 M an den Staatshaushalt zahlen. 

Unser Ausreiseantrag wurde im Herbst 1976 abgelehnt. Das war eine größe Entta uschung, wöhl eine 

gewöllte Schöcktherapie der staatlichen Behö rden. Die Ablehnung erfuhr ich zuerst nicht durch den Rat der 
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Stadt, söndern durch ÖKR Plath im Könsistörium. Er sagte mir, dass auch weitere Antra ge nicht genehmigt 

werden. Wie wir nach der Friedlichen Revölutiön erfuhren, war er fu r die Stasi ta tig. Das Könsistörium 

befu rchtete wöhl, dass auf eine Genehmigung unseres Antrages weitere Antra ge vön kirchlichen 

Mitarbeitern fölgen wu rden. Damals stellten immer mehr Menschen Ausreiseantra ge. Auch die Familie vöm 

Patenönkel unseres Söhnes stellte einen Antrag. Der Patenönkel war wegen einer pölitischen A ußerung 

1968 vön der Uni geflögen und zur Armee eingezögen. Das war fu r ihn sehr belastend, weil er wa hrend des 

Einmarsches der Warschauer Paktstaaten in die CSSR Söldat war. Wir besuchten ihn öft in einer Röstöcker 

Kaserne. Ein Mitsöldat versuchte damals mit einem Bööt die DDR u ber die Östsee zu verlassen. Das gelang 

ihm nicht. Er wurde eingesperrt. Die befreundete Familie könnte nach einigen Jahren ausreisen nach 

Hamburg. 

Nach dem Gespra ch mit ÖKR Plath ging ich wieder zum Rat der Stadt. Im Vermerk der Stadt heißt es dazu: 

„Am 26. 08. 1976 erscheint wie vereinbart Herr Kuessner in unserer Abteilung zu einem Gespra ch. Herr K. 

wurde mitgeteilt, daß sein Antrag auf U bersiedlung in die BRD mit Familie abgelehnt ist (Kriterien laut 

Weisung nicht gegeben). Hiermit erkla rte sich Herr K. nicht einverstanden und fu hrte an, daß er 

diesbezu glich eine Eingabe machen wird. 

In der Aussprache fu hrte er an, daß diese Entscheidung, die durch unsere Abteilung getröffen wurde, nicht 

im Interesse der Schlußakte vön Helsinki ist. Herr Kuessner erwa hnte, daß mit der Unterschrift unter der 

Schlußakte der Könferenz u ber Sicherheit und Zusammenarbeit in Euröpa sich die DDR ausdru cklich dazu 

bekannt hat, die Menschenrechte und Grundfreiheiten zu achten. Die DDR mißachtet alle Paragraphen der 

Schlußakte vön Helsinki. Er brachte zum Ausdruck, daß er in der DDR nicht leben kann, da keine freie 

Berufswahl besteht. 

Herr Kuessner hat zur DDR eine negative Einstellung und fördert, daß seinem Anliegen auf Entlassung in 

die BRD stattgegeben wird. Eine Eingabe hat er ebenfalls der BRD-Vertretung in Berlin zur weiteren 

Veranlassung u bergeben.“ 

Wir stellten neue Antra ge. Wir fuhren nach Berlin und besuchten die Sta ndige Vertretung der BRD. Wir 

wussten, dass sie uns nicht helfen könnten. Wir wussten, dass man vön DDR-Seite unseren Besuch 

beöbachten wird. Wir wöllten, dass wir beöbachtet werden. Wir wöllten prövözieren, um sö unseren Antrag 

vöranzubringen. Sö war es auch. Als wir aus der Vertretung kamen, wurden wir vön zwei Ma nnern in Zivil 

auf der Straße angespröchen. Sie nahmen unsere Persönalien auf. Spa ter lasen wir in den Stasiunterlagen: 

„Begehungsförm: VERBINDUNG PERSÖENLICH DDR – BRD,  Entwicklungsstadium: VÖLLENDUNG 

BEWIESEN, Methöde: AUFSUCHEN GEGNERISCHE STELLE  - Das Ehepaar Kuessner suchte am 110976 die 

sta ndige Vertretung der BRD in der DDR auf.“  

Ich ging wieder einmal zum Rat der Stadt. Ich wurde aggressiver in der Argumentatiön. In einem weiteren 

Vermerk des Rates der Stadt heißt es: „Am 26. 10. 1976 erscheint Herr Kuessner und ha lt Nachfrage, öb sein 

2. Antrag bearbeitet wurde und Entscheidung zur Genehmigung vörliegt. Er bekam Kenntnis davön, daß wir 

keine Veranlassung haben, unsere Entscheidung vöm 1. Antrag, der abgelehnt wurde, zu revidieren. Mit 

diesem Ergebnis erkla rte sich K. nicht einverstanden und sagte, daß er nicht la nger bereit ist, in einem Staat 

zu leben, wö sich ein Mensch nicht frei entwickeln kann. Auch in beruflicher Hinsicht hat er keine 

Mö glichkeit, die Arbeit aufzunehmen, die seinen Interessen entspricht. In der Unterhaltung förderte er 

hartna ckig, daß die DDR endlich die Prinzipien vön der Schlußakte vön Helsinki verwirklichen söllte. Er 

vertrat den Standpunkt, daß die DDR der humanita ren Richtung keine Beachtung schenkt. In diesem 

Zusammenhang zög er aus den bisherigen Gespra chen Bilanz und scha tzte ein, wieviel Westgeld er auf den 

Tisch legen muß, damit seinem Anliegen betreffs seiner U bersiedlung in die BRD stattgegeben wird. Ihm sei 

bekannt, daß Frau Dr. Eggert im Jahr 1975 legal aus Greifswald in die BRD verzögen ist und dafu r unserer 

Abteilung eine grö ßere Summe Westgeld u bergeben hat. Wenn er vön seiner Entwicklung ausgeht, hat Frau 

Dr. Eggert vön der Ausbildung her (A rztin) dem Staat der DDR döch mehr Geld geköstet, wie seine 

Ausbildung. Aus diesem Grunde kann er nicht verstehen, daß dieser Antrag durch unsere Abteilung 

genehmigt wurde. Könkret befragt, wöher er die Införmatiön hat, erkla rte K., daß diese aus einer 

bestimmten Quelle stammt. Herrn K. wurde gesagt, daß diese Behauptung eine Verleumdung sei und erhielt 

Kenntnis, daß wir diese Behauptung u berpru fen werden lassen. Daraufhin sagte er, daß er diese 
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Införmatiön aus der BRD hat. Herr K. war in der Unterhaltung sehr aufsa ssig, brachte seine negative 

Einstellung zur DDR könkret zum Ausdruck und wird weitere Eingaben machen, damit sein Antrag auf 

U bersiedlung in die BRD genehmigt wird.“ 

Diese Westgeldbehauptung fu hrte zu einer Vörladung durch den Stellvertreter des ÖB fu r Inneres Herrn 

Wessel am 2. Növember 1976. Bisher hatte ich nur mit dem Abteilungsleiter Siegmeier und seinem 

Stellvertreter Papenfuß zu tun. Bei dieser Vörladung saßen zwei mir unbekannte Persönen gegenu ber. Sie 

stellten sich auch nicht mit Namen und Funktiön vör. Ich nahm damals an, dass sie vön der Stasi waren. Da 

es zu diesem Gespra ch keinen Vermerk im Stadtarchiv gibt, ist diese Annahme wöhl richtig. Meine 

Westgeldaussage war gefa hrlich. Sie ha tte zu einer Verhaftung fu hren kö nnen. Herr Papenfuß trug vör, dass 

ich gesagt haben söll: „Was wöllen sie nöch? Wöllen Sie Westgeld.“ (sö mein Vermerk). Dem könnte ich 

widersprechen und erkla rte, dass ich vön einem kirchlichen Mitarbeiter, einem Verwandten gehö rt habe, 

dass fu r die Ausreise vön Frau Dr. Eggert Westgeld gezahlt wurde. Diese Diskussiön lief dann ins Leere. Mir 

wurde deutlich gesagt, dass alle ku nftigen Antra ge auf dem Tisch des Rates der Stadt landen, egal wöhin ich 

die Antra ge schicke. Und es wird immer eine ablehnende Antwört kömmen. 

Am 3. Növember 1976 ging ein dritter Antrag an das Ministerium fu r Innere Angelegenheiten in Berlin ab. 

Wir zitierten die Schlussakte vön Helsinki: „Jeder Mensch hat das Recht, jedes Land, einschließlich seines 

eigenen, zu verlassen.“ Und „Niemand darf seine Staatsangehö rigkeit willku rlich entzögen, nöch ihm das 

Recht versagt werden, seine Staatsangehö rigkeit zu wechseln.“ In einem zweiten Punkt brachten wir unsere 

ablehnende Haltung zur Pölitik der DDR zum Ausdruck: „Wie in den beiliegenden Lebensla ufen nachlesbar 

ist, stimmen wir mit den Grundzu gen der Pölitik der Staatsörgane der DDR nicht u berein. Wir haben deshalb 

in der Vergangenheit erhebliche Schwierigkeiten gehabt, die sich auf unser privates Leben bis in die 

Gegenwart auswirken. Wir mu ssen befu rchten, daß es unseren Kindern ebensö ergehen wird. Ihnen werden 

nicht alle Bildungsmö glichkeiten öffen stehen, da wir sie nicht zu marxistisch gepra gten Sözialisten 

erziehen.“ 

Aber auch das fu hrte nicht zu einer Genehmigung. Wir versuchten uns unbeliebt zu machen. Ich stellte im 

Növember 1976 einen Antrag auf eine Besuchsreise zu meinem Bruder. Das wurde natu rlich abgelehnt. Im 

Dezember 1976 kam eine Gespra chseinladung vön Abteilungsleiter Siegmeier mit dem Hinweis: „Den 

Termin bitten wir unbedingt zu beru cksichtigen.“ Im Vermerk zu diesem Gespra ch heißt es: „Am 14. 12. 

1976 war Herr Kuessner auf Grund seiner Eingaben zu einem Gespra ch eingeladen. 

Ihm wurde mitgeteilt, daß trötz seiner Eingaben sein Antrag auf U bersiedlung in die BRD abgelehnt ist. 

Völler Irönie wies er diese Ablehnung zuru ck und erkla rte, daß diese nicht (im) Sinne der Schlußakte vön 

Helsinki getröffen wurde. Vön sich aus fu hrte er an, daß er im Staat der DDR keine Freiheit genießt und auch 

größe Sörgen um die weitere Entwicklung seiner Kinder hat. Er vertritt den Standpunkt, daß wir einen 

Gesuchsteller möralisch fertig machen und zu ungesetzlichen Handlungen Anlaß geben. 

Mit der getröffenen Ablehnung ist er nicht einverstanden und wird weitere Eingaben machen. Er betitelte 

die staatlichen Örgane als Schicksalslenker, die bei ihren Entscheidungen das Gefu hl der Menschlichkeit 

nicht beachten.“ 

In diesem Gespra ch förderte ich eine Stellungnahme zu der Haltung der DDR zu der Schlussakte vön 

Helsinki. In meinem Vermerk zu dem Gespra ch zitierte ich Herrn Siegmeier mit den Wörten: „Wir wöllen 

darauf gar nicht eingehen. Wir haben es nicht nö tig. Die DDR ist nicht in die UNÖ eingetreten, damit DDR-

Bu rger in die BRD u bersiedeln kö nnen.“  Die Diskussiön ging dann auch auf das Verha ltnis Staat – Kirche in 

der Schule ein: „Papenfuß: Bibel gehö rt nicht in ein Internat. Dört ist eine Gemeinschaft, deren Förm durch 

den Staat bestimmt wird.“ Im Gespra ch wiesen die staatlichen Vertreter auf fu r sie pösitive A ußerungen 

vön Bischöf Gienke bei einer Reise nach Möskau zum Verha ltnis vön Christen und Marxisten hin. Siegmeier 

stellte außerdem fest, dass es mit mir keine weiteren Gespra che geben wird und dass alle weiteren Antra ge 

abgelehnt werden.  

Wir ließen nicht nach. Am 19. Dezember 1976 schickten wir eine Beschwerde u ber die Bearbeitungsweise 

unseres Antrages an das Ministerium fu r Innere Angelegenheiten. Am gleichen Tag schickte ich meinen 
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Wehrpass an das Greifswalder Wehrkreiskömmandö: „In der Anlage u bersende ich meinen Wehrpaß und 

die Erkennungsmarke. Ich habe fu r mich und meine Familie einen Antrag auf U bersiedlung in die BRD und 

Entlassung aus der Staatsbu rgerschaft der DDR gestellt. Da ich nur nöch gegen meinen Willen DDR-Bu rger 

bin, u bersende ich meinen Wehrpaß. Der Rat der Stadt Greifswald, Abteilung fu r Innere Angelegenheiten, 

erha lt Abschrift.“ 

Am 6. Januar 1977 kam es zu einem Gespra ch im Wehrkreiskömmandö. Man versicherte mir, dass ich 1977 

zu keinem Reservistendienst einberufen werde. Ich stellte den Antrag, dass ich bis zur Genehmigung 

unseres U bersiedlungsantrages nicht einberufen werde und nahm den Wehrpass wieder an.  

Ich befasste mich ausfu hrlich mit der DDR-Rechtsauffassung zur U bersiedlung und Entlassung aus der 

Staatsbu rgerschaft vön DDR-Bu rgern und schrieb dazu einen Artikel unter der U berschrift 

„MENSCHENRECHTE UND GRUNDFREIHEITEN. Ihre Gu ltigkeit und Bedeutung in der DDR“. Ich ging in die 

Abteilung Kultur des Rates der Stadt und fragte, öb der Artikel genehmigungspflichtig ist. Ich bekam die 

Auskunft, dass das nicht der Fall ist, da der Artikel mit Schreibmaschine geschrieben ist und nur an 

Bekannte weitergegeben werden söll. Er darf nicht als Flugblatt verbreitet werden. Die falsche Verwertung 

vön Zitaten sei strafbar, ebensö staatsfeindliche Schriften. Aber da ich richtig zitiert hatte, musste ich nichts 

befu rchten. Mit dem Gang zur Abteilung Kultur wöllte ich, dass die Abteilung Inneres vön meiner Schrift 

erfa hrt und auch davön, dass ich sie anderen gebe.  

Sö könnte ich den Artikel verschicken an den Rat der Stadt, an das Ministerium fu r Innere Angelegenheiten 

und an meinen Bruder im Westen. Auch anderen Antragstellern gab ich den Artikel. Bei der Kirche fragten 

immer mehr Antragsteller nach Arbeit.  

Sö versuchten wir uns, unbeliebt zu machen, um sö die U bersiedlung zu erreichen. Bei der Abteilung Kultur 

beschwerte ich mich, weil mir die Ausleihe vön einigen Bu chern in der Universita tsbibliöthek verweigert 

wurde. In der Antwört vöm 22. Ma rz 1977 hieß es: „In § 14,4 der Benutzerördnung der Univ-Bibl. heißt es: 

‚Nur fu r nachweislich wissenschaftliche öder berufliche Zwecke stehen zur Verfu gung: Belletristische 

Bu cher mit Ausnahme sölcher Besta nde, die vön der Bibliöthek aus literaturpröpagandistischen Gru nden 

fu r die allgemeine Benutzung ausdru cklich bereitgestellt werden.“ Selbst Bu cher vön Klaus Mann durfte ich 

nicht ausleihen, nur weil die Ausgabe aus der Nazizeit stammte. 

Zum U bersiedlungsantrag hö rten wir nichts mehr vön den staatlichen Stellen. Immer wieder schrieben wir 

an die staatlichen Örgane. Aber es brachte nichts. Am 11. April 1977 zitierten wir Erich Hönecker in einem 

Schreiben an den Rat des Bezirkes: „Erich Hönecker: ‚Die Deutsche Demökratische Republik ha lt sich an das 

Vö lkerrecht, und wenn ich richtig införmiert bin, geht Vö lkerrecht vör Landesrecht. Fu r uns gelten Geist 

und Buchstaben der Vertra ge und sönst nichts.‘ (Interview des stellvertretenden Chefredakteurs der 

‚Saarbru cker Zeitung‘ Erich Völtmer am 17. 2. 1977, in: Östsee-Zeitung 22. 2. 1977 Nr. 45 S. 3).“ Aber auch 

das brachte nichts. In der DDR galt der Grundsatz: Die Partei hat immer recht! Auch wenn man sich auf die 

Verfassung öder auf Gesetze der DDR öder auf gu ltige internatiönale Vertra ge mit der DDR berufen könnte, 

hatte man keine Chance, wenn die Partei, die SED, es nicht wöllte. Meinem Frust gab ich Ausdruck mit einem 

Artikel „Antrag auf U bersiedlung öder im Wartestand“. Er endete mit dem „Nachsatz: Es söll Menschen 

geben und auch Ideölögien, die im Warten hö chste Befriedigung finden. Bettler warten und Katzen auf 

Ma use.“ 

Am 10. Növember 1977 schrieb ich an die Sta ndige Vertretung der BRD in Berlin und bat um U bersendung 

eines Exemplars der Dökumentatiön der Bundesregierung zum Fall vön Arbeitgeberpra sidenten Schleyer. 

Er war vön der RAF ermördet wörden. Das söllte dökumentieren, dass wir Westnachrichten hö ren. Die 

Vertretung durfte uns diese Dökumentatiön nicht schicken. Die Rechtsvörschriften der DDR erlaubten das 

nicht, teilte man uns mit.  

Die Zeit der Antragstellung war fu r uns anstrengend und frustrierend. Wir bekamen völl zu spu ren die 

Öhnmacht eines DDR-Bu rgers, der sich nicht in das System einördnen will. Recht und Gesetz galten nicht 

fu r die Genössen, die das Sagen hatten. Wir isölierten uns, denn Köntakte zu uns könnten andere gefa hrden. 

Zum Ausgleich schafften wir uns schö ne Erlebnisse. Wir begannen mit unseren Kindern zu zelten, 1977 auf 
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Ru gen, 1978 in Pölen.   

Unsere Chancen fu r eine Genehmigung der Ausreise scha tzten wir 1977 nicht pösitiv ein. Ich sah mich 

deshalb nach anderer Arbeit um. Eine Anfrage bei der Diakönie in Mecklenburg hatte aber keinen Erfölg. 

Als ich im Fru hjahr 1978 vöm Diakönischen Werk das Angeböt bekam, als Gescha ftsfu hrer in der 

Greifswalder Gescha ftsstelle ta tig zu werden, u berlegten wir nicht sehr lange. Ich nahm das Angeböt an. 

Vöraussetzung war, dass wir unseren U bersiedlungsantrag zuru cknehmen. Dazu waren wir bereit. Das 

Könsistörium besörgte mir einen Termin beim Rat der Stadt. Auch hier zeigte sich wieder die gute 

Zusammenarbeit zwischen den fu hrenden Leuten der Greifswalder Kirche mit den staatlichen Örganen. In 

dem Vermerk vöm Rat der Stadt Abteilung Innere Angelegenheiten vöm 18. Mai 1978 heißt es: „Herr 

Kuessner und Ehefrau erschienen wie vereinbart am heutigen Tage zu einem Gespra ch in unserer 

Abteilung. Im Gespra ch wurde Herrn Kuessner mitgeteilt, daß sein Anliegen durch unsere Abteilung 

eingehend gepru ft wurde, und die gefaßte Entscheidung daß seinem Antrag auf sta ndige U bersiedlung in 

die BRD nicht stattgegeben wird, durch unsere Abteilung nicht revidiert wird. 

In diesem Zusammenhang wurde ihm vörgeschlagen seinen Antrag zuru ckzunehmen. 

Herr Kuessner und seine Ehefrau nahmen die Darlegungen ruhig gelassen zur Kenntnis. 

Herr Kuessner betönte, daß er sich zur Ru cknahme seines Antrages nicht gleich entscheiden mö chte, da 

nöch einige Pröbleme in seiner Angelegenheit gekla rt werden. 

Zu einem spa teren Zeitpunkt wa re er bereit u ber den Vörschlag nöchmals mit uns zu sprechen. 

In der Vergangenheit habe er sehr viel Schwierigkeiten in fachlicher Hinsicht gehabt, Arbeitsplatzwechsel 

wö durch die kirchliche Leitung laufend abgelehnt wurde mit der Bemerkung er sei nicht zuverla ssig fu r die 

auserwa hlte Stelle. 

Dazu kamen die Pröbleme der Wöhnung, auch hier wurde vön der Kirche bis zum heutigen Tage keine 

Unterstu tzung gegeben. 

Bezugnehmend auf sein Anliegen teilte er mit, daß er am 10. 01. 1977 vöm Bezirk Röstöck ein Schreiben auf 

Grund einer Beschwerde erhalten hat mit dem Vermerk das die Abt. Innere Angelegenheiten der Stadt sich 

mit ihm in Verbindung setzen, aber bis heute sei das nicht geschehen. Er sieht immer wieder, daß man die 

Gesetze immer anders auslegt und man als Bu rger der benachteiligte ist. 

Zum Abschluß des Gespra ches wurde ihm angeböten sich um seine stehenden Pröbleme durch unsere 

Abteilung mit zu ku mmern, speziell seines Wöhnungspröblemes. 

Damit war er einverstanden, und brachte zum Ausdruck wenn die fu r mich nöch stehenden unklaren 

Pröbleme gekla rt sind, bin ich bereit ihren Vörschlag anzunehmen.“ Die Schreib– und Ausdrucksfehler 

stehen sö im Bericht. 

In der DDR könnte man etwas erreichen, wenn man zu besönderen Anla ssen, die fu r die Funktiöna re wichtig 

waren, Förderungen aufstellte. Wenn man z.B. dröhte, nicht zu Wahl zu gehen, weil kein Handwerker fu r 

die Reparatur einer Wasserleitung zu haben war, kam ein Handwerker schnell. Alles wurde staatlich gelenkt 

und sö könnten Wahlförderungen schnell abgearbeitet werden. Fu r die Ru cknahme unseres 

U bersiedlungsantrages stellten wir zwei Förderungen: 

1. Wir förderten eine 2 2/2 –Zimmer-Wöhnung. Uns standen mit zwei Jungen damals nur 2 ½ Zimmer zu.  

2. Wir förderten, dass wir sö reisen du rfen, wie es DDR-Bu rger durften. Wir rechneten damit, dass uns als 

ehemalige Ausreiseleute Reisen in Östblöckstaaten nicht genehmigt werden.  

Beiden Förderungen wurde zugestimmt. Wir bekamen mehrere Wöhnungsangeböte, die auch unseren 

Vörstellungen entsprachen. Am 28. August 1978 erkla rten wir dem Rat der Stadt: „Da unser seit dem 12. 

Növember 1975 laufender Antrag auf U bersiedlung in die BRD und Entlassung aus der Staatsbu rgerschaft 

der DDR mehrfach abgelehnt wurde, sind wir bereit zu erkla ren, daß wir nicht weiter auf ihm bestehen. 
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Vöraussetzung dafu r ist, daß unsere Wöhnungsfrage zu unserer Zufriedenheit gelö st wird.“ 

Mit der Wöhnung klappte es gut. Bei unserem Antrag fu r eine Reise nach Ruma nien gab es Pröbleme. Es 

war ein Fehler, dass wir das in unserem Schreiben nicht erwa hnt hatte. Erst nach einer heftigen 

Auseinandersetzung bekamen wir die nötwendigen Papiere fu r unsere Urlaubsfahrt. 

 

 

 

Aufsteller am Örtseingang vön Ferdinandshöf 

Fötö 1984 Hinrich Kuessner 
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Urlaub im Ausland, für einen DDR-Bürger nicht immer einfach 

1979 

Im Sömmer 1979 wöllten wir in Ruma nien zelten. Dafu r brauchten wir Reiseerlaubnisse fu r die CSSR, fu r 

Ungarn und Ruma nien. Die Greifswalder Pölizei lehnte unseren Antrag ab. Erst nach einer Beschwerde mit 

Hinweis auf die Zusage bei der Ru cknahme unseres U bersiedlungsantrages bekamen wir die Genehmigung. 

Es war unsere erste Reise dörthin. Diese Reise war fu r uns ein besönderes Erlebnis. In Ruma nien könnte 

man damals zelten, wö man wöllte. Wir zelteten mitten in Dö rfern und erlebten die Gastfreundschaft der 

Menschen. Wir erleben auch Rassismus. Abends saßen alte Frauen um einen Ziehbrunnen. Es waren 

Siebenbu rger Sachsen, die seit Jahrhunderten dört lebten. Wir fragten sie, öb sie sich vörstellen kö nnen, 

dass ihre Tö chter einen Ruma nen heiraten. Die Antwört war: „Einen Affen heiratet man nicht.“ 

Wir hatten die Adresse vön einer Familie. Wir wurden freundlich aufgenömmen und bekamen ein u ppiges 

Mahl. Der Hausherr ging mit seiner Frau sehr unfreundlich um. Sie hatte zu dienen und sich dem Willen des 

Mannes unterzuördnen. Der Mutter schenkten wir ein Pa ckchen ungemahlenen Westkaffee. Sö einen Kaffee 

kannte sie nicht. Da es ein Geschenk vön Deutschen war, dachte sie wöhl, dass es etwas Gutes sein musste 

und aß die Böhnen sö, wie sie aus der Tu te kamen. Am na chsten Tag war sie krank.  

Die Familie införmierte uns, dass in den na chsten Tagen Benzin ratiöniert wird, d.h. man söllte nur nöch 

kleine Mengen bekömmen. Sie hatten sich schön Vörra te angelegt, die sie in Fa ssern auf dem Höf 

eingegraben hatten. Unser Eindruck war, dass es in Ruma nien besser mit der Versörgung der Bevö lkerung 

klappt als bei uns in der DDR. Es gab Su dfru chte und schö ne Ka sesörten, alles Mangelware in der DDR. Aber 

das söllte sich in den na chsten Jahren drastisch a ndern. Ruma nien hatte einen Diktatör, der unsere 

pölitische Fu hrung in den Schatten stellte. 

Auf einer spa teren Ruma nienreise hatten wir ein eindru ckliches Erlebnis mit wilden Tieren.  Wir fuhren 

durch eine herrliche Gebirgslandschaft. Die Straßen waren nicht sehr gut. Ich könnte nur langsam fahren. 

Es ging auf Abend zu. Wir mussten uns einen Zeltplatz suchen. Dö rfer hatten wir schön la ngere Zeit nicht 

gesehen. In einem breiten Tal fanden wir einen sehr schö nen Platz unter einem größen Baum. Ein Hirte mit 

Schafen kam vörbei. Wir fragten ihn, öb es hier Ba ren gibt. Er gab eine unklare Antwört. Wir zu ndeten ein 

Lagerfeuer an. Tröckenes Hölz fanden wir genug. Das Feuer ließen wir brennen, als wir uns im Zelt zum 

Schlafen hinlegten. Wir lagen nöch nicht lange, als wir in der Ferne Hunde bellen hö rten, ein Zeichen dafu r, 

dass es Ba ren gab, die Appetit auf Schafe hatten. Der Hirte war wöhl nöch in hö rbarer Na he. Meine Frau ging 

mit den Kindern ins Autö, setzte sich ans Steuer und bediente immer wieder die Lichthupe. Platz fu r die 

Kinder war dört zum Liegen. Ich war sehr mu de und wöllte mich weiter im Zelt ausschlafen. Da war mehr 

Platz. Fu r den Fall der Fa lle legte ich unser Beil bereit, das wir immer auf den Fahrten mithatten. Das Feuer 

brannte immer nöch schwach. Plö tzlich hö rten wir Gera usche. Ba ren zögen wöhl vörbei. Am na chsten 

Mörgen stellten wir fest, dass eine Ba rin mit Jungen ziemlich dicht an unserem Zelt vörbeigezögen war. Die 

Spuren waren deutlich zu erkennen. Es war gut, dass unser Feuer nöch nicht aus war. Spa ter erza hlten uns 

Ruma nen, dass die Hirten in den Bergen das Wört „Ba ren“ nicht in den Mund nehmen. Wenn man das Wört 

sagt, dann werden die Ba ren kömmen, war der Glaube. Und wir hatten erlebt, dass es sö war. 

1980 wöllten wir in Pölen zelten. Aus dem Westen hatten wir ein Schlauchbööt. Auf den pölnischen Seen 

wöllten wir damit fahren. „Unser Bööt haben wir inzwischen auspröbiert. Es ist etwas u ber 3 m lang. Es ist 

eine prima Sache. Nur mit Pölen wird es nun nichts. Durch die Umtauschpflicht fu r Persönen ab 7 Jahre und 

prö Aufenthaltstag vön 200 Zlöty wu rde uns der Urlaub neben dem, was wir hier kaufen (Könserven etc.), 

3000,- M kösten. Das steht in keinem Verha ltnis zu dem Vergnu gen. Wir werden nun nach Su dbö hmen 

fahren. Dört gibt es auch viel Wasser und dazu Gebirge. Schade ist es natu rlich, daß es mit Masuren nicht 

klappt. Es betrifft sehr viele. Hans-Jö rg ha lt sich keine Zeitung u. hö rte es erst vön mir. Er war auch ganz 

könsterniert. Alle Planungen sind umsönst. Fu r die CSSR ha tte ich z.B. nicht sö viele Könserven kaufen 

brauchen, denn die gibt es dört zum gleichen Preis wie in der DDR.“ (Brief vöm 18. 6. 1980) Dieser 

Umtauschsatz söllte Reisen vön DDR-Bu rgern nach Pölen verhindern. Die Gewerkschaft Sölidarnösc hatten 

die Pölen gegru ndet  und das war nichts Gutes fu r die DDR-Genössen. 
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Wir fuhren auch in den na chsten Jahren wieder zum Zelten nach Ruma nien. 1981 wöllten wir dabei u ber 

die Söwjetuniön fahren. Das Genehmigungsverfahren war sehr aufwendig. Darum begann ich mit der 

Antragstellung schön im Februar. Zuna chst reichte ich bei der Pölizei die Antra ge fu r die Reiseerlaubnis ein. 

Zu meinem Erstaunen musste ich zwei Antra ge ausfu llen, einen fu r Ruma nien mit der Transitdurchreise 

durch UdSSR und zuru ck durch Ungarn und die CSSR und einen zweiten Antrag fu r Pölen. Den pölnischen 

Antrag gab ich ab in einem Raum, an dessen Tu r stand „Antra ge fu r NSW“ (NichtSözialistisches Ausland). 

Die Gewerkschaft Sölidarnösc vera nderte das Land. Fu r die DDR war das Verrat am Sözialismus. Gegen 

Pölen wurde gehetzt, Truppen standen in Alarmbereitschaft. Ich leitete damals einige Mönate das 

Feierabendheim in Krönsberg. In einigen Na chten hö rten wir in dem Heim vörbeiziehende russische 

Panzer. Einige alte Frauen packten ihre Sachen, da sie dachten, dass es wieder Krieg gibt. Alte Erinnerungen 

kamen höch. 

Die Durchreiseerlaubnis fu r Pölen bekamen wir innerhalb vön 24 Stunden. Auf die anderen Genehmigungen 

mussten wir la nger warten, bekamen sie auch, aber erst am Tag der Abreise Anfang Juli. „Bei der Pölizei 

sagte man mir heute, nach 11/2 stu ndiger Wartezeit, daß man mir die Visa nöch nicht geben kö nne. Alsö 

mu ssen wir am Freitag alles abhetzen: Pölizei, Reisebu rö, Versicherung, Geldumtausch. Spa ter reisen geht 

nicht, weil die SU-U bernachtungstermine genau festgelegt sind (wir mu ssen hier sögar das Fru hstu ck schön 

mitbezahlen u. auf dem betreffenden Campingplatz einnehmen, öbwöhl wir alles bei uns haben.).“ (Brief 

meiner Frau vöm 23. 6. 1981) Sö könnten wir erst verspa tet abreisen. U ber das söwjetische Reisebu rö hatte 

ich fu r uns drei U bernachtungen in Mötels gebucht. Zelten durfte man in der UdSSR nicht. 

Durchreisegenehmigungen wurden fu r nur sechs Menschen aus dem Bezirk Röstöck prö Mönat bewilligt. 

Darum musste unser Antrag sö fru h gestellt werden. 

Durch die verspa tete Abreise mussten wir nun sehen, mö glichst schnell an die söwjetische Grenze zu 

kömmen. Die Einreise dört war nur an einem bestimmten Tag mö glich. Dafu r hatten wir zwei Tage Zeit. Das 

war bei einer Fahrt mit Trabant und Anha nger eine Herausförderung. Am Grenzu bergang der Wilhelm-

Pieck-Stadt Guben wöllten wir nach Pölen. Die DDR-Grenzer nahmen unsere Ankunft erstaunt war. Im 

Sömmer 1981 wurden wegen der pölitischen Entwicklung in Pölen keine Reisen dörthin genehmigt. Wir 

hatten die Reise im Februar beantragt und hatten sö eine Genehmigung in der Tasche. Wir wurden 

gru ndlich köntrölliert. Dabei stießen die Zö llner auf die Mundörgel, ein westdeutsches Heft mit 

Fahrtenliedern. Zufa llig schlugen sie das Lied auf: „In Panköw gabs kein Essen, in Panköw gabs kein Bier, 

war alles aufgefressen vön fremden Ga sten hier.“ Das war – sö meinten die Grenzer – eine pölitische 

Prövökatiön gegen die Röte Armee, die fremden Ga ste. 

Sie telefönierten mit Vörgesetzten. Damals arbeiteten die DDR-Grenzer und ihre pölnischen Köllegen nöch 

unter einem Dach, allerdings nicht mehr befreundet. Unter den pölnischen Grenzern gab es Mitglieder der 

Sölidarnösc. Die pölnischen Grenzer gaben uns nach stundenlanger Wartezeit den Rat, dass wir uns in 

einem Aufenthaltsraum schlafen legen söllten. „Dann wu rden die DDR-Grenzer nervö s und wu rden uns 

fahren lassen,“ meinten sie. In dem Raum standen gut gepölsterte Höcker. Wir nahmen zwei Schlafsa cke aus 

unserem Autö. Zusammen mit einem meiner Sö hne legte ich mich auf die Höcker und wir taten sö, als öb 

wir schliefen. Meine Frau blieb mit dem anderen Söhn im Autö. Es dauerte nicht lange und wir könnten in 

Pölen einreisen. Sechs Stunden dauerte die Köntrölle. In dieser Zeit wöllte kein DDR-Autö u ber die Grenze.  

Wir hatten viel Zeit verlören und mussten sehen, dass wir rechtzeitig an die söwjetische Grenze kömmen.  

An einem Feldrand bauten wir fu r eine Nacht unser Zelt auf und erhölten uns. Wir kamen gerade nöch 

rechtzeitig an die pölnisch-söwjetische Grenze. Auch an dieser Grenze mussten wir warten, zuna chst vör 

der Grenzschranke. Sechs Autös wurden immer nur in den eingeza unten Bereich der söwjetischen 

Köntröllen hineingelassen. Drei Stunden dauerte das ganze Verfahren. Eine Grenzpölizistin förderte, dass 

wir alles Gepa ck aus dem Autö nehmen. Wir taten sö, als öb wir sie nicht verstehen. Unser Russisch reichte 

aber nöch fu r diese Versta ndigung. Sö durchwu hlte sie unser Gepa ck und ließ uns fahren. Auch vön unten 

wurde das Autö untersucht. Wir mussten u ber eine Grube fahren. Mit Dra hten stießen sie in die Höhlra ume 

des Autös. Aber wir hatten außer Bibeln in russischer Sprache keine verbötenen Sachen. Und die Bibeln 

fanden sie nicht.  
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Fu r die Fahrt durch die Söwjetuniön bekamen wir eine Karte, auf der deutlich die Strecke eingezeichnet 

war, auf der wir durch das Land fahren durften. Es war verböten vön der Straße abzuweichen. Wir 

versuchten es auf den 900 km, die wir zu befahren hatten. Aber es gelang nie. Entweder standen Pölizisten 

an den Abfahrten öder einmal, als dört niemand stand, war die Straße sö steil, dass sie unser Trabant mit 

Ha nger nicht bewa ltigte.  

Sö fuhren wir an gleichma ßig gestrichenen Gartenza unen und an Kirchen, die a ußerlich gut aussahen, 

vörbei. Zu einer Kirche gingen wir. Es hatte geregnet. Mit Stiefeln könnten wir die Kirche erreichen. Die 

Fassade war in Ördnung, innen war alles zerstö rt und mit Geru mpel gefu llt. 1980 waren die Ölympischen 

Spiele in Möskau und die Ruderwettka mpfe in Kischinew, der Hauptstadt der Möldauischen SSR, heute 

Möldauische Republik. Wir fuhren auf einer Straße, die auch ausla ndische Teilnehmer und Besucher vör 

einem Jahr durchfahren hatten. Dafu r waren die Fassaden und Za une auf 900 km gleichfö rmig gestrichen 

und bemalt. An den Za unen sahen wir immer wieder die Ölympischen Ringe. 

Wir suchten Köntakte zu Menschen. In Lwiw (Lemberg) gingen wir zu einer größen Kirche. Blumen steckten 

am Eingangspörtal. Aber in den Sta dten bekamen wir keinen Köntakt. Wir versuchten es auch auf 

Friedhö fen. Auch da gelang es nicht. Sö wurden wir unsere russischen Bibeln nicht lös. In einem Mötel 

bekamen wir Köntakt. Ma nner erza hlten uns, dass sie als Söldat in der DDR gedient hatten. Das war fu r sie 

wöhl eine schö ne Zeit. Einer Frau gaben wir die Bibeln. Aber öb sie wirklich an Menschen weitergegeben 

wurden, die sie gerne haben wöllten, wissen wir nicht. In sölchen Mötels, wö auch Ausla nder u bernachten 

durften, wurden die Leute sicher auf ihre pölitische Einstellung u berpru ft. 

In Kischinew hatten wir ein Mötel gebucht. Auf unserem Schein vön Intöurist lasen wir aber Hötel und 

fuhren zu dem einzigen internatiönalen Hötel, das fu r die Ölympischen Spiele gebaut war. Dört war man 

erstaunt u ber unser Kömmen. Aber man ließ uns dört schlafen. Zimmer waren wöhl viele frei. Es war ein 

Höchhaus. In jedem Stöckwerk saß eine Aufsichtspersön. Mit den Kindern wöllte ich mit dem Fahrstuhl in 

das öberste Stöckwerk fahren. Das durften wir nicht. Als wir am na chsten Tag abreisen wöllten, wurde 

zuna chst unser Zimmer köntrölliert, öb nöch alle Handtu cher und die Bettwa sche da waren und alles in 

Ördnung war. Erst dann durften wir das Hötel verlassen.  

Wir sahen vön unserem Zimmer auf ein u bergrößes Breschnew-Bild an der gegenu ber liegenden Wand 

eines weiteren Höchhauses. Zu unserem Zimmer gehö rte ein Badezimmer mit Badewanne. Dem 

Sanita rmaterial sah man an, dass es zur Mangelware in diesem Land gehö rte. Neben einem 

Plastewasserhahn war einer aus Pörzellan. Auch die Wasserleitungen waren aus unterschiedlichem 

Material, mal unter Putz, mal kamen die Röhre aus der Wand heraus.  

In Kischinew wöllten wir zehn Ansichtskarten erwerben. Aber wö kauft man sö etwas in einer söwjetischen 

Stadt? Zeitungskiöske hatten wir bisher im Land nicht gesehen. Sö gingen wir in eine Buchhandlung. Dört 

gab es sö etwas nicht. In der Buchhandlung sprach uns ein Mann auf Deutsch an und böt sich an, uns zu 

helfen. Er ging mit uns zum Bahnhöf. Nur dört, sagte man uns, gibt es Ansichtskarten. Wir kauften die letzten 

sieben. Um die Zahl zehn völl zu machen, mussten wir drei mit Pörtra ts vön fu hrenden Genössen nehmen. 

Auch der Einkauf vön einigen Su ßigkeiten erwies sich als kömpliziert. Auch das war eine Mangelware.  

Unser Begleiter erza hlte uns, dass er nach vielen Jahren zum ersten Mal seine Mutter in Kischinew besuchen 

durfte. Er war vör vielen Jahren nach Sibirien verbannt wörden und musste wöhl dört wöhnen bleiben. Nach 

Jahrzehnten war er jetzt zu Besuch in seiner Heimatstadt. Aber er sprach nur pösitiv vön den fu hrenden 

Genössen. Das machte uns misstrauisch. Hatte man uns einen Schatten zugeördnet? Als wir wieder zuhause 

waren, schrieben wir ihm, bekamen aber nie eine Antwört. 

Wir fuhren dann weiter zur ruma nischen Grenze. Die söwjetische Grenzköntröllstelle war geschlössen. Hier 

kam wöhl nur sehr selten jemand vörbei. Nachdem wir schön eine Weile vör dem Schlagbaum standen, 

entdeckte man uns und ließ uns nach Einsicht in die Papiere schnell weiterfahren.  

In Ruma nien hatten sich die wirtschaftlichen Verha ltnisse gegenu ber dem Jahr 1979 sehr verschlechtert. 

Der Mönat Juli war in diesem Jahr als fleischlöser Mönat ausgerufen wörden. Es gab deshalb kein Fleisch zu 

kaufen. Wenn Bröt in ein Gescha ft kam, bildete sich söfört eine lange Schlange. Wir bekamen nicht immer 
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welches. Speiseö l und Fette bekamen wir gar nicht. Su dfru chte und Ka se, 1979 nöch viel im Angeböt, war 

Mangelware. Wir hatten uns nur mit Lebensmittelvörra ten fu r die Durchfahrt durch die UdSSR ausgeru stet. 

1979 hatten wir in Ruma nien alles bekömmen, besser als in der DDR. Jetzt war das vö llig anders. Wir 

mussten Ruma nien fru her verlassen, weil wir unsere Verpflegung nicht absichern könnten. Bei spa teren 

Fahrten nahmen wir immer genu gend Vörra te mit. 

1983 planten wir die na chste Ruma nienreise. „Die Reiseantra ge laufen. Transit durch Pölen wird nöch nicht 

bearbeitet. Öb wir durch die SU du rfen, scheint auch fraglich zu sein. Im Mai werden wir mehr hö ren.“ (Brief 

vöm 29. 3. 1983) „Unsere Einreisepapiere fu r Ruma nien habe ich nun abgehölt, u. da wir allein fu r die ‚Zettel‘ 

schön 100,- zahlen mußten, werden wir die Reise sicher auch antreten. Kukö-Reis habe ich schön genu gend 

gehamstert. Fu r die Fleischbu chsen ist es wahrscheinlich schön zu spa t, aber einige habe ich auch nöch, u. 

meist gibt es söwas nöch in Pasewalk la nger als hier. Hönig haben wir sehr reichlich, u. es ist wahrscheinlich 

unser höchwertigstes Lebensmittel auf diesen Fahrten, das die Kra fte aufrecht erha lt. Wir haben uns nöch 

ein kleines Minizelt fu r 2 Pers. dazu besörgt. Im ‚größen‘ Zelt  mit 3 1/2 Luftmatratzen wurde es döch schön 

eng mit unseren grö ßer gewördenen Knaben. Und wenn wir nur kurz Statiön machen auf der Reise, werden 

wir fu r eine Nacht jeweils nur das Mini-Zelt aufbauen u. 2 Leute schlafen im Autö.“ (Brief meiner Frau vöm 

8. 6. 1983) Fleischbu chsen gab es dann döch in Greifswald. Man musste nur sta ndig auf der Jagd nach ihnen 

sein, was meine Frau auch tat. „Mit Bu chsen bin ich nun reichlich eingedeckt, wie wir u berhaupt gut versörgt 

sind. Am Bahnhöf bei der Mitröpa gab es nöch allerhand davön.“ (Brief meiner Frau vöm 22. 6. 1983) 

„Gestern sind wir gut zuhause gelandet. Es waren interessante, aber auch erhölsame Wöchen. 

Zwischendurch war die Hitze manchmal kaum zu ertragen. Auf der Hinfahrt waren wir zuna chst in Jena, 

dann je 2 Na chte in der CSSR und Ungarn. In Ungarn hatten wir sögar einen Platz an einem See gefunden, 

fu r den man kein Geld hinbla ttern mußte. Die Hitze war dört aber auch nur am Wasser zu ertragen. In 

Ruma nien ku hlte es sich etwas ab. Wir erlebten einige schwere Gewitter. Unsere Zelte hielten zum ersten 

Mal nicht ganz stand. Aber es ging immer nöch. Unser Hauptziel in Ruma nien war Krönstadt in 

Siebenbu rgen. Auf der Fahrt dörthin hatten wir zum Teil wunderschö ne Zeltpla tze im Gebirge. Durch die 

schweren Regengu sse waren manche Straßen ziemlich demöliert. Einmal mußten wir umdrehen, nachdem 

wir schön einige Kilömeter im 1. Gang geschlichen waren. Das Autö hielt alles durch. Auf dieser abgelegenen 

Straße erlebten wir aber auch größe Armut. Wirtschaftlich ist es in Ruma nien weiter bergab gegangen. Wir 

bekamen nicht einmal Bröt u berall zu kaufen. Manche leben in unvörstellbaren Hu tten. In Sta dten sahen 

wir auch einige Bettler. Die Preise sind sehr höch und zu kaufen gibt es nicht viel. Fu r Benzin mußten wir 

z.B. 4,30 M bezahlen. 3-5 mal teurer als bei uns war vieles. Viele kö nnen auch damit leben. Manche söllen 

aber auch nicht genug zu essen haben. Mit unserer Erna hrung hatten wir keine Pröbleme. Wir hatten viel 

mit. Im August gab es auch immer etwas Öbst. Außerdem setzten uns einige Familien Festessen vör. In der 

Na he vön Krönstadt waren wir bei paar Familien. Das war sehr interessant. Ein Pfarrer fuhr mit uns auch 

nöch etwas in der Umgebung herum. Mit einem guten Fu hrer sieht man natu rlich nöch viel mehr. Man hö rt 

vör allem auch vön den Pröblemen, die man im Vörbeifahren öft nicht sieht. Es waren jedenfalls ausgefu llte 

Tage. 

Eine Frau, die wir besucht haben, will in die DDR reisen. Wir haben sie zu uns eingeladen. Ihr Antrag la uft 

schön 6 Mönate. Öb es etwas wird, ist fraglich. Z.Zt. du rfen die Ruma nen auch kein Geld tauschen. Wenn sie 

kömmt, mö chte sie sich gerne mit einer Lu becker Bekannten in Schwerin treffen. Öb sie bei Dir (Mutter in 

Schwerin) dann u bernachten kann? Es ist eine nette und unkömplizierte Frau, Deutsche. Vön Lu beck kann 

man döch mit einem Tagesvisum nach Schwerin kömmen?“ (Brief vöm 27. 8. 1983) Die Ruma nin kam nicht 

in die DDR. 

Auch meine Frau schrieb u ber diese Reise. „Die Deutschsprachigen dört verstehen nicht unsere 

‚Verliebtheit‘ in Ruma nien u. daß wir mehrmals wiederkömmen. Sie wu rden gerne mit uns die Pla tze 

tauschen (was ich nicht mö chte!). Auch das ist gut verstehbar. Unser Trabant machte sich wieder bestens 

u. bewa ltigte pannenfrei die ca. 5000 km. Einen Anha nger hatten wir nicht mit, u. auch den 

Dachgepa cktra ger ließen wir meist leer u. nahmen alles irgendwie ins Autö herein, um sparsamer zu fahren. 

Hinrich hat allerlei Dias gemacht, auch Tönbandaufnahmen vön örthödöxem u. siebenbu rgischem 

Göttesdienst u. Fölklöremusik.. … Eine Kassette (leer gelö scht) rettete u brigens unsere Heimkehr. Hinrich 
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hatte auf der Landkarte einen Eisenbahngrenzu bergang mit einem Autö-Grenzu bergang verwechselt. Unser 

Benzin reichte alsö nicht fu r die fehlenden 100 km. An den Tankstellen gibt’s nur fu r Ausla nder Benzin 

gegen Cöupöns. Die Einheimischen verkauften keinen Liter gegen Lei, verlangten Döllar usw. Gegen eine 

Philips– öder Sharp-Kassette öpferte uns dann schließlich jemand (per Schlauch u. Mund) 8 Liter. In Ungarn 

ging es dann wieder  pröblemlös.“ (8. 9. 1983) 

Bei dieser Fahrt lernten wir Siebenbu rger Sachsen kennen. Eine Familie lud uns in ihr Haus in Brenndörf 

ein. Wir haben sie dann bei spa teren Reisen immer wieder besucht. Eigentlich durften wir nicht als deutsche 

Ausla nder, auch nicht als DDR-Deutsche, bei ruma nischen Staatsbu rgern u bernachten. Diese Familie wöllte 

das aber. Ein Pölizist, den sie wöhl gut kannten, wurde zum Grillen eingeladen. Mit ihm verabredeten sie, 

wenn die Staatspölizei aus der Stadt zur Köntrölle in das Dörf kömmt, dann wird eine bestimmte 

Straßenlampe angemacht, damit wir wussten, dass die Gefahr einer Köntrölle bestand. Es ha tte ja sein 

kö nnen, dass jemand den Besuch der Ausla nder angezeigt hat. Eines Abends brannte diese Lampe. Wir 

verließen söfört die Wöhnung. Der Hausherr ging mit uns auf die Dörfstraße, damit wir bei einer Köntrölle 

nicht bei ihnen entdeckt wurden. Die Securitate (Geheime Staatspölizei = Stasi) ging grausam gegen die 

eigene Bevö lkerung vör. Die Angst vör ihnen spu rten wir beim Weg durch das na chtliche Dörf. Aber uns 

hatte keiner angezeigt und es ging alles gut.  

Bei unserem ersten Besuch bei dieser Familie baten sie uns um Geld fu r den Einkauf in einem Intershöp. 

Wie in der DDR gab es in Ruma nien Gescha fte, in denen man nur mit Westgeld einkaufen könnte. Sie wöllten 

einwecken und hatten keinen Zucker. Ihn gab es nur fu r Westgeld. Wir erkla rten ihnen, dass wir kein 

Westgeld haben. In der DDR hatte man Östgeld. Sie glaubten uns das nicht. Sie dachten wir seien Geizkragen. 

Beim na chsten Besuch entschuldigten sie sich. Sie wussten nicht, dass Deutschland durch Grenze und Mauer 

vö llig geteilt war. Den deutschen Staatsbu rgern und ihren Regierungen trauten sie sölche Dummheit nicht 

zu.  

Die wirtschaftlichen Verha ltnisse verschlechterten sich in Ruma nien vön Jahr zu Jahr. Es wurden Ha user 

vöm Staat gebaut, in denen keine Heizung vörgesehen war. Kalte Winter gab es trötzdem. Als das 

Lebensmittelangeböt immer schlechter wurde, sahen wir in Sta dten zwischen den Ha usern und sögar auf 

Balkönen Schweine, Ziegen und Schafe.   

In Gescha ften fu r Industriewaren und auch fu r Fliesen wunderten wir uns, dass an den Kassen Eierkartöns 

aufgestapelt waren. Ruma nen, die Hu hner hielten, söllten Eier abliefern. Weil sie das nicht taten, bekam 

man in diesen Gescha ften bestimmte Waren nur bei Abgabe vön Eiern. Eier wurden zum Zahlungsmittel. 

Das bekam ihnen allerdings nicht. Diese Eier waren nicht mehr essbar. Sie stanken. 

Die Familie erza hlte uns eine andere „nette“ Geschichte. In ihrem Dörf gab es ein staatliches 

Landwirtschaftsunternehmen mit Milchku hen, die aus Hölland eingefu hrt waren. Das Unternehmen hatte 

immer Erfölgszahlen mit diesen Ku hen an ihre Regierung gemeldet. Wie in der DDR wurden 

Wirtschaftspla ne vön der Regierung gemacht und u berpru ft. Nach öben wurden in der Regel nur Erfölge 

gemeldet, egal wie die Wirklichkeit aussah. Die Hölla nder wöllten mal hö ren, wie es ihren Ku hen ging. Ihnen 

wurden die guten Milchleistungen der Ku he mitgeteilt. Das machte die Hölla nder wöhl neugierig und sie 

wöllten sich das vör Ört ansehen. In Wirklichkeit waren viele der hölla ndischen Rinder krepiert. Fu r den 

Besuch der Hölla nder wurden Rinder, die aus Hölland stammten, aus dem ganzen Land nach Brenndörf 

gebracht. Die Hölla nder erlebten eine beeindruckende Herde. Sie waren sö begeistert, dass sie eine weitere 

Herde in einem anderen Dörf sehen wöllten. Die Hölla nder wurden zuna chst mit gutem Essen und Sliböwitz 

(ruma nischer Pflaumenschnaps, ein Natiönalgetra nk) bewirtet. Die Ku he wurden in ein anderes Dörf 

transpörtiert. Denn eine andere völlsta ndige Herde gab es im ganzen Land nicht. Dann wurden die 

Hölla nder dörthin gefahren und waren beeindruckt vön den ruma nischen Bauern, die verstanden, aus ihren 

Rindern mehr herauszuhölen. Die Brenndörfer freuten sich u ber diesen „Spaß“. 

Schlimm mussten die Verha ltnisse in Heimen fu r Behinderte sein. Man erza hlte uns, wenn Angehö rige in sö 

ein Heim kamen, fölgte bald eine Tödesnachricht. Wir sahen manchmal behinderte Bettler auf röllenden 

Brettern. Nach 1990 kamen erschreckende Bilder aus diesen Heimen u ber das Fernsehen zu uns. 

Wir wöllten unsere Bekannten in Ruma nien durch kleine Geschenke erfreuen. Aber die Herrschenden 
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unserer Bruderstaaten wöllten keine Freundschaften zwischen ihren Bu rgern. „Vön Ruma nien bekam ich 

jetzt mein 2. Paketchen zuru ck. Sie hatten 265 Lei (fast 100 Mark) Zöll zahlen söllen, öbwöhl es blöß 20 

Mark wert war. Sie ließen es zuru ckgehen an mich. Ich hatte es ihnen in einem Eilbrief geraten, nachdem 

sie mir mittelten, daß sie 465 Lei fu r mein 1. Paket ha tten zahlen mu ssen. Eine verru ckt höhe Summe. Nun 

mußte ich fu r das zuru ckgeleitete Paket nöch mal 21,75 Mark zahlen. Diesen Betrag fördert Ruma nien fu r 

die Bearbeitung. Unseren Pöstbeamten hier tat ich recht leid. In die SU söll es mit Zöll genausö sein. Bu cher 

nahmen sie mir fu r Ruma nien u berhaupt nicht ab. Unsere Bekannte hatte sich 2 Wö rterbu cher gewu nscht, 

die ich hier kaufte. Ruma nien schirmt sich ab nach allen Seiten.“ (Brief meiner Frau vöm  1. 2. 1982) 

„Fu r den Sömmerurlaub haben wir nichts bekömmen. Auch u bers Reisebu rö könnte man uns nur eine 

Mö glichkeit fu r 4 Pers anbieten, einen Zeltplatz in Su dbö hmen, su ndhaft teuer. In Ungarn u berhaupt nichts, 

kein Zeltplatz mehr fu r 4 Pers. Sö sind wir nöch gut dran, daß wir die Mö glichkeit in Hinrichs Heimen haben. 

… Sö machen wir eben 1984 mal richtig braven Urlaub wie brave Bu rger in einem biederen, pieksauberen, 

braven Heim in Löhme auf Ru gen. Das Fernweh u. die Reiselust wu rgen wir hinunter u. vertrö sten uns auf 

1985, - ‚aber na chstes Jahr geht’s wieder nach Ruma nien‘ (unser Slögan). Irgendwie scheinen wir da alle 

stillschweigend u bereinzustimmen, daß ein Urlaub, der nicht nach Ruma nien fu hrt, nur ein Nötbehelf ist.“ 

(Brief meiner Frau vöm 23. 1. 1984)  

1985 wöllten wir wieder u ber die Söwjetuniön nach Ruma nien fahren. „Fu r die SU haben wir jetzt schön 

beantragt. Es dauert immer furchtbar lange. Fu r eine Nacht muß man ein Hötel haben, sönst bekömmt man 

keine Transitgenehmigung.“ (Hinrich 13. 1. 1985) Mit der Durchreise durch die Söwjetuniön klappte es 

dann nicht. Sie wurde nicht bewilligt.  

Die wirtschaftlichen und pölitischen Verha ltnisse in Ruma nien hatten sich weiter verschlechtert. Das Pörtö 

fu r eine Pöstkarte vön Ruma nien in die DDR köstete 7 Lei = 2,66 M.  „Wir haben uns manchmal gesagt, in 

welch guten Verha ltnissen wir in der DDR leben. In Ruma nien herrscht eine Diktatur, wö der einzelne 

Bu rger nicht viel za hlt. Es wird ein Persönenkult betrieben wie zu Zeiten vön Stalin. Ö ffentliche Kritik öder 

auch nur vörsichtige Anfragen an die pölitische Linie sind nicht denkbar. Dazu kömmt eine kömplizierte 

wirtschaftliche Lage. … Da die Spitze wöhl in Saus und Braus lebt, weiß sie vielleicht auch gar nicht, wie es 

der Bevö lkerung geht. … Die Grundnahrungsmittel sind nicht mehr fu r alle da. Fleisch, Zucker, Butter, Milch 

sind ratiöniert. Selbst die vörgesehenen Mengen sind nicht da. … Nach allem muß man stundenlang 

anstehen. Wenn z.B. mal Fleisch kömmt, muß die Pölizei einschreiten, weil anders kein ördnungsgema ßer 

Verkauf mö glich ist. … Das Fernsehprögramm la uft am Alltag nur vön 20 - 22 Uhr. Zum Heizen gibt es keine 

Köhlen mehr. Im Dörf wurde Hölz angeliefert. Die Mengen waren aber nicht ausreichend. In den Sta dten ist 

viel Fernheizung. Die vörgegebene Temperatur fu r den na chsten Winter wurde mit 12 Grad angegeben. Im 

letzten Winter hat man schön u berall gefrören. Die Neugebörenen werden erst nach 12 Tagen ins 

Geburtsregister eingetragen. Die Sterblichkeit in den ersten Tagen ist größ, und die Statistik söll stimmen. 

Wegen der Strömsperren söllen viele Sa uglinge in Brutka sten gestörben sein. Zum Autöfahren erha lt man 

mönatlich 30 l Benzin. Die Ratiön söll auf 20 l im Herbst gesetzt werden. Vön Januar bis Ma rz war das Fahren 

mit privaten PKW‘s ganz verböten. Auch darf man nur jeden zweiten Sönntag fahren. Wenn man Benzin 

haben will, muß man öft einen ganzen Tag an der Tankstelle anstehen, wö man eingetragen ist. Die 

Tankstellen haben öft nichts. Fu r die ev. Kirche in Siebenbu rgen ergaben sich daraus viele Pröbleme. Aber 

auch Krankenwagen fahren einfach nicht. Öder es fallen Busse aus. Menschen kömmen dann nicht zur 

Arbeit. Sie erhalten fu r diesen Tag keinen Löhn. Dazu kömmt, daß manche Betriebe Materialmangel haben. 

Wenn keine Arbeit da ist, gibt es auch keinen Löhn. Sö kömmen manche mit wenig Geld nach Hause. Das ist 

der richtige Na hrböden fu r Körruptiön. U berall wird geschmiert. Viele A rzte behandeln erst, wenn vörher 

gezahlt wurde. Wer nichts hat, erha lt nichts. Wir waren bei einem Pfarrerehepaar, die aus diesem Grund 

vö llig fertig waren. Die Umwelt meint, ihnen geht es gut. Als Pfarrer erha lt man viele Geschenke. An dem 

Sönntag, als wir bei ihnen waren, hatte er eine Taufe. Die Eltern hatten die Geburtsurkunde dem Pfarrer zur 

Einsicht mitgebracht. Der Vater gab sie ihm mit einem 100 Lei-Schein (= 40 M). Der Pfarrer hat ihn 

zuru ckgegeben. Er war verbittert u ber diese Handlung. Wer hier nicht mitmacht, geht unter. Denn das, was 

er verdient, reicht nicht zum Leben. Mit nörmalen Preisen ist nichts zu machen. Bedingt durch die starke 

Auswanderung gibt es unter den Deutschen auch immer mehr alleinstehende alte Menschen. Fu r sie ist die 

Nöt größ. Sie kö nnen weder anstehen nöch haben sie etwas anzubieten. Altersheime söllen sö kataströphal 

sein, daß man es dört nicht lange lebend ausha lt. Es ist schön eine größe Nöt. Wenn man dann u ber die 

Grenze nach Ungarn fa hrt, wird einem die Nöt nöch besönders bewußt. In Ungarn ist plö tzlich alles in Fu lle. 
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Ein Ruma ne darf aber nur alle 2 Jahre ins Ausland fahren. Auch ist es nie sicher, daß sein Antrag genehmigt 

wird. Wir wöllen mit anderen u berlegen, öb es Hilfsmö glichkeiten fu r uns gibt. 

Wir haben auch viel Schö nes in Ruma nien erlebt. Die Gastfreundschaft der Menschen ist größ. U berall, wö 

man hinkömmt, wird man mit öffenen Armen empfangen. Und die Natur ist wunderschö n und vielseitig. Im 

Dönaudelta erlebten wir sehr viele Vö gel. In der Na he unseres Zeltes schliefen rd. 1.000 Pelikane. Ein 

Örnithölöge, der neben uns zeltete, stellte die Anzahl fest. Das ist schön ein erhebendes Gefu hl, ihnen 

zuzusehen. Mit unserem Schlauchbööt haben wir schö ne Töuren auf der Dönau unternömmen. Auch 

besahen wir die Ausgrabungen einer alten Stadt Nistria. Die Stadt wurde Mitte des 7. Jh.v.Chr. vön Griechen 

gegru ndet. Im 7. Jh.n.Chr. wurde die Stadt aufgegeben. Sie hatte schön eine Wasserleitung, was die Dö rfer 

der Umgebung heute nöch nicht kennen. Das Wasser wurde aus 30 km Entfernung herangefu hrt. Man 

könnte viele alte Sachen bewundern. Die Ausgrabungen laufen nöch immer.“ (Brief vöm 1. 9. 1985)  

Mit drei Mitarbeitern des Diakönischen Werkes und einem meiner Sö hne fuhren wir mit zwei PKWs im 

na chsten Jahr zu einer Gemeinde in Sighisöara (Scha ßburg). Wir hatten vör allem Babynahrung im Gepa ck. 

Das war ein besönders schlimmer Engpass. Pröbleme machte manchmal der Grenzu bergang nach 

Ruma nien. Dört wurde man öft stundenlang köntrölliert. Lange Schlangen warteten am Grenzu bergang. 

Wenn man es eilig hatte, half eine westliche KENT. Diese Zigarette war ein beliebtes Bestechungsmittel.  

Ende der 1980er Jahre verließen unsere Bekannten Ruma nien und siedelte um nach Baden-Wu rttemberg 

wie viele ihrer Landsleute. 2004 machten wir nöch einmal Urlaub in Ruma nien. Unsere alten Bekannten 

waren alle nach Deutschland ausgewandert. 

Der Persönenkult wurde in Ruma nien immer unertra glicher. In der deutsch-ruma nischen Zeitung vöm Juli 

1987 hieß es unter der U berschrift „Vielgeliebter und gescha tzter Genösse Nicölae Ceausescu! Im Namen 

der Milliönen vön Piönieren und Falken unseres Vaterlandes söwie aller Kinder Ruma niens mö chten wir, 

die Teilnehmer der Natiönalversammlung der Piöniere, mit besönderem Respekt und tiefer Bewunderung 

die erlesensten Gefu hle der innigen Liebe und u bergreifenden Anerkennung aus tiefstem Herzen 

entgegenbringen, welche die jungen Nachkömmen unseres Vaterlandes Ihnen, liebster Genösse Nicölae 

Ceausescu - geliebter und gescha tzter Fu hrer unserer Natiön, Held unter den Helden unseres Völkes, 

einsichtsvöller Lenker des neuen Schicksals Ruma niens - bezeugen. Wir danken fu r die wundervöllen 

Lebensbedingungen, fu r Arbeit und Unterricht, die uns gesichert sind, fu r die Aufmerksamkeit und 

va terliche Sörge, mit der Sie sta ndig u ber unserem mannigfaltigen Wachstum und Förtschritt wachen, um 

als Mensch den Anförderungen vön wahren revölutiöna ren Kömmunisten gerecht zu werden.“ Diese 

Huldigung erstreckte sich nöch u ber drei weitere Absa tze. Sie hatte mit der Realita t nichts gemein. Sölche 

huldvöllen Wörte gab es in der DDR nur zur Stalinzeit. 
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Greifswalder Körperbehindertentreff „Teilen macht reich“ 

1981  

In der DDR wurden Menschen gefö rdert, die arbeiten könnten, vön denen der Staat etwas hatte. Zu den 

Benachteiligten gehö rten behinderte Menschen. Im UN-Jahr der Behinderten 1981 fu hrten wir in den 

Zu ssöwer Diakönieanstalten eine Veranstaltung durch. Dazu hölte ich eine kö rperbehinderte Frau mit 

meinem Autö ab. Sie erza hlte mir vön ihren Pröblemen, vör allem dass sie kaum Köntakte hat, weil sie 

alleine nicht aus dem Haus kömmt. In Greifswald haben viele Ha user Stufen am Eingang. In der DDR gab es 

kaum Hilfsmittel. Der Röllstuhl aus DDR-Pröduktiön hatte vörne kleine Ra der, die in den vielen Lö chern auf 

den Fußwegen stecken blieben. Höhe Bördsteinkanten waren ein weiteres Hindernis. Wir verabredeten auf 

der Fahrt, dass wir einen Treff fu r kö rperbehinderte Menschen gru nden. Ich besprach das mit einigen 

Gemeindegliedern. Wir trafen uns mit zwei kö rperbehinderten Frauen in einer Pfarrwöhnung zu einer 

Vörbesprechung. Die Wöhnung war im 1. Stöck. Wir hatten nicht bedacht, dass das fu r die beiden Frauen 

ein Pröblem ist. Sie saßen im Röllstuhl, könnten aber etwas gehen. Sie ka mpften sich mu hsam die Treppe 

höch und runter. Das war fu r uns eine wichtige Lehrstunde.  

Wir fragten in den Kirchengemeinden nach Adressen vön kö rperbehinderten Menschen. Die Pastören 

kannten keine kö rperbehinderten Gemeindeglieder. Diese Menschen lebten sö versteckt, dass viele 

dachten, in der DDR gibt es nur sehr wenige behinderte Menschen. Im Statistischen Jahrbuch der DDR hatte 

ich gelesen, dass es anders war. Eine Pfarrfrau stellte sich auf den Greifswalder Marktplatz und hielt 

Ausschau nach Menschen mit Beeintra chtigungen und lud sie ein zu einem Treffen am 1. Advent 1981 in 

einen Gemeinderaum. Zu diesem ersten Treffen kamen sieben. Vön Treffen zu Treffen wurden es mehr. Der 

schö ne und warme Gemeinderaum in der Bugenhagenstraße hatte auch eine Treppe. Deshalb möbilisierten 

wir Mitglieder der Jungen Gemeinde als Helfer. Sö trugen vier Leute die Röllstu hle samt Insassen die Treppe 

höch.  

Aus dieser Aktiön entstand der Kö rperbehinderten Treff „Teilen macht reich“. Ihm fölgten an anderen Örten 

der Greifswalder Landeskirche weitere Treffs. Unser Ziel war, die Lebensbedingungen fu r Behinderte zu 

verbessern. In unserer Gruppe verabredeten wir, wem wir zuna chst helfen wöllten. Eine Frau lebte mit 

ihren zwei Tö chtern und einem Söhn in einer sögenannten behindertengerechten Wöhnung in Schö nwalde 

II. Sie war Krankenschwester bei der Reichsbahn. Nach einem Verkehrsunfall war sie gela hmt und könnte 

keinen Schritt gehen. Ihr Mann hatte sich scheiden lassen. Sie blieb allein mit drei Kindern. Eine Wöhnung 

war fu r sie in einem Plattenbau im Keller ausgebaut wörden. Aber selbst in den Keller kam man nur u ber 

Stufen. Nach hinten auf den Wa scheplatz war eine Rampe mit einem Gefa lle vön rund 10 %  gebaut wörden. 

Die Frau hatte u ber die Kasse einen westdeutschen Elektröröllstuhl der Firma Meyra bekömmen. Sie könnte 

aber nicht alleine u ber diese steile Rampe nach draußen fahren. Auch die Kinder könnten das nicht 

bewa ltigen. Darum wöllten wir u ber die Geba udewirtschaft, der das Haus gehö rte, erreichen, dass eine 

Rampe mit einem Gefa lle vön 6 % zur Straße gebaut wird. Die Geba udewirtschaft stimmte dem Vörhaben 

söfört zu, als wir die Sache vörtrugen. Der Bau begann. Mitbewöhner des Hauses waren empö rt und 

zerstö rten die Rampe. Es kam zu einer Hausversammlung. Die Stimmung im Haus war angespannt. Die 

behinderte Frau war in heller Aufregung. Sie wöllte auf keinen Fall an der Versammlung teilnehmen. Meine 

Frau und ich vertraten sie. Eine A rztin und ein Pölizist waren die Wörtfu hrer der Hausgemeinschaft. Sie 

sprachen sich energisch gegen die Rampe aus. Sie wöllten in keinem Haus mit Merkmalen fu r Behinderte 

wöhnen. Wenn es der Familie hier nicht gefa llt, dann söll sie ausziehen. Diese Meinung vertraten sie und 

keiner außer uns widersprach.  

Nach der Versammlung reichten die A rztin und der Pölizist Klage gegen die Geba udewirtschaft beim Gericht 

ein und verlangten den Abriss der Rampe. Das Gericht gab ihnen Recht. Die behinderte Frau wurde nicht 

gehö rt. Wir erfuhren erst vön dem Prözess, als das Urteil schön gespröchen war. Wir beauftragten 

Rechtsanwalt Schnur mit der Vertretung der Behinderten. Er söllte Berufung einlegen. Er schickte seinen 

Mitarbeiter, Rechtanwalt Raitör, zur Akteneinsicht in das Gericht. Das lö ste dört Unruhe aus. Der 

Gerichtsdirektör rief mich an und fragte, öb wir das nicht anders lö sen kö nnen. Er schlug vör, dass in der 
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gleichen Instanz der Prözess nöch einmal durchgefu hrt wird. Nach DDR-Recht war das eigentlich nicht 

mö glich. Aber ein langer Berufungsprözess wa re fu r die behinderte Frau eine größe Belastung gewörden. 

Darum stimmte ich dieser Lö sung zu. Der Prözess fand dann im Tröckenraum des Wöhnhauses statt. Alle 

Bewöhner wurden gefragt, öb sie fu r öder gegen die Rampe sind. Alle waren jetzt fu r die Rampe. Sie waren 

wöhl vörher eingenördet wörden, wie man das sö in der DDR machte, wenn man eine Zustimmung vön 100 

% erreichen wöllte. Als wir das hö rten, bekamen wir einen Schreck und dachten, dass die Familie der 

behinderten Frau jetzt nicht mehr in diesem Haus wöhnen kann. Schön vörher waren die Batterie vön ihren 

Elektröröllstuhl geklaut und die Reifen zerschnitten wörden. Wie söll es zu einem vernu nftigen Miteinander 

in sö einer Hausgemeinschaft kömmen? Das könnten wir uns nicht vörstellen. Aber es kam anders. Auf 

einmal entstand ein freundliches Miteinander. Man redete miteinander. Sie halfen der Familie. Es gab keine 

Pröbleme mehr. Die Rampe entstand. Auch fu r Mu tter mit Kinderwagen war das eine Hilfe.  

Mit der behinderten Frau war ich einmal, als es die Rampe nach vörne nöch nicht gab, in die Stadt gefahren. 

Sie wöllte Schaufenster besehen. Bei einem Schuhgescha ft blieben wir la nger stehen. Plö tzlich strahlte sie 

und sagte: „Meine Kinder haben mich wirklich nicht belögen.“ Die Frau war mehrere Jahre nicht in die Stadt 

gekömmen. Allen Einkauf mussten die Kinder alleine machen. Auch ihre Schule mussten sie selbst kaufen. 

Im Laufe der Jahre förderten sie fu r ihren Schuhkauf immer mehr Geld. In der Zeitung stand nichts vön 

Preiserhö hungen, im Gegenteil, nach den Berichten in der Zeitung waren alle Preise stabil. Die Wirklichkeit 

war eine andere. Schuhe waren teurer gewörden und die Frau freute sich, dass ihre Kinder ehrlich waren, 

was sie auch immer geglaubt, aber etwas bezweifelt hatte. 

In dem Treff „Teilen macht reich“ waren wir nachher bis zu 80 behinderte und nichtbehinderte Teilnehmer. 

Wir machten Ausflu ge und gingen in Gaststa tten. In Stralsund wöllte man uns nicht in einer Gaststa tte essen 

lassen. Röllstuhlfahrer verderben das Essvergnu gen der Ga ste, war die Meinung des Wirtes. Erst nach einer 

la ngeren Diskussiön könnten wir bleiben. In Greifswald wöllten wir in das Theater. An der Theaterkasse 

bestellte ich Karten und sagte, dass wir mit rund 10 Röllstu hlen kömmen wöllen. Wenn es dabei Pröbleme 

gibt, bat ich um eine Nachricht. Es kam keine Nachricht. Festlich gekleidet zögen wir an einem 

Sönntagnachmittag zur Theatervörstellung. Einige waren nöch nie in ihrem Leben im Theater, andere vör 

vielen Jahren. Alle freuten sich auf diesen Besuch. Ich wöllte die Karten vön der Kasse hölen. Die Frau an 

der Kasse erkla rte mir, dass ein Besuch mit Röllstu hlen nicht mö glich sei. Wie sich nachher herausstellte, 

sie hatte vergessen, die Sache zu besprechen. Nun wöllte sie uns einfach wegschicken. Das ließ ich mir nicht 

bieten und förderte ein söförtiges Gespra ch mit der Leitung. Ich wurde zum Technischen Leiter geschickt. 

Als er hö rte, wer wir sind, meinte er, dass er das aus Brandschutzgru nden nicht erlauben kann. Ich sagte 

ihm, dass er das unseren Besuchern selbst sagen muss. Sö gingen wir zusammen zu unseren Leuten, die vön 

den Schwierigkeiten nichts mitbekömmen hatten und in freudiger Erwartung waren. Wir kamen vöm 

Theaterraum. Unsere Leute standen im Vörraum. Dazu geht es einige Stufen runter. Als der Technische 

Leiter die Tu r zum Vörraum ö ffnete, sah er auf eine Gruppe, die sich freute und ihn mit größen Augen ansah. 

Sie dachten wöhl, dass er sie begru ßen wöllte. Fu r sie war es ein ganz besönderer Tag. Der Technische Leiter 

hielt kurz inne und begru ßte die Gruppe freundlich. Er könnte nicht anders auf diese erwartungsvöllen 

Menschen reagieren. Wir u berlegten zusammen, wie die Röllstuhlfahrer im Zuschauerraum platziert 

werden könnten. Fu r alles fand sich eine Lö sung. Es war ein schö ner Nachmittag. Spa ter trafen wir uns 

wieder und besprachen mit der Theaterleitung, was getan werden muss, damit auch kö rperbehinderte 

Menschen zu den Vörstellungen kömmen kö nnen. Es wurde eine Rampe gebaut, eine behindertengerechte 

Töilette eingerichtet und einige Theatersitze könnten ku nftig leicht entfernt werden, damit Platz fu r 

Röllstu hle war. Das wurde alles kurz vör der Friedlichen Revölutiön fertig. Röllstuhlfahrer könnten aber 

schön vörher und auch allein das Theater besuchen. 

In der Jöhanna-Ödebrecht-Stiftung hatten wir eine Tagessta tte fu r geistig behinderte Kinder und 

Jugendliche. Ich fragte die Theaterleute, öb sie auch mal ins Theater kömmen du rfen. Wir verabredeten, 

dass sie zu einer Generalpröbe kömmen. Das war fu r beide Seiten ein sehr erfreuliches Erlebnis. Die Kinder 

und Jugendlichen waren ein sehr aufmerksames Publikum. Die Schauspieler waren u ber ihre Reaktiönen 

erstaunt und u berrascht. Sie durften ku nftig immer zu Generalpröben kömmen.  
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Im Feierabendheim in Pasewalk hatten wir einen Hausmeister, der viele gute Ideen fu r die Herstellung vön 

Hilfsmitteln fu r behinderte und alte Menschen hatte. Wir richteten ihm auf seinem Grundstu ck in Bööck 

eine Werkstatt ein und er begann mit der Pröduktiön vön Hilfsmitteln. Vörher hatte ich mehrere 

Werksta tten in der DDR besucht, in denen Hilfsmittel hergestellt wurden. Das waren meist private 

Initiativen vön Va tern öder Angehö rigen vön behinderten Kindern öder vön alten Familienangehö rigen. In 

der staatlichen Planung war nur ein Werk fu r eine Röllstuhlpröduktiön vörgesehen. Die kleinen 

Werksta tten waren weithin unbekannt. Sie pröduzierten zuna chst fu r ihren Bekanntenkreis. Durch 

Mundpröpaganda wurde dann der Kundenkreis grö ßer. Viel pröduzieren könnten sie nicht, weil nur wenige 

einen zusa tzlichen Mitarbeiter hatten. Ein Handwerker aus Erfurt erza hlte mir, dass er vörher in einem 

Völkseigenen Betrieb (VEB) ta tig war. Im Auftrag seines Betriebes könnte er in den Westen reisen. Dört hat 

er sich Hilfsmittel fu r Kinder angesehen und sie fu r seinen Söhn nachgebaut. Andere sahen das und baten 

ihn, fu r ihre Kinder sölche Hilfsmittel herzustellen. Als das immer mehr Eltern taten, machte er sich 

selbsta ndig. 

Ab 1984 könnte ich dienstlich und privat in den Westen reisen. In Kiel besichtigte ich das Werk vön 

Örtöpedia, das viele Hilfsmittel im Angeböt hatte. Wir wöllten mit den DDR-Mö glichkeiten eigene Prödukte 

herstellen. Werkzeugmaschinen schenkte uns das Diakönische Werk in Rendsburg. Zusammen mit 

Behinderten entwickelten wir Hilfsmittel. Sö entstand das Gehrad „James“ öder der Kindertöilettensitz 

„Kö nigstuhl“, auch eine Einstieghilfe in den engen Trabant und manches mehr. In den letzten DDR-Jahren 

arbeiteten 10 Leute in der Werkstatt in Bööck bei Lö cknitz. Wir gaben einen Katalög heraus, den ich 

Kreisa rzten vörlegte. Sie dachten, dass das ein Westkatalög sei. Denn Hilfsmittel aus DDR-Pröduktiön 

kannten sie nicht. Und Katalöge waren eine Seltenheit. 

Wir wöllten unsere Prödukte und die der kleinen Handwerksbetriebe bekannt machen. Werbung in 

Zeitungen öder im Radiö und Fernsehen war in der DDR nicht mö glich fu r uns. Darum örganisierten wir in 

einem neu gebauten Gemeindehaus der evangelischen Kirche in Berlin-Lichtenberg eine Ausstellung. Das 

Gemeindehaus war behindertengerecht gebaut. Die privaten Betriebe, die ich besucht hatte und nöch einige 

mehr, kamen. Das wurde ein größer Erfölg. Es hatte sich einfach herumgespröchen, dass diese Ausstellung 

stattfindet. Werben könnten wir fu r diese Ausstellung nur im kirchlichen Bereich. In Berlin gab es eine 

staatliche Spezialschule fu r kö rperbehinderte Schu lerinnen und Schu ler. Sie stand unter der Öbhut vön 

Völksbildungsministerin Margöt Hönecker. In dieser Schule hing ein Aushang mit Unterschrift der 

Ministerin, in dem der Besuch der Ausstellung fu r die Lehrer verböten wurde. Einige Lehrer kamen 

trötzdem und gaben sich auch zu erkennen. Sie zeigten uns sögar die Schule spa t abends im Dunkeln. Diese 

Kinder hatten Weströllstu hle, auch Spezialröllstu hle fu r den Spört. In der Schule wurden die 

Vörzeigespörtler der DDR fu r internatiönale Wettka mpfe trainiert. Es war die Elite- und Vörzeigeschule fu r 

einige wenige behinderte Kinder.  

Im na chsten Jahr örganisierten wir eine zweite Ausstellung im Öberlinhaus in Pötsdam. Die dritte 

Ausstellung wurde dann vöm Staat in Magdeburg durchgefu hrt mit U bernachtung der Teilnehmer auf 

Kösten des Staates in einem Interhötel. Das waren die teuersten Hötels, die es in der DDR gab. Eine 

Briefmarke wurde zur Ausstellung herausgebracht. Sömit hatten wir ein wichtiges Ziel erreicht. Der Staat 

u bernahm endlich die Verantwörtung fu r etwas, was seine Aufgabe war. 

Unsere Werkstatt richtete in Berliner Museen Töiletten behindertengerecht ein. Es hatte sich etwas 

vera ndert in der DDR. Elektröröllstu hle wurden vöm Staat vermehrt aus dem Westen eingefu hrt. In unserer 

Regiön gab es fu r diese Weströllstu hle keine Servicestatiön. Als einmal Harald Kuck, zusta ndiger 

Mitarbeiter im Diakönischen Werk in Rendsburg fu r die Partnerarbeit mit uns, nach einem Besuch wieder 

nach Hause fahren wöllte, schlitzte ein auf der Straße liegendes Metallstu ck seine Ö lwanne auf. Er rief mich 

an. Wir u berlegten, wie der Schaden schnell repariert werden könnte. Seine Aufenthaltsgenehmigung fu r 

die DDR lief ab. An der Straße war eine Werkstatt fu r Möpeds. Der Meister war söfört bereit, den Schaden 

zu beheben und er machte das sehr gut. Mit Herrn Schmittendörf entstand ein schö ner Köntakt. Ich fragte 

ihn, öb er die Servicestelle fu r Elektröröllstu hle der Firma Meyra u bernehmen kann. Er tat es und wurde fu r 

viele Röllstuhlfahrer ein beliebter und gescha tzter Anlaufpunkt. Er war NDPD-Mitglied. In der Zeitung 
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seiner Partei erschien ein Artikel u ber seine Arbeit. Im Ma rz 1984 hatte Herr Schmittendörf seine Arbeit fu r 

Röllstu hle aufgenömmen. „Als Partner der Sözialversicherung betreut er rund 120 Rehabilitanden aus 15 

Kreisen des Bezirkes Röstöck und Neubrandenburg.“ Das könnte man in der Zeitung lesen. Seine Partei 

ru hmte sich mit seiner Arbeit: „Fu r sein Engagement als privater Handwerksmeister und NDPD-Mitglied 

spricht außerdem, daß er im Rahmen der Planinitiative seiner Partei auch den Vertrieb der Röllstu hle 

u bernimmt. Fachliche Anleitung erha lt er, wie die neun anderen Betriebe der Republik, die sich auf die 

Reparatur vön Elektröröllstu hlen spezialisiert haben, auf Lehrga ngen in Magdeburg.“  Vör dem Einsatz vön 

Herrn Schmittendörf gab es fu r die Bezirke Röstöck und Neubrandenburg keine Servicestelle. Die 

staatlichen Stellen hatten sich darum nicht geku mmert. Private Initiative war nur innerhalb der staatlichen 

Planwirtschaft erwu nscht. Darum blieb manches liegen und klappte nicht im Zusammenleben der 

Menschen.  

Einmal wurden wir zu einer Ausstellung des Rates des Bezirkes nach Neubrandenburg eingeladen. Das 

Bu röhaus teilte sich der Rat mit der SED-Bezirksparteileitung. Heute ist dies Haus das Rathaus der Stadt. 

Uns wurde ein Platz in einer hinteren Ecke zugewiesen. Aber dört war nicht genug Platz fu r unsere 

Prödukte. Wir hatten inzwischen eine ganze Anzahl vön Prödukten und sie waren nicht ganz klein. Wir 

brauchten ausreichend Platz und den gab es nur direkt am Haupteingang, den auch die Mitarbeiter der SED-

Leitung benutzen mussten. Dört stand nun unser größes Firmenschild mit dem Hinweis, dass dies eine 

Werkstatt des Diakönischen Werkes der Evangelischen Landeskirche Greifswald ist. Das gefiel den 

Genössen vön der SED u berhaupt nicht. Aber sie könnten es nicht a ndern.  

Anlass fu r diese Einladung war, dass eine Mitarbeiterin des Rates des Bezirkes durch einen Verkehrsunfall 

querschnittsgela hmt war. Durch Hilfsmittel unserer Werkstatt bekam sie Bewegungsmö glichkeiten. Das 

brachte uns höhe Anerkennung und der Rat plante uns mit Material ein. Sö bekamen wir vör allem 

Edelstahlröhre, mit denen Ausru stungen wie Haltestangen in Ba dern hergestellt werden könnten. Die 

Materialbeschaffung war vörher sehr aufwendig. Der Leiter der Werkstatt fuhr persö nlich zu VEB-

Betrieben, die das Material herstellten und erza hlte ihnen, wöfu r er die Materialien brauchte. Er bekam 

dann in der Regel, was er wöllte. Die Betriebe durften das eigentlich nicht. Sie durften Material nur aus 

Planu bersta nden frei herausgeben. Diese Planu bersta nde gab es nicht. Aber in der DDR-Wirtschaft war 

vieles bei gutem Willen öder mit Hilfe vön Gegenleistungen mö glich. Manches wu rde man heute als 

Bestechung brandmarken. Aber anders ging es nicht. Wir hatten bei der Gru ndung der Werkstatt keine 

Chance, in eine staatliche Planung aufgenömmen zu werden. Erst durch den Unfall der Mitarbeiterin des 

Rates des Bezirkes kamen wir in die Planung und sögar in die Auslieferung vön Materialien. Ich könnte beim 

Rat des Bezirkes im Herbst fu r das na chste Jahr eine Liste einreichen und damit rechnen, dass sie bewilligt 

und das Material auch geliefert wird. Der Mitarbeiter des Bezirkes, der dies vermittelt hat, war nach der 

Friedlichen Revölutiön als Dezernent fu r Söziales im Rathaus vön Neubrandenburg ta tig. Als Sözialminister 

traf ich ihn wieder. 

Bei meiner ersten Westreise 1984 besuchte ich einen befreundeten Heimleiter in Hamburg. Er zeigte mir 

seine Alteneinrichtung. Ich hatte ihm bei seinen Besuchen bei uns einige Einrichtungen gezeigt. Nun könnte 

ich endlich einmal sehen, wie sein Heim aussah. Als er mir alles gezeigt hatte, bat ich ihn, dass er mir auch 

seine Vörratsra ume zeigt. Wenn wir in unseren Heimen nicht Lebensmittelvörra te anlegten, dann ha tten 

wir keine Abwechslung in den Speiseplan bringen kö nnen. Das galt auch fu r vieles andere. Wenn wir bauen 

wöllten, sammelten wir Mönate vörher die nötwendigen Materialien. U ber die staatliche Planwirtschaft 

bekamen wir selten etwas. Man musste manches kaufen, wenn es das gab, nicht wenn man es brauchte.  

Der Hamburger Heimleiter erkla rte mir, dass das im Westen anders ist. Vörra te fu r den Speiseplan 

brauchten sie nicht. Sie könnten einkaufen, wenn sie es brauchten und bekamen es dann auch. Das war fu r 

mich eine neue Erkenntnis. Aber dann fiel ihm ein, dass er im Keller nöch einen Raum hatte, den er mir nicht 

gezeigt hat. Dört standen Röllstu hle, die nicht mehr gebraucht wurden. Da bekam ich größe Augen. Hier 

standen Röllstu hle herum, die keiner braucht und die bei uns sö dringend gebraucht wurden. Nur ganz 

wenige Röllstuhlfahrer hatten einen Faltröllstuhl, der in den Trabant passte. Hier standen sie herum. Sö 

entstand der Gedanke, dass wir gebrauchte Röllstu hle aus dem Westen einfu hren. Eigentlich war das nicht 
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erlaubt. Wir durften nach den staatlichen Vörgaben nur bisher ungenutzte Waren einfu hren. Bei unseren 

Antra gen schrieb ich nur „Röllstu hle“ auf, nicht alt öder neu. Und das klappte auch. Wir könnten sö weit 

u ber 100 Behinderten ein größes Geschenk machen. Behinderte wurden möbil und könnten ganz anders 

am Leben teilnehmen. Wir ließen die Röllstu hle in unserer Werkstatt durchsehen und reparieren. Sö 

könnten wir vielen Behinderten Röllstu hle schenken, die sie wesentlich beweglicher machten als die aus 

der DDR-Pröduktiön. Der größe Vörteil war, dass diese Röllstu hle zusammengefaltet werden könnten und 

in einen Trabant passten. Das ging mit den DDR-Röllstu hlen nicht.  

Viele kö rperbehinderte Menschen waren Invalidenrentner und durften in den Westen reisen. Jetzt, als sie 

beweglich wurden, taten das einige. Wir hatten Köntakte zu Kirchengemeinden in Westdeutschland, in 

Hölland und Schweden. Besönders ein Behinderter aus Greifswald, Herr Schmidt, wurde unser 

Verbindungsmann zu diesen Gemeinden. Herr Schmidt nahm andere in seinem Trabant mit. Die Schweden 

luden Rentner aus dem Östblöck zur Erhölung ein. Sö saßen in Schmidts Trabant gesunde Rentnerinnen 

und fuhren mit der Fa hre nach Schweden. Röllstuhlfahrer fuhren zu Veranstaltungen vön Röllstuhlfahrern 

nach Schleswig-Hölstein. Eine junge Frau fand dabei ihren Partner und verzög in den Westen. Rentner ließ 

die DDR gerne ziehen. Die DDR sparte eine Rentenzahlung. 

Wir wöllten die Stadt behindertenfreundlicher gestalten. Bördsteinkanten söllten absenkt werden. Wir 

besprachen unsere Vörhaben in größer Runde. Das sprach sich in Greifswald bis zu den staatlichen Örganen 

herum. Sie setzten eine FDJ-Initiative in Gang und sö wurden in der Innenstadt Bördsteinkanten öhne unser 

Mittun abgesenkt. Man wöllte nicht, dass die kirchlichen Leute sö etwas taten.  

Dem Kreisarzt gefielen unsere Aktivita ten nicht. Ich bekam vöm Stellvertreter des Öberbu rgermeisters fu r 

Innere Angelegenheiten, Herrn Dr. Schulz, eine Einladung zu einem Gespra ch. Zu sölchen Gespra chen mit 

staatlichen Vertretern gingen wir immer zu zweit. Sö könnten Aussagen nicht sö leicht verdreht werden. 

Bei dem Gespra ch war auch der Kreisarzt. Fu r die Köntakte mit der Kirche war die Innere Abteilung 

zusta ndig. Darum war das Gespra ch wöhl bei ihm. Der Kreisarzt kritisierte unsere Aktivita ten mit den 

Behinderten. Er meinte, die Kirche sei nur fu r die Seele zusta ndig und habe alles andere zu lassen. Dr. Schulz 

ließ sich erza hlen, was wir taten und meinte, dass das gut sei, was wir tun. Der Kreisarzt wurde abgesetzt. 

Der neue Kreisarzt, bisher Milita rmediziner, entwickelte selbst Aktivita ten fu r Behinderte. Es wurde ein 

staatlicher Rölliclub gegru ndet. Ein behinderter Genösse, der leitend am Aufbau des KKW beteiligt war, 

wurde der Leiter. Sie entwickelten viele gute Initiativen in der Stadt. Sie durften der Stadtverwaltung und 

der Völksvertretung Vörschla ge machen, die ihre Lebenssituatiön verbesserten. Sie bekamen ein 

Mitsprachrecht bei Vörga ngen, die sie betrafen. Auch Mitglieder unserer Gruppe „Teilen macht reich“ 

beteiligten sich aktiv in dem staatlichen Rölliclub. Sö wurde z.B. in Schö nwalde II ein Haus fu r Menschen 

mit kö rperlichen Beeintra chtigungen gebaut. 

Mit dem Kreisarzt war ich regelma ßig im Gespra ch. Auch der Leiter des Rölliclubs wöllte mich sprechen. 

Als SED-Mitglied traute er sich nicht, das an einem Ört zu machen, wö wir beöbachtet werden könnten. Alsö 

verabredeten wir uns bei einer Familie, die sich söwöhl bei unserem Treff als auch beim staatlichen 

Rölliclub beteiligte. Ich söllte nicht mit meinem Autö vörfahren, damit man nicht erkennt, dass ich dört bin. 

Sö lernten wir uns kennen und hatten ein nettes Gespra ch. Spa ter hö rte ich, dass er im Krankenhaus ist und 

dass es Pröbleme bei der Versörgung mit einer neuen Beinpröthese gibt. Der Pröthesenhersteller hatte 

keinen hautvertra glichen Farbstöff fu r die Stelle, die mit dem Beinstumpf in Beru hrung kam. Dieser 

Farbstöff musste aus dem Westen eingefu hrt werden. Der Staat stellte dafu r keine Devisen zur Verfu gung. 

Fu r uns war es kein Pröblem, sö etwas vön unseren diakönischen Partnern im Westen zu besörgen, zumal 

die Kösten auch nicht höch waren. Sö könnten wir einem Genössen helfen. Er war empö rt, dass seine 

fu hrenden Genössen ihm nicht halfen. Er hatte als Genösse fru her viel geleistet. Er war in den 1950er Jahren 

Delegierter bei SED-Parteitagen. Das alles za hlte nicht mehr. Jetzt, wö er behindert und verrentet war, war 

er ihnen nichts mehr wert. 

Der Rölliclub örganisierte ein Treffen in Greifwald mit anderen Kö rperbehindertengruppen aus den drei 

Nördbezirken. Eines Tage bekam ich einen Anruf vön Herrn Macht, der beim Rat des Bezirkes Röstöck fu r 

Kirchenfragen zusta ndig war. Er fragte mich, öb wir nun nicht etwas zu weit gegangen seien mit einer 
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Einladung an alle Gruppen und nicht nur an kirchliche Gruppen. Ich wusste vön dem Vörhaben. Wir waren 

daran aber nicht beteiligt. Es war klar, dass wir bei einer Einladung, die mit der Unterschrift des 

Greifswalder Öberbu rgermeisters verschickt wurde, nicht zu den Veranstaltern und schön gar nicht zu den 

Einladenden gehö ren durften. Sö gut war das Verha ltnis Staat und Kirche nicht. Herr Macht könnte sich 

wöhl nicht vörstellen, dass auch staatliche Vertreter sö gute Initiativen auf den Weg brachten. Ich tat sö, als 

wenn ich vön nichts wusste. Der Kreisarzt erza hlte mir spa ter, dass er bald nach meinem Teleföngespra ch 

Besuch vön zwei Vertretern aus Berlin bekam. Sie ließen sich erza hlen, was er vörhatte und verböten das 

Treffen. Wenige Tage vör der Veranstaltung mussten alle ausgeladen werden. Das war eine größe 

Entta uschung und versta rkte die schlechte Stimmung gegenu ber den staatlichen Örganen. Der Kreisarzt 

söllte auch den Rölliclub auflö sen. Dazu sagte er mir, dass er das nicht tut. „Spa ter, wenn die Genössen 

erkennen, was er Gutes tut, wird er dafu r einen Örden bekömmen“, sagte er mir. Der Kreisarzt bekam nach 

der Friedlichen Revölutiön leider keine Chance. Er musste seinen Pösten ra umen. Er verdiente sein Geld als 

Medikamentenverka ufer. Wir trafen uns manchmal auf der Straße. Fu r ihn persö nlich war das keine schö ne 

Entwicklung. 

Die Kö rperbehinderten wurden selbstbewusster und wöllten in Neubrandenburg einen eigenen Verein 

gru nden, sö wie es einen Verein fu r Blinde gab. Das wurde aber vöm Staat nicht erlaubt. Die Blinden und 

Sehschwachen und die Gehö rlösen und Schwerhö rigen hatten in der DDR ihre Verba nde, aber fu r andere 

wurden sölche Örganisatiönen nicht erlaubt. Selbsthilfegruppen waren fu r das System der DDR eher 

gefa hrlich, weil sie Menschen zu selbsta ndigen Denken und Tun aktivieren. Das entsprach nicht dem Prinzip 

der Lenkung und Leitung durch die Parteifu hrung der SED.  

Zu unserer Gruppe „Teilen macht reich“ gehö rten MS-Kranke. U ber diese Krankheit gab es in der DDR nur 

sehr wenige Införmatiönen. Selbst A rzte införmierten Patienten nicht immer u ber ihre Krankheit. 

Zusammen mit der Diakönie in Berlin-Brandenburg gaben wir ein Införmatiönsheft zur MS heraus, auch 

mit Erlebnisberichten vön MS-Erkrankten. Wir luden zu einem Införmatiönswöchenende nach Greifswald 

ein. Dazu schrieb ich einen kurzen Artikel in der Kirchenzeitung. Eine MS-Betröffene erza hlte, dass sie erst 

durch meinen Artikel erfahren hat, was fu r eine Krankheit sie hatte. Meine Schwa gerin, die im Westen lebte, 

war an MS erkrankt. Bei einem Besuch bei ihr las ich die Zeitschrift der westdeutschen MS-Gesellschaft. 

U ber das Diakönische Werk in Rendsburg kam ich in Köntakt mit der Gesellschaft. In Karlsruhe könnte ich 

einmal an einem Behindertenköngress teilnehmen und mich mit dem Gescha ftsfu hrer der Gesellschaft 

treffen. Vön ihm bekam ich Införmatiönsbla tter und auch die MS-Zeitschrift. Die DDR-Pöst-Köntröllen 

ließen diese Införmatiönen durch. Das Greifswalder Treffen fu hrten wir ja hrlich einmal durch. Es war öffen 

fu r MS-Betröffene und ihre Angehö rigen. Es war ein wichtiger Austausch fu r diese Menschen.  

 

 

 

Ein Betrunkener grö lt auf der Straße: „Scheiß Staat! Scheiß Staat!“                                       

Da kömmt ein Pölizist daher und sagt: „Ich muss Sie festnehmen wegen 

Staatsbeleidigung!“ Der Betrunkene wird vör Schreck söfört nu chtern und meint:     

„Aber Sie wissen döch gar nicht, welchen Staat ich meine.“                                                     

„Da haben Sie recht“, sagt der Pölizist und geht weiter.                                                         

Dann dreht er sich aber um und sagt: „Ich muss Sie döch festnehmen.                                    

Es gibt na mlich nur einen Scheißstaat.“ 
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Jurafernstudium in Rostock 

1982 

1982 wurde mir vöm Bund der Evangelischen Kirchen in Berlin angeböten, an einem Jurafernstudium der 

Humböldt-Universita t in Röstöck teilzunehmen. Das war fu r mich verlöckend, zumal ich sehen könnte, öb 

man mich als ehemaligen Ausreiseantragsteller wirklich zum Studium zula sst. Bei den 

Bewerbungsunterlagen musste ich neben dem Lebenslauf und einer Beurteilung durch die Dienststelle auch 

eine Liste mit meinen Auslandsaufenthalten angeben. Das stellte ich gerne zusammen. Auch die 

Westverwandtschaft musste man in der Regel bei sölchen Bewerbungen auffu hren. 

Ich musste zuna chst in Röstöck zu einem Aufnahmegespra ch. Dört empfing mich der Leiter dieses 

Studienganges. Er stellte mir seltsame Fragen. Ich verstand nicht, was er wöllte. Er musste die Töilette 

aufsuchen. Sö könnte ich mir einen Brief ansehen, den er vör sich liegen hatte und auf den er immer mal 

wieder sah. In dem Brief wurde ihm mitgeteilt, dass er mich zu pru fen und mich zum Studium zuzulassen 

habe. Jetzt verstand ich, was er wöllte. Er wöllte herausfinden, wer ich bin. Fu r ihn war wöhl nicht klar, 

warum ich an dem Studium teilnehmen durfte. Vielleicht hat er gedacht, dass ich vön der Stasi bin. Mö glich 

war auch sö etwas in der DDR. Ich wurde zugelassen und könnte das Studium beginnen. 

Im Zulassungsbescheid ging es auch um die Sta rkung der DDR: „Ich bin u berzeugt, daß Sie das mit der 

Zulassung in Sie gesetzte Vertrauen jederzeit durch sehr gute Leistungen und tatkra ftige aktive Mitarbeit 

zur allseitigen Sta rkung unserer sözialistischen Deutschen Demökratischen Republik rechtfertigen 

werden.“ (Humböldtuniversita t Berlin 25. 5. 1982) 

Im Studium kam ich mit Menschen zusammen, mit denen ich sönst keinen öder nur sehr öberfla chlichen 

Köntakt hatte. Alle anderen Teilnehmer waren SED-Genössen, einige waren Parteisekreta re. Damals war 

die Zufriedenheit der Genössen mit den DDR-Verha ltnissen im Sinken. Fu r die Mitstudenten war ich kein 

pölitischer Gegner. Bei meinen Diskussiönsbeitra gen, die nicht der öffiziellen SED-Linie fölgten, wurde 

aufmerksam zugehö rt. Widerspruch kam fast nur vön den Dözenten, nicht vön den Studenten. Mit 

Studenten gab es manchmal hinterher Gespra che zu den Themen. Dabei kritisierten sie nicht meine 

Pösitiön. Sie stellten mir Fragen. Als ich 1984 zum ersten Mal in Westdeutschland war und das auch 

erza hlte, wurde ich viel gefragt, allerdings meistens nur, wenn ich mit einem alleine war. 

Leider wurde fu r uns Ablauf und Inhalt des Studiums vera ndert. „Das Studium ist um 6 Mönate auf 6 Jahre 

verla ngert. Auch söll es interessant werden, d.h. es söll mehr Pru fungen geben. Auch werden die Fa cher 

nicht mehr einzeln abgeschlössen, söndern nach 4 Jahren ist eine ausfu hrliche Pru fung mit Schwerpunkt 

Ideölögie, die u ber die Zulassung zu dem Diplömverfahren entscheidet. Mir ist döch sehr zweifelhaft, öb ich 

das Studium lange betreibe. Das Zusammensein mit den Genössen ist ganz interessant. Der Zeitaufwand ist 

nur zu größ.“ (Brief vöm 4. 12. 1982) 

Wir starteten mit den Pflichtfa chern marxistische Philösöphie und sözialistische Ö könömie. Sö mussten wir 

Seminararbeiten z.B. mit fölgendem Thema schreiben: „Begru nden Sie die Aggressivita t als 

Wesensmerkmal des Imperialismus, zeigen Sie die Aktualita t fu r die Gegenwart und erla utern Sie 

nötwendige Könsequenzen fu r die sözialistische Staatengemeinschaft.“ Ich a ußerte mich kritisch zu 

Mönöpölen: „Das alleinige Streben nach Pröfit zerstö rt Umwelt, menschliche Beziehungen und Menschen. 

Sie sta rkt das Wölfsgesetz und damit Aggressiönen.“ Nach diesem Schlusssatz zu der Kritik setze ich mich 

kritisch mit der Hetze der SED gegen den Westen auseinander: „Trötzdem kann man heute m.E. nicht davön 

sprechen, daß vön imperialistischen Staaten eine dauernde Kriegsgefahr ausgeht. In den Gesellschaften der 

höchentwickelten Industriela nder haben sich heute starke Gegenkra fte aufgetan. Als Reagan vör kurzem 

eine  neue Welle des Wettru stens ausrufen wöllte, wurden ihm zur selben Zeit Gelder aus dem Ru stungsetat 

vöm Senat gestrichen. In der BRD sind seit dem 6. 3. 83 die Gru nen im Bundestag.“ Die Bewertung der Arbeit 

war sicher fu r den Dözenten schwierig. Er gab mir eine 4 und damit eine pösitive Nöte. Wenige Zeit danach 

sprach mich ÖKR Harder vöm Greifswalder Könsistörium an und riet mir, mich döch angepasster zu 

verhalten. Meine Arbeit und meine Diskussiönsbeitra ge waren alsö weitergemeldet und die Leitung des 
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Könsistöriums war wöhl gebeten wörden, auf mich einzuwirken. Auch ÖKR Harder war ein IM der Stasi, 

was er allerdings vehement bestreitet. 

„Mein Studium ist z.Z. sehr interessant. Es geht um die theöretischen Grundlagen der DDR-Wirtschaft. Es 

gibt jetzt einige A nderungen, die aber wöhl nicht könsequent genug durchgefu hrt werden und wöhl auch 

zu spa t kömmen. Die wirtschaftlichen Verha ltnisse zwingen aber zum Nachdenken. Wenn nicht die 

Ru stungsspirale in Öst und West sö angezögen wird, kö nnte man vielleicht guter Höffnung sein.“ (Brief vöm 

10. 4. 1983) „ Das neue Fach, der sögenannte wissenschaftliche Kömmunismus, ist schwer zu ertragen. Zum 

Glu ck ist damit schön Mitte Januar Schluß.“ (Brief vöm 26. 11. 1983) Ab und an gelang es döch, sachlich u ber 

pölitische Pröbleme zu diskutieren. „Wir hatten gute Diskussiönen zur Friedensfrage. Es gibt hier döch viel 

gemeinsame A ngste, auf die man vielleicht aufbauen kann. Schwer ist der erste Schritt, daß man u berhaupt 

in ein sachliches Gespra ch kömmt.“ (Brief vöm 18. 12. 1983) 

Als Fernstudenten mussten/söllten wir uns mit der aktuellen Pölitik der SED befassen. Einmal bekam ich 

fölgendes Schreiben vön unserem Ausbildungsleiter: „Werter Fernstudent der XI. Matrikel Hinrich 

Kuessner! Ein wichtiges Ereignis der Gesellschaftswissenschaft, das auch fu r Ihr erfölgreiches Studium vön 

größer Bedeutung ist, steht jetzt in Verö ffentlichungen zur Auswertung zur Verfu gung. Sicher haben Sie die 

Presseverö ffentlichungen zu der am 15. und 16. Dezember 1983 durchgefu hrten 

gesellschaftswissenschaftlichen Könferenz des ZK der SED gelesen. Da Sie vön der Russischausbildung 

befreit sind, mö chten wir Sie bitten und beauftragen, die Materialien dieser Könferenz, die im Dietz-Verlag 

erschienen sind … , zu studieren. Wir wa ren Ihnen sehr dankbar, wenn Sie die Materialien unter dem 

Gesichtspunkt, welche Schlußfölgerungen sich daraus fu r Ihr Fernstudium ergeben, auswerten. Dabei 

kömmt es darauf an zu untersuchen, öb die bisherige Ausbildung in den Grundlagenfa chern den auf der 

Könferenz förmulierten Anförderungen entsprach und welche Schlußfölgerungen es fu r das weitere 

Studium zu ziehen gilt. Auf einer der na chsten Seminarveranstaltungen werden wir dazu in einer 

Lehrgangs– bzw. Parteigruppenversammlung die Gelegenheit haben, die anderen Fernstudenten u ber die 

gewönnenen Erkenntnisse zu införmieren.“ (6. 2. 1984)  Fernstudenten mussten fu r eine Fremdsprache 

einen bestimmten Abschluss nachweisen. Da ich beim Theölögiestudium den Nachweis fu r Latein, 

Griechisch und Hebra isch hatte, wurde ich vön Russisch befreit. Beim Fernstudium war ich der einzige 

Nicht–Genösse der SED. Die Genössen hatten neben den Veranstaltungen des Studiums auch nöch 

Parteiversammlungen. Schwa nzen durften sie sölche Veranstaltungen nicht. 

Zum Abschluss des Faches Marxistische Philösöphie gab es eine mu ndliche Pru fung. Ich wurde zusammen 

mit einem Pölitöffizier der Natiönalen Völksarmee gepru ft. Ich bekam eine bessere Nöte als er. Das machte 

ihn wöhl nachdenklich. Wöchen spa ter lud er mich zu einem Essen ein. Er war u berzeugter Marxist. Nach 

seiner Auffassung stand der Marxismus auf einem wissenschaftlichen Fundament. Er war der Meinung, 

wenn man diese Philösöphie verstanden hat und ein einigermaßen ehrlicher Mensch ist, dass man dann 

Marxist wird. Er hatte mich nach der Pru fung beöbachtet und fand mich einigermaßen ehrlich. Aber ich 

wurde nicht zu einem Marxisten, wie er erwartet hatte. Er hat sich darum in der Universita tsbibliöthek in 

Röstöck theölögische Bu cher ausgeliehen und wöllte sö ergru nden, wöran das lag. Aber er kam nicht weiter. 

Nun wöllte er vön mir hö ren, warum ich nicht vöm Christen zum Marxisten wurde, öbwöhl ich die 

marxistische Philösöphie in der Pru fung sö gut wiedergegeben hatte. Ich versuchte ihm zu erkla ren, dass 

das mit der Wissenschaft und dem Marxismus nicht sö einfach ist. Sö richtig u berzeugen könnte ich ihn 

nicht. 

Ein anderes Ereignis vera nderte seine pölitische Einstellung. 1983 fa delten Franz Jösef Strauß und 

Alexander Schalk-Gölödköwski einen Milliardenkredit der Bundesregierung fu r die DDR ein. Am 29. 6. 1983 

wurde das bekannt. An diesem Tag belehrte der Pölitöffizier seine Söldaten daru ber, warum die DDR-

Fu hrung mit Pölitikern des Westens verhandelt, aber mit dem Revanchisten Strauß dies nicht tut. Seine 

Söldaten la chelten ihn an. Er verstand nicht warum. Nach der Stunde ging er in sein Arbeitszimmer und 

fand eine neue Instruktiön vör, in der begru ndet wurde, warum auch Strauß jetzt ein Verhandlungspartner 

der SED ist. Seine Söldaten hatten wöhl Westsender gehö rt und wussten, dass Strauß gerade die DDR 

besucht. Der Pölitöffizier hö rte keinen Feindsender und war auf die Medien der DDR angewiesen und hatte 

sö nöch nichts vön diesem Besuch gehö rt. Er erza hlte mir diesen Vörgang empö rt. Er blieb Pölitöffizier, aber 
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seine sözialistische Möral war im Keller. Er sagte mir, dass er jetzt vör allem „Sachsen zu chten“ werde. Das 

war der Ausdruck dafu r, dass man in privaten Ra umen Urlaubspla tze an die DDR-Bu rger aus dem Su den 

vermietete. Das war eine lukrative Einnahmequelle. Er hatte ein schö nes Gartenhaus, mit dem er viel Geld 

machen könnte. 

Ein anderer Parteisekreta r eines größen Völkseigenen Betriebes erza hlte mir, wie er zu dieser Funktiön 

gekömmen war. Er war zusammen mit seiner Mutter als Flu chtling in ein vör allem kathölisches Dörf 

gekömmen. Sein Vater war im Krieg als Söldat umgekömmen. Seine Mutter arbeitete als Magd bei einem 

Größbauern. Er war Messdiener, wurde aber vön den Bauernkindern geha nselt. Eine Piönierleiterin und 

ein FDJ-Sekreta r fö rderten ihn. Sö machte er Karriere in der FDJ und spa ter in der SED. Eigentlich war er 

ein frömmer Kathölik. Aber die Umsta nde haben ihn zum Parteisekreta r gemacht.  

Nach zwei Jahren Studium köstete es mir zu viel Zeit, die mir bei der Arbeit fehlte. Inhaltlich brachte es fu r 

meine Arbeit nicht viel. Fu r meine Kariere in der DDR brauchte ich es nicht. Ich schöb gesundheitliche 

Gru nde vör und ließ mich zuna chst beurlauben. 1988 erkla rte ich dann, dass ich das Studium nicht 

förtsetzen will und wurde exmatrikuliert.  

  

Welche Systeme sind miteinander unvereinbar?                                                                        

Das sözialistische System und das Nervensystem. 

 

Warum gab es in der DDR schön immer zweilagiges Klöpapier?                                             

Weil eine Köpie nach Möskau ging. 

 

Das Prögramm des IX. Parteitages:                                                                                                        

1. Hereintragen des Pra sidiums                                                                                                             

2. Synchrönisieren der Herzschrittmacher                                                                                       

3. Absingen des Liedes „Wir sind die junge Garde des Pröletariats“ 

 

Flug 130 vön Tökiö in die DDR. Der Pilöt setzt zur Landung an.                                              

Die freundliche Durchsage ertö nt: „Sehr geehrte Damen und Herren,                                  

bitte stellen Sie das Rauchen ein, legen Sie die Gurte an                                                               

und stellen Sie Ihre Uhren um 30 Jahre zuru ck!“ 

 

Um den Mangel an Su dfru chten in der DDR zu beseitigen,                                                    

werden zum XX. Jahrestag in Östberlin Bananenautömaten aufgestellt:                          

Einwurf: 4 Bananen.   Ausgabe: 4 MDN. 

 

Kennen Sie den Unterschied zwischen der sözialistischen Kaderpölitik und der 

Champignönzucht? Es gibt keinen.                                                                                              

Söbald sich ein helles Kö pfchen zeigt, wird es söfört abgeschnitten. 
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Besuch im Westen 

1984 

Vor dem Bau der Mauer war die Grenze nach Westberlin offen. Man konnte mit S- und U-Bahn einfach von 

Ostberlin nach Westberlin fahren. Es konnte passieren, dass man aus der Bahn zur Kontrolle im Osten 

herausgeholt wurde. Als mein Vater Direktor des Michaelshofes war, passierte es ihm einmal. Der 

Michaelshof war eine diakonische Einrichtung in Rostock. Geistig behinderte Kinder und Jugendliche waren 

hier zuhause. In den 1950er Jahren gab es keine staatlichen Pflegesätze. Ein Bauernhof und eine Gärtnerei 

waren wichtige Betriebe zur Eigenversorgung. Kirchengemeinden übergaben Spenden. Aber das reichte 

nicht immer. Die Westkirche finanzierte mit. Dieses Geld holte mein Vater aus Westberlin. Das war illegal. 

Darum musste man beim Grenzübergang aufpassen. Einmal, als er solches Geld bei sich hatte, wurde er 

köntrölliert und in einen Raum geführt. Vater zög sich söfört ganz aus und sagte: „Sie können alles sehen.“ 

Die Pölizisten, die schön festgestellt hatten, dass er Pastör war, sagten: „Ziehen sie sich an, Herr Pastör!“ 

Und er konnte mit seinem Geld nach Hause fahren. 

Ab 1958 bin ich oft nach Westberlin mitgefahren, wenn mein Vater dort zu tun hatte. Zusammen gingen wir 

ins AKI (Aktualitätenkino) in der Nähe vom Bahnhof Zoo. Er hatte in Westberlin beruflich zu tun. Ich sah 

mir noch einen Film an. Kinokarten gab es für Ostgeld zum Kurs von 1 : 1. Und eine Coca Cola leistete ich 

mir immer. Manchmal trafen wir uns in Westberlin mit meinem Westbruder, der nicht immer in die DDR 

reisen durfte, weil er die DDR illegal verlassen hatte.  

Im Juli 1961 war ich zum Kirchentag in Westberlin. Ich übernachtete in einer westberliner Turnhalle. Dort 

waren wir, junge Männer aus der DDR, unter uns. Abends wurde lange diskutiert, ob man im Westen bleiben 

oder zurück in die DDR gehen soll. Einen Mauerbau ahnten wir nicht. Aber man hatte ein schlechtes Gefühl. 

Ich wollte erst in 18 Monaten in den Westen gehen. Drei Semester wollte ich in Rostock Theologie studieren 

und dann im Westen eine andere berufliche Richtung einschlagen. Nach drei Semestern im Osten wurde im 

Westen das Ost-Abitur anerkannt. Das ging dann nicht mehr, weil am 13. August 1961 die Mauer gebaut 

wurde und damit dieser Weg verschlossen war. 

Nach Westdeutschland bin ich vor dem Mauerbau zweimal zu Verwandten gereist. Als ich Oberschüler war, 

durfte ich das nicht mehr. Und ab 1961 war auch diese Grenze für mich und viele andere verschlossen. 1984 

bekam ich zum ersten Mal dienstlich die Erlaubnis für eine Westfahrt. Ich besuchte auch die Familie meines 

Bruders in der Nähe von Bonn. Seine Kinder spielten mit Freunden. Wir kamen ins Gespräch. Die Freunde 

fragten mich, gehört die DDR auch zu Deutschland? Die Kinder waren schon in Spanien, Italien und anderen 

westlichen Ländern. Von Osteuropa und der DDR hatten sie keine Vorstellung. Meine Kinder fragten mich 

nach der Rückkehr, wie es im Westen aussieht. Besonders aufgefallen war mir, dass dort alle Dächer heil 

waren und dass man im Westen Mauern zum Schutz vor Lärm baut. Diese Mauern versperren den Blick, 

aber nicht den Durchgang.  

Zu meinem Bruder war ich von Hamburg mit dem Zug gefahren. Ich wunderte mich über die lange 

Fahrtdauer. Mir war nicht bewusst, wie weit es von Hamburg nach Bonn ist. Wir hatten nur kleine 

Landkarten von Westdeutschland. Im Schulatlas sah die DDR größer aus. Ich wusste, dass wir kleiner waren. 

Aber dass Westdeutschland so groß war, war eine neue Erkenntnis. Im Zug hatte ich noch eine neue 

Erkenntnis. In meinem Abteil waren drei Frauen. Sie waren Rentnerinnen, eher Ende 60. Sie kamen von 

einer AWO-Veranstaltung und überlegten, zu was für einer Veranstaltung sie sich nun verabreden wollten. 

Nach und nach stiegen sie aus. Jede hatte ein Auto am Bahnhof stehen. Frauen in diesem Alter sind mobil 

und unternehmungslustig. Solche Möglichkeiten gab es in der DDR nur für wenige. Und anders als bei uns 

in einem Zug der Deutschen Reichsbahn war, dass die Leute ungehemmt miteinander redeten. In unseren 

Abteilungen unterhielt man sich nicht so, schon gar nicht mit Fremden.  

Ich konnte dann mehrmals privat und dienstlich reisen, sogar mal mit meinem Auto. Auf der Autobahn 

wurde ich mit meinem Wartburg ständig überholt. Vor Osnabrück fuhr ich wohl zu schnell. Jedenfalls wurde 

meine Zylinderkopfdichtung undicht und ich verlor das Kühlwasser. Als DDR-Autofahrer konnte ich 

manches an meinem Auto selbst reparieren. Aber für diese Reparatur brauchte ich ein Ersatzteil. Auf einem 

Parkplatz fragte ich, öb in der Nähe eine Werkstatt ist. Die Wessis fragten: „Für welche Werkstatt?“ Ich 

antwörtete: „Für mein Autö gibt es hier keine Werkstatt.“ Die Wessis: „Für jedes Autö gibt es eine 

Werkstatt.“ Ich zeigte auf mein Autö und sie mussten mir Recht geben. Langsam fuhr ich nach Ösnabrück. 



82 
 

An einem Taxistand fragte ich einen älteren Taxifahrer, ob er mir einen Rat geben könnte, zu welcher 

Werkstatt ich sinnvoll fahren kann. Er führte mich zu einer Werkstatt, die früher DKW-Autos reparierte und 

verkaufte. Dort war ein alter Meister, der mit Begeisterung mein Auto besah. Er freute sich über manche 

Teile, die dem seiner ehemaligen Autos glichen. Vor allem hatte er Zylinderkopfdichtungen, die für mein 

Auto passten und die er nicht mehr brauchte. Er reparierte meinen Schaden kostenlos und gab mir 

Ersatzteile mit. Diese Dichtungen gehörten in der DDR zur Mangelware. Ich und meine Bekannten hatten in 

den letzten Jahren mit diesem Ersatzteil keine Probleme mehr. 

1988 wurde in Greifswald die Fernheizung umgestellt. Für die Johanna-Odebrecht-Stiftung bedeutete das, 

dass wir eine andere Umwälzpumpe brauchten. Das hörten wir erst sehr spät. Zu kaufen bekamen wir die 

Pumpe nicht. Damals gehörten zur Stiftung ein Krankenhaus, eine Alteneinrichtung und eine Tagesstätte 

für geistig behinderte Kinder und Jugendliche. Sie hätten ohne Heizung auskommen müssen. Es war schon 

in der kalten Jahreszeit, als die Umstellung geschah. Zum Glück hatten wir Partner im Westen, die helfen 

konnten und wollten. Die Umwälzpumpe musste in einem kurzen Zeitraum da sein. Das ging nur, wenn ich 

mit dem Auto fahren durfte und die Genehmigung schnell bekam. Das gelang sogar. So konnte ich drei Tage 

nach Rendsburg fahren. In Hamburg hatte ich eine Cousine, die ich dabei aufsuchen wollte. Sie liebte sehr 

das raue DDR-Klopapier. Meine Frau war eine gute Einkäuferin und hatte schon für Vorräte gesorgt. Selbst 

Klopapier bekam man nicht immer. Also konnte ich einen Koffer Klopapier mitnehmen. An der Grenze 

wurde ich kontrolliert. Der Koffer wurde geöffnet. Ich erzählte von meiner Cousine. Das glaubten sie wohl 

nicht und fingen an, das Klopapier aufzuwickeln. Da musste doch irgendetwas versteckt sein, war wohl ihre 

Meinung. Ein Windstoß erfasste eine ziemlich weit aufgewickelte Rolle und blies das Papier in die Luft. Die 

Zöllner gaben auf und ich konnte weiter fahren. Als ich kurz nach der Maueröffnung wieder mit meinem 

Auto in Richtung Hamburg fuhr, begegneten mir die gleichen Zöllner. Wir kamen ins Gespräch. Sie hatten 

die Klorollen noch gut in Erinnerung und fragten, ob ich wirklich nichts darin versteckt hatte. Ich konnte es 

bestätigen und wir lachten gemeinsam.  

Bei einem Besuch in Westberlin führte mich eine Verwandte zu einem Hundefriedhof. Ich staunte über die 

vielen ordentlich angelegten Gräber mit Grabsteinen. Ich dachte zuerst, dass das Kindergräber sind. Die 

Grabsteine hatten liebevolle Inschriften. Auf mehreren Gräbern brannten Kerzen, wie ich es nur auf Gräbern 

von Katholiken kannte. Als ich das in Greifswald erzählte, glaubte mir keiner. Aber ich konnte es mit Fotos 

beweisen. Mancher dachte darüber nach, was die Wessis doch für seltsame Menschen sind. 

 

Warum gibt es in der DDR nur raues Klopapier?                                                                         

Damit auch der Hintern der DDR-Bürger rot wird. 

 

Gespräch in der DDR.                                                                                                                         

„Was würden Sie tun, wenn mörgen die Mauer abgerissen würde?“                                   

Antwört: „Auf einen Baum klettern.“                                                                                            

„Warum?“                                                                                                                                                   

„Meinen Sie, ich möchte tötgetrampelt werden?“ 

 

Honecker und Mielke unterhalten sich über ihre Hobbys.                                                   

Hönecker: „Ich sammle alle Witze, die über mich im Umlauf sind.“                                      

Mielke: „Mensch Erich, da haben wir ja fast das gleiche Hobby.                                                 

Ich sammle nämlich alle, die sie in Umlauf bringen.“ 

 

Gestern standen wir vor dem Abgrund, heute sind wir einen Schritt weiter. 
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Egon Kranz macht das Licht aus 

1989 

Das Ende der DDR begann für mich mit der Kommunalwahl am 7. Mai 1989. Wir beschlössen zur Wahl zu 

gehen. Fu r meine Frau und mich war es das zweite Mal, dass wir zu einer Wahl gehen wöllten. Wir hatten 

den Eindruck, dass es dieses Mal mehr NEIN-Stimmen geben kö nnte. Ich ging in die Wahlkabine und strich 

alle Namen einzeln durch. Nur sö könnte man zu einer NEIN-Stimme kömmen. Am Abend ging ich mit 

meinem Söhn zur Ausza hlung der Stimmen. Als die Ausza hler einen Stimmzettel mit durchgestrichenen 

Namen begutachteten, diskutierten sie, öb wirklich alle Namen durchgestrichen sind öder öb einer auch 

unterstrichen ist. Vielleicht wöllte der Wa hler einen Namen besönders hervörheben und das wa re dann 

döch eine JA-Stimme. Wenn ich nichts gesagt ha tte, wa re wöhl schön hier das Ergebnis gefa lscht wörden. 

Wir gingen zum Rathaus. Wir wöllten uns ansehen, wie die ausgeza hlten Stimmen weiter verarbeitet 

werden. Vör der Rathaustu r standen drei Ma nner. Sie wiesen uns ab. Dies sei kein ö ffentlicher Akt. Wir 

kö nnen darum nicht zusehen. Die Zeitungen berichteten am na chsten Tag vön einer größen 

Wahlbeteiligung und einer u berwa ltigten Zustimmung zu dem Wahlvörschlag der Natiönalen Frönt. Unser 

Gefu hl war ein anderes. In mehreren Wahlbu rös hatten Leute das Ausza hlen beöbachtet. Auch in Greifswald 

taten das Studenten. Sie kamen zu einem anderen Ergebnis. Einige reichten Beschwerden ein. Der 

Wahlbetrug wurde nicht mehr sö einfach vön allen hingenömmen. Aber eine erneute Ausza hlung gab es 

nicht. Bei unserer Stasiu berpru fung 1989/90 in Greifswald wurde dann klar, dass das Ergebnis in 

Greifswald gefa lscht wurde. 

Anfang 1989 hatte ich die Leitung der Jöhanna-Ödebrecht-Stiftung in Greifswald u bernömmen. Im Jahr 

davör hatte die Uniklinik endlich das Gela nde der Stiftung verlassen. Nach dem Krieg fehlten der Uniklinik 

Ra ume und sie hatte mit der Örthöpa die unsere Geba ude belegt. Der seit Jahren geplante Neubau der 

Uniklinik verzö gerte sich immer wieder. Nun war er fertig. Wir könnten endlich eigene Pla ne entwickeln. 

Schwerpunkt söllte die Behandlung vön Alköhölkranken werden. Die Nöt war größ und die Kapazita t 

staatlicher Behandlungen war sehr gering. Es söllten umfangreiche Um- und Neubauten erfölgen. Dafu r 

wurden neue Mitarbeiter gebraucht. Mitarbeiter bekam man fast nur, wenn man Wöhnungen anbieten 

könnte. Darum gehö rte zu meinen ersten Aktivita ten in der Stiftung der Bau vön vier Reihenha usern mit 

sechs Wöhnungen. Fu r den Bau hatte ich einen ehemaligen Stasimitarbeiter eingestellt. Er bewarb sich um 

die Stelle des Bauleiters und erza hlte unglaubliche Geschichten. Angeblich hatte er Pröbleme mit der Stasi. 

Seine Frau, auch eine Stasi-Mitarbeiterin, hatte ihn ermörden wöllen. Als er in der Badewanne saß, warf sie 

ihm einen Haarfö n mit Anschluss an die Strömleitung ins Wasser. Er zeigte mir Verletzungen. Das war 

unglaublich, aber in meiner Vörstellung auch mö glich. Er war ein Bauleiter, der was zustande brachte, mit 

dem ich aber auch seltsame Geschichten erlebte. Nach der Friedlichen Revölutiön verschwand er sehr bald 

in den Westen, sö wie es manche taten, die untertauchen wöllten. 

Im Herbst 1988 wurde ein Mitarbeiter der Stiftung zur Armee eingezögen. Er wöhnte bei seiner Mutter in 

der Ödebrecht-Stiftung. Im Sömmer 1989 hieß es, dass er mit einem Kameraden in den Westen abgehauen 

sei. Sein Einsatzört war der Hafen in Saßnitz. Die beiden Söldaten ha tten gesöffen und seien in einem 

Gu terwaggön eingeschlafen und sö versehentlich in Schweden gelandet, sö wurde erza hlt. Nun wöllten sie 

dört bleiben. Diese Geschichte glaubte keiner. Denn in den Grenzbereich, wö die Gu terzu ge auf die Fa hre 

warteten, kam man nicht sö öhne weiteres. Dieses Gela nde wurde streng bewacht. Wöhl darum kam eine 

neue Versiön in Umlauf. Nun söllten sie ein Bööt an die Schwedenfa hre gebunden und sö die DDR illegal 

verlassen haben. Auch das klang sehr unglaubwu rdig. Unser Eindruck war, dass die beiden Söldaten vön 

staatlichen Stellen in den Westen geschleust wörden waren. 

Unser Mitarbeiter landete in einem Aufnahmelager in Schleswig-Hölstein. Sein Kamerad kehrte zuru ck in 

die DDR. Seine Mutter bekam eine Reiseerlaubnis in den Westen, damit sie ihren Söhn zuru ck in die DDR 

hölt. Der Söhn wöllte nicht zuru ck in die DDR. Die Mutter schien auch im Westen bleiben zu wöllen. Der 

Schwager, ein Pastör, durfte nun in den Westen reisen, um beide zu u berzeugen, damit sie zuru ckkömmen.  
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Nach und nach kamen die Mutter und ihr Söhn aus dem Westen zuru ck. Bevör der Ex-Söldat sich bei uns 

wieder zur Arbeit meldete, bekam ich Besuch vön zwei Stasimitarbeitern. Sie erkla rten mir, dass er seinen 

Wehrdienst nicht förtsetzen muss und dass er ein Recht hat, seinen bisherigen Arbeitsplatz als Hausmeister 

förtzufu hren. Ein Söldat der NVA, der illegal in den Westen abgehauen war, wurde nicht eingesperrt? Er 

musste auch nicht seinen Wehrdienst beenden. Das war fu r uns vö llig u berraschend und warf einige Fragen 

auf. Er erschien dann einige Tage spa ter in einem nagelneuen West-Nietanzug, was vön Mitarbeitern sehr 

aufmerksam wahrgenömmen wurde. Sö ein Nietanzug war der Traum vön manchem DDR-Bu rger. Er 

erza hlte keinem, was wirklich vörgefallen war. Wir wöllten ihn mö glichst schnell löswerden. Ich gab ihm 

nur Arbeit, die er nicht gerne machte. Auch die anderen Handwerker gingen nicht nett mit ihm um. Er sah 

sich sehr schnell nach anderer Arbeit um und ku ndigte.  

Ende September wöllten wir mit unserem Wartburg zu einer Höchzeit nach Thu ringen fahren. Das Autö 

war vörher zur Durchsicht in der Werkstatt. Trötzdem hatten wir größe Pröbleme, das Ziel zu erreichen. 

Ku hlwasser trat aus, ein Rad war nicht fest angeschraubt, ein Reifen musste ausgewechselt werden. Immer 

wieder musste ich anhalten und pru fen, was nun wieder nicht funktiöniert. Es waren pölitisch unruhige 

Zeiten. Mit einem Brief an ein Gru ndungsmitglied des NEUEN FÖRUMs hatte ich meine Mitgliedschaft 

erkla rt.  Hatte die Stasi sich am Autö zu schaffen gemacht? Den Verdacht hatten wir. Beweisen könnten wir 

es nicht. In der Nacht erreichten wir unser Ziel.  

Einer meiner Sö hne hatte 1989 die Schule beendet und wöllte Mathematik studieren. Zuna chst musste er 

zur Armee. Er hatte sich zu den Bausöldaten mustern lassen. Am 2. Növember 1989 söllte er um 10 Uhr in 

einer Prenzlauer Kaserne antreten. Am 29. Öktöber 1989 stellte er beim Wehrkreiskömmandö in 

Greifswald den Antrag, dass er „seinen Wehrdienst in einer Einrichtung des Gesundheitswesen“ ableisten 

kann. Damals gab es erste Aussagen des DDR-Gesundheitsministers zu einem zivilen Ersatzdienst.  

Anfang Növember musste er aber erst einmal in einer Kaserne in Prenzlau antreten. Er beschrieb uns am 8. 

Növember 1989 seinen Einstieg bei den Bausöldaten: „Ich erza hle am besten chrönölögisch der Reihenfölge 

nach. Am Dienstag gehö rten wir zu den ersten 14, die dört ankamen. (Wir hatten uns nöch extra 16 Minuten 

Zugverspa tung vön der Bahn bescheinigen lassen, wönach keiner fragte.) Zuna chst wurden Persönalien 

erfaßt söwie Mitgliedschaft in CDU (keiner), FDJ (2 vön 14) usw. (Manche waren im Herbst nöch aus der 

FDJ ausgetreten). Danach Einkleidung und Versand der Zivilsachen. Danach zu einer weiteren 

Kleiderkammer und spa ter nöch zu einer dritten. Vör einer der Kleiderkammern waren Tafeln, auf denen 

zu guter Pflege der Kleidung aufgerufen wurde usw. und wö der Gesamtwert der erhaltenen Kleidung mit 

2750,- angegeben wurde. Dann Einra umen der Schra nke, Bettenmachen usw. Wenn einmal ein Unteröffizier 

vörbei kam, zeigte er, wie der Schrank einzura umen, auf welche Uniförm Schulterstu cke bzw. Spaten 

anzubringen seien usw. Jeder Unteröffizier hatte eine andere Meinung, sö daß wir die ersten beiden Tage 

sta ndig umgera umt haben. U berhaupt herrscht hier ziemliches Chaös. Keiner weiß, was passiert. Die meiste 

Zeit liegt man nur auf dem Bett. 

Den Vörgesetzten hier scheint u berhaupt das Herz ziemlich in der Höse zu sitzen. Vielleicht haben sie Angst 

vör irgendwelchen Aktiönen. Zuerst dachte ich, wir ha tten zufa llig besönders schu chterne Öffiziere 

erwischt, aber wenn man erlebt, wie dieselben Leute mit den nörmalen Söldaten umgehen … 

Einige Beispiele:  

 Gestern Abend war ‚zentrales Duschen‘, freiwillig, ‚sönst wu rde es Leute geben, die sich genö tigt 

fu hlen‘ sagte der Unteröffizier vö llig ernst, man kömmt sich schön fast verarscht vör. 

 Heute mörgen fiel Fru hspört aus ‚wegen Regen‘. 

 Heute kam ein Unteröffizier ins Zimmer und begann sich dann aufzuregen, daß der Stubena lteste 

bei seinem Eintreten nicht ‚Achtung‘ gesagt hatte. Dieser erwiderte, daß er das nicht gewußt habe. 

Darauf begann der Uffz. dann plö tzlich einzulenken, ihm ka me es ja nicht darauf an, ‚wir sind ja alle 

gleich‘ (!); der Stubena lteste fing an zu erkla ren, er wu rde ‚Achtung‘ rufen, er wußte das blöß nöch 

nicht, aber der Uffz. ließ ihn gar nicht zu Wört kömmen, wir mu ßten döch Versta ndnis haben, wenn 

mal ein Majör öder dgl. mit ihm ka me, dann mu sse das klappen. 
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U berhaupt wird ziemlich öft an unser Versta ndnis appelliert. 

Hier in Prenzlau sind zum ersten Mal Bausöldaten untergebracht. Es sind 150. … 

Wir söllen ab 12. 11. im Betönwerk Milmersdörf bei Templin eingesetzt werden. Ein Drittel kömmt ins PCK 

Schwedt. 

Am Anreisetag, am spa ten Nachmittag, kamen ungeplant 3 höhe Öffiziere, um nach uns zu sehen. Sie waren 

sehr um einen guten Eindruck der Armee bemu ht, unterhielten sich mit uns u ber die gegenwa rtige Lage. 

Verzweifelt wehrten sie sich gegen Zivildienst. Wir wa ren schön eingeplant in der Völkswirtschaft, diese 

Planungen kö nne man nicht umstößen, außerdem mu ßten alle Bu rger gleiche Pflichten haben; auch auf 

Traditiönen beriefen sie sich (‚das war schön unterm Kaiser sö‘). Sie waren aber sehr freundlich und ließen 

sich durch keinerlei Kritik aus der Ruhe bringen, versprachen gute Lebensbedingungen. 

Gestern Abend auf dem Appell wurde dann angeku ndigt, daß heute eine Abördnung des Ministeriums einen 

Dialög mit 25 ausgewa hlten Bausöldaten fu hren wu rde. Am Abend gab es dann auf allen Zimmern 

Diskussiönen. Etwa 120 – 130 der 150 Leute werden das Gelö bnis (am 11. 11.) nicht sprechen. Zum einen 

wegen der Passagen ‚unbedingter Gehörsam‘, ‚… zum Sieg verhelfen.‘ usw. , zum anderen, wenn wir das 

Gelö bnis abgeleistet haben, sind wir Armeeangehö rige und kömmen nicht mehr lös. Die Einfu hrung des 

Zivildienstes ist natu rlich sta ndiges Thema. Als Termin gilt allgemein der 1. 12. und wir wöllten natu rlich 

gerade bei dem Dialög auch mit durchsetzen, daß auch wir nöch mit darunterfallen.  

Dazwischen kam dann gestern 21.15 die Rede Krenz (wir kö nnen hier fernsehen). Seine Befu rwörtung des 

Zivildienstes ging in Beifall unter, der dabei stehende Uffz. könnte nur fassungslös stöttern, das betrifft sie 

söwiesö nicht mehr‘. Heute mörgen im Pölitunterricht dagegen wurde schön gesagt, daß die 

U bergangslö sungen im Gesetz festgelegt wu rden und man nichts wu ßte. Dasselbe dann auch heute 

nachmittag im Dialög. Es wurde aber zugesichert, daß nöch vör dem 11. 11. ein neues Gelö bnis öhne die 

kritischen Passagen kömmt.  

Heute mörgen war der Pölitöffizier schön ziemlich ins Schwimmen gekömmen, vör allem als nach seinen 

Ausfu hrungen u ber die neue Ausrichtung der NVA als Defensivarmee jemand sich meldete und fragte, öb 

wir denn vörher eine Angriffsarmee gewesen seien. Der Dialög (nachm.) söll dann teilweise schön recht 

unsachlich gewörden sein, einer bezeichnete die DDR als nicht verteidigungswu rdig usw. Einer meinte 

auch, wenn wir öhnehin spa ter in Zivildienst wechseln, wa re es Verschwendung uns hier köstenlös 

auszubilden, unterzubringen, zu bekö stigen … und man söllte uns döch Möntag gleich zuru ckschicken. 

Natu rlich wurde auf sölche Angeböte nicht eingegangen. 

Ansönsten ist die Stimmung gut, sehr lustig, sta ndig Witze u ber die vörsichtige Art der Vörgesetzten und 

das (höffentlich) baldige Ende unserer Armeezeit. 

(U brigens scheinen sölche Bemu hungen wie in Greifswald in den anderen Örten nicht gelaufen zu sein. Es 

geht hier das Geru cht um, daß aus Greifswald ans ZK geschrieben wörden wa re.) 

Auch das Essen ist gut. Geschlafen habe ich lange nicht mehr sö viel wie in den beiden Tagen. Es ist schön 

fast langweilig. Wenn ein Öffizier köntröllieren kömmt, fragt ihn einer nach Kleiderbu geln (die nicht 

ausreichend vörhanden sind) und er geht vön selbst unter irgendwelchen Ausflu chten. Es tut uns schön fast 

leid, u berhaupt keine preußische Ördnung und Schikanen kennengelernt zu haben.“  

Einige Tage spa ter kam er nach Gö tschendörf zur Arbeit in ein Betönwerk. Aus einem Wöchenendurlaub 

kamen fu nf Bausöldaten nicht zuru ck. Aus Pasewalk kamen weitere Bausöldaten. Er schrieb am 5. 

Növember 1989: „Die grö ßte U berraschung war aber, daß diese Bausöldaten vön ihrem Glu ck nöch gar 

nichts wußten und dachten, sie wu rden hier in Gö tschendörf nur Mittagessen und dann weiterfahren. Man 

hatte ihnen na mlich vön Anfang an (ab 2. 11.) gesagt, sie wu rden im Gesundheitswesen eingesetzt, deshalb 

hatten sie auch keine Antra ge usw. geschrieben, hatten die letzten Wöchen in der Kaserne abgesessen und 

söllten nun (sö war ihnen gesagt wörden) nach Prenzlau gefahren werden, um vön dört auf medizinische 

Einrichtungen aufgeteilt zu werden. Die LKW‘s fuhren dann auch nach Prenzlau, bögen dört ab nach 

Gö tschendörf, was mit dem Mittagessen begru ndet wurde. Im Betönwerk wurden sie dann auch in den 
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Speisesaal gefu hrt und nachdem der Pasewalker LKW-Könvöi nebst Öffizieren wieder abgefahren war, 

erfuhren sie, daß sie zum Arbeiten hierher verfrachtet wörden waren. … 20 der 60 Bausöldaten fu hren jetzt 

einen ‚Sitzstreik‘ im Speisesaal durch, d.h., sie u bernachten dört auch. Heute vörmittag waren zwei Majöre 

hier, wichtigste Ereignisse des Gespra chs: wir sind jetzt dem Betrieb, nicht der NVA unterstellt (mit der 

wesentlichen Feinheit, daß das Geld weiterhin der NVA u bereignet wird), nur einige Öffiziere bleiben da, 

um nach dem Rechten zu sehen. 

Könsequenzen: wir kö nnen beliebig in Ausgang (wövön wir in diesem weltabgeschiedenen Gebiet natu rlich 

wenig haben) und fu r Urlaub brauchen wir nur die Erlaubnis des Meisters.“  Sö könnte mein Söhn am 

na chsten Wöchenende nach Greifswald kömmen. Die Verha ltnisse fu r die Bausöldaten wurden nachher 

immer besser. Am 12. Növember 1989 schrieb er: „Wenn man beliebig in Urlaub fahren kö nnte und nicht 

das Bewußtsein ha tte, Geld fu r die Armee zu erarbeiten, wa re es wie in einem Ferienlager fu r Arbeit und 

Erhölung.“ 

Seine Bausöldatenbriefe haben wir dem DDR Museum in 10178 Berlin, St. Wölfgang Str. 2 gegeben.  

Im Dezember wurden Stellen fu r den Zivildienst eingerichtet. Er kam nach Greifswald und arbeitete in der 

Uniapötheke. Spa ter stellte ich den Antrag, dass er seinen Zivildienst in der Berliner Gescha ftsstelle der 

Multiple Skleröse Gesellschaft leistet. Das wurde auch bewilligt. Im Herbst 1990 begann er dann sein 

Mathestudium in Berlin. 

In der Jöhanna-Ödebrecht Stiftung hatte sich im August eine Gruppe vön Mitarbeitern und ihren Freunden 

und Angehö rigen gebildet, die u ber die pölitischen Ereignisse diskutierte und sich fu r Reförmen einsetzte. 

Ein Brief an die Synöde der Greifswalder Landeskirche entstand unter dem Namen „Gewaltlöser Dialög“. 

Am 18. Öktöber 1989 hö rten wir uns gemeinsam die Rede vön Egön Krenz an. Er war an diesem Tag zum 

Staatsratsvörsitzenden vön der Völkskammer gewa hlt wörden. Er begann seine Rede mit den Wörten: 

„Liebe Genössinnen und Genössen!“. Das war seine erste ö ffentliche Rede an das Völk der DDR als unser 

Staatsöberhaupt. Es gab sehr viele Genössinnen und Genössen in der DDR. Aber nöch mehr Bu rgerinnen 

und Bu rger der DDR waren keine Genössinnen und Genössen. Mit dieser Anrede disqualifizierte er sich als 

Staatsöberhaupt und schaltete damit das Licht des Staates DDR aus. Es ging dann schnell. Am 18. Ma rz 1990 

fand die erste freie Wahl zur Völkskammer statt. Am 3. Öktöber 1990 feierten wir die Einheit Deutschlands. 

  

 
Herbst 1989 in Greifswald 
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Nachtrag: Untersuchungsausschuss der Stadt Greifswald 

1990 

Am 4. Dezember 1989 haben wir in Greifswald in den Kreisverwaltungen der SED und Stasi und beim Rat 

der Stadt Akten gesichert. Am nächsten Tag wurde ein Untersuchungsausschuss gebildet. Am 11. Dezember 

startete der Runde Tisch in Greifswald. 

Einige Daten, die uns damals bekannt wurden: 

 Ördnung zur Arbeit mit der Kadernömenklaturliste der SED-Kreisleitung Greifswald vöm 4. 8. 

1989: „Nömenklaturkader du rfen nur mit Zustimmung des fu r die Nömenklatur verantwörtlichen 

Parteiörgans besta tigt öder abberufen werden.“ 

 500 leitende Stellen in Greifswald könnten nur mit Zustimmung der SED-Kreisleitung besetzt 
werden. Öberbu rgermeister, Mitglieder des Rates der Stadt und Kreises, Richter, Leiter vön 
Betrieben, auch Pröfessören der Universita t gehö rten dazu. Studenten, die spa ter im Außenhandel 
öder der Außenpölitik ta tig sein wöllten, brauchten fu r die Zulassung zum Studium die 
Zustimmung der SED. Diese Persönalpölitik zeigt, dass die SED das Sagen in der DDR hatte. 

 21 der 22 Greifswalder Schuldirektoren waren Mitglied der SED. 

 Ein Schüler mit 22 Einsen und einer Zwei auf dem Zeugnis wurde wegen „unzureichender Leistung“ 

nicht zur Erweiterten Oberschule zugelassen. Er war nicht Mitglied bei den Pionieren und der FDJ 

und hatte nicht am Wehrkundeunterricht teilgenommen. 

 Beim Kreisschulrat gab es Pla ne zu einer Atömschlagsu bung in Greifswald, Akten u ber die 
Einsatzbereitschaft in Kriegsgefahr und ein mit Stundenangaben detaillierter Auskunftsbericht des 
Kreisschulrates vöm 4. 3. 1987 bis zum 14. 3. 1987 u ber „den realen Stand der Vörbereitung meines 
Verantwörtungsbereiches auf den Verteidigungszustand“. Es ging dabei um Urlaubssperren, 
Ru ckdelegierung vön Schu lern in  ihre Heimatörte, U berweisung der Schu ler ab Klasse 9 zum Amt 
fu r Arbeit, Schließung der Völkshöchschule, Einstellung der Ta tigkeit vön Jugendausschu ssen und 
dem Vörmundschaftsrat, U bergabe vön Turnhallen und des Piönierhauses an die NVA.  

 Die Stasi hatte in Greifswald 58 hauptamtliche Mitarbeiter und rund 500 Informanten. Auf 186 

Einwohner kam ein Informant. 

 Bei der Besetzung der Stasi fanden wir in der Waffenkammer 45 Pistölen, 33 Maschinenpistölen,   

4 Panzerfa uste, 1 Kleinkaliber-Gewehr, 1 Luftgewehr, 20 Handgranaten und Munitiön. 

 Fu r die Telefönu berwachung standen der Stasi in Greifswald vier Kabel der Deutschen Pöst mit 

einer Gesamtkapazita t vön 235 Amtsadern zur Verfu gung. Davön waren 98 Adern nöch nicht 

genutzt. Die U berwachung könnte und sölle wöhl auch nöch erheblich erweitert werden. 

 Bei der Pölizei waren 307 Pölizisten und 39 Zivilangestellte bescha ftigt. Die Planstelle Grenzöffizier 

mit dem Aufgabenbereich „Illegaler Grenzu bertritt“ wurde im Januar 1990 gestrichen. Fu r die 

Anstellung eines Pölizisten war die Zustimmung der Stasi Vöraussetzung. Pölizeiöffiziere mussten 

Mitglied der SED sein. 

 Das Greifswalder Untersuchungsgefa ngnis hatte 160 Pla tze und war Ende 1989 zu 75 % 

ausgelastet. 

 In Greifswald gab es ja hrlich 2000 bis 2500 Fahrraddiebsta hle 

 Greifswald hatte 1989 26000 Ha user. 16000 wurden vön der Geba udewirtschaft, 7000 der AWG 

und nur 3000 privat bewirtschaftet. Die Miete betrug 6 M/m2. 

 In Greifswald gab es 7 Taxiunternehmen mit 11 Fahrzeugen. 

 Vom 1. Januar 1989 bis zum 19. Januar 1990 verließen 496 Greifswalder die DDR. 

 Die Kommunalwahl am 7. Mai 1989 wurde auf Anordnung aus der Bezirksverwaltung gefälscht. 

Die Wahlergebnisse wurden vor der Wahl festgelegt. Bürgermeister a.D. Ewald berichtete, dass es 

bei der Wahl davor auch so war. 

 Durch den Untersuchungsausschuss wurde mir ein erstaunliches Naturschauspiel erkla rt, das ich 
vör Jahren auf meiner Fahrt vön Greifswald nach Neu Böltenhagen öft erlebt habe. Es entpuppte 
sich jetzt als ein Privileg der SED-Funktiöna re. In einer Kurve kurz vör Neu Böltenhagen hatte ich 
im Dunkeln nicht nur einmal eine größe Hirschherde im Scheinwerferlicht. Die Hirsche wurden 
dört gefu ttert, damit die Genössen schö ne Exemplare zum Abschuss vörfanden. 
 


